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Energieversorger
investieren in ihre Netze
Der VBEW-Vorstandsvorsitzende sprach bei
der Jahrespressekonferenz des Unterneh-
mens von stabilen Stromprei-
sen bis Mitte 2007. Seite 5

Herbert Dombrowsky:

Fokus auf
Kommunalwahl 2008
Beim KPV-Hauptausschuss und -Landesvor-
stand gewährte der Passauer Politologe in-
teressante Einblicke in die
politische Großwetterlage. Seite 2

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter:

„Der alte Mensch
kann nicht warten!“
Beim Internationalen Geriatrietag in Rosen-
heim forderte der Bezirkstagspräsident, die im
Alter vorhandenen Potenzia-
le nicht zu verschenken. Seite 16

Richard Bartsch:

Gefährlich sind die Wähler,
die aus nachhaltiger Frus-
tration über die Politik, aus
tiefer Verachtung für die Po-
litiker oder deshalb nicht
zur Wahl gehen, weil sie den
Glauben verloren haben,
dass ihre Stimme zählt. Die-
se Leute sind verführbar.
Der Bürgermeister jedoch
glaubt eher an die Faulheit
der Menschen und weniger
an deren Frustration.    S. 15

Bitte um Mithilfe:

Bücher aus
dem Feuer

Lesungen zum Jahrestag der
Bücherverbrennung

Auch heuer werden am Jah-
restag der Bücherverbren-
nung, dem 10. Mai, zahlrei-
che Lesungen aus den Werken
jener Autoren stattfinden, de-
ren Vernichtung die Nazis an-
geordnet hatten. Initiator Ger-
hard Schmitt-Thiel konnte er-
neut zahlreiche prominente
Mitstreiter gewinnen. Feste
Zusagen gibt es beispielswei-
se von Landtagspräsident
Glück und seinem Vorgänger
Böhm, den bayerischen Kabi-
nettsmitgliedern Faltlhauser,
Goppel, Huber und Schneider
und Oberbürgermeister Ude.

„Vor oder in Rathäusern, in
Bibliotheken, Museen, Buch-
handlungen, an Schulen, Uni-
versitäten, von Lernenden
und Lehrern, in allen Thea-
tern, Opern, Kinos ... jeweils
vor den Aufführungen, auf öf-
fentlichen Plätzen, soll aus
Texten gelesen werden, die
ein Opfer der Flammen ge-
worden waren. Die Initiatoren
selbst können nur Anstoß ge-
ben und über das Internet alle
Aktivitäten koordinieren. In-
zwischen haben sich auch
wieder zahlreiche Kommunen
gemeldet. 

Bitte tragen Sie ggf. Ihre
Aktionen im Internet unter
www.buecherlesung.de ein.

Kreativpreis an Prof. Dr. Claus Grimm:

Funkelnde 
Meilensteine

Preisverleihung durch Bund der Steuerzahler und
Bayerische Gemeindezeitung

Als Novum wurde der Kreativpreis des Bundes der
Steuerzahler in Kooperation mit der Bayerischen Ge-
meindezeitung verliehen. Frischgebackener Preisträ-
ger ist der Direktor des Hauses der Bayerischen Ge-
schichte, Prof. Dr. Claus Grimm. Wissenschaftsminis-
ter Dr. Thomas Goppel würdigte ihn bei einem Fest-
akt im Kleinen Goldenen Saal zu Augsburg für seine
effiziente, kreative und unkonventionelle Arbeit. Mu-
sikalisch umrahmt wurde die von Gerhard Schmitt-
Thiel moderierte Veranstaltung vom Quartett der
Hochschule für Musik Nürnberg-Augsburg.

Der Bund der Steuerzahler, so
Präsident Rolf von Hohenhau in
seiner Begrüßung, fordert den
sparsamen Umgang mit den hart
verdienten Steuergeldern. Er sei
sozusagen die Lobby der steuer-
zahlenden Bürger. Er wache ins-
besondere darüber, dass die
Grundsätze von Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit in Gesetzge-
bung und Verwaltung beachtet
werden, die Steuer- und Abga-
benpolitik sinnvoll und gerecht
praktiziert wird und die öffentli-
che Hand mit ihren Einnahmen
und Ausgaben sachgerecht um-
geht. Wichtigste Aufgabe der
größten „Bürgerinitiative“ in
Deutschland sei es, zur Mei-
nungsbildung in der Bevölke-
rung beizutragen und aufzu-

klären. Für die politischen Ent-
scheidungsträger müsse die
Stimme des Bundes der Steuer-
zahler unüberhörbar sein.

Plus bei Kulturevents

Den neuen Preisträger Prof.
Grimm würdigte von Hohenhau
mit folgenden Worten: „Über
zwei Jahrzehnte lang haben Sie
sich durch unkonventionelle und
innovative Arbeit um die bayeri-
sche Bevölkerung und um die
Steuerzahler in besonderer Wei-
se verdient gemacht. Mit den
Landesausstellungen Ihres Hau-
ses ist es Ihnen gelungen, die
bayerische Geschichte und Kul-
tur auf kreative und effektive Art

(Fortsetzung auf Seite 4)

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Landesplanung 
und Problemschüler

Der Vorstand des Bayerischen Städtetag lehnt den von der
Staatsregierung beschlossenen Gesetzentwurf ab, der es erlaubt,
Schüler, die „notorisch“ den Unterricht stören, von der Schule
zu verweisen. Wie der Vorsitzende, Regensburgs Oberbürger-
meister Hans Schaidinger, bei einer Pressekonferenz betonte,
dürfe sich der Staat seines verfassungsrechtlichen Bildungs- und
Erziehungsauftrags auch bei schwierigen und nachhaltig stören-
den Kindern nicht entziehen: „Statt Kinder von der Schule aus-
zuschließen, brauchen wir eine intensivere sozialpädagogische
Betreuung an den Schulen.“ 

Der verabschiedete Gesetzent-
wurf entpuppe sich bei näherem
Hinsehen als Spargesetz zulasten
der Kommunen als Träger der
Jugendhilfe. Ihnen werden künf-
tig die ausgeschlossenen Schüler
kurzerhand vor die Tür gesetzt,
erklärte Schaidinger. Der Staat
sei auch nicht bereit, die prognos-

pädagogen und Psychologen an
Schulen einzustellen und zusätzli-
che eigene Beschulungsmaßnah-
men und -konzepte für nachhaltig
störende Kinder und Jugendliche
vorzusehen. Schließlich gibt es
Schaidinger zufolge „Fälle von
Schulstörern, die besondere Maß-
nahmen erfordern“. Nicht akzep-
tabel aber sei es, „dass der Frei-
staat seine Aufgaben einfach der
Jugendhilfe auflädt“. 

Präventive Schulsozialarbeit

Derzeit stehen nach Schaidin-
gers Angaben für rund 1,7 Mil-
lionen Schülerinnen und Schüler
in Bayern 500 Schulpsycholo-
gen zur Verfügung. Die Schüler
müssten durchschnittlich sieben
Wochen auf eine schulpsycholo-
gische Beratung und dreieinhalb
Wochen auf einen Termin bei
Beratungslehrern warten. 

Mehr Ganztagsschulen

In diesem Zusammenhang kri-
tisierten die Kommunalpolitiker,
dass der Freistaat erst seit kur-
zem die präventive Schulsozial-
arbeit finanziell unterstützt. Im
Jahr 2002 sei zugesagt worden,
dass in zehn Jahren 350 neue
Stellen zu 40 Prozent gefördert
werden. Tatsächlich aber seien
im Zuge der Haushaltskonsoli-
dierung der vergangenen Jahre
Mittel gestrichen worden, so
dass erst 87 Stellen finanziell un-
terstützt würden. 

Hilfreich wäre es nach Auffas-
sung des Städtetags auch, wenn

bedarfsorientiert mehr Ganztags-
schulen angeboten würden. Da-
mit könnte man Erziehungsdefi-
zite besser in den Griff bekom-
men. Landesweit gebe es derzeit
70 staatliche Ganztagsschulen.
Dem stünden mehr als 600
Schulen mit Ganztagsangeboten
freier und kommunaler Träger
gegenüber.

Das Kapital des Landes

In der Diskussion um das Lan-
desentwicklungsprogramm hat
der Städtetagsvorstand nochmals
die Bedeutung der zentralen Orte
für die Entwicklung Bayerns be-
tont. Seiner Auffassung nach bil-
det das Netz der Städte und Ge-
meinden - in den Verdichtungs-
räumen und im ländlichen Raum
- das wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rückgrat des Freistaa-
tes. Von diesen zentralen Städten
und Gemeinden mit Versor-
gungsfunktion für das Umland
gingen die Impulse für neue Ent-
wicklungen aus. Laut Schaidin-
ger zeigt ein Blick in die Ge-
schichte, „dass es schon immer
die Städte und Gemeinden wa-
ren, die das Land vorangebracht
haben. Sie sind das Kapital die-
ses Landes“.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kabinettsbeschluss: 

Eckpunkte für neue
Strukturförderung

Ab 2007 mehr als 500 Millionen Euro 
aus EU-Mitteln für regionale Wirtschaftsförderung

Das Bayerische Kabinett hat
die Eckpunkte für den Einsatz
der EU-Strukturfördermittel ab
2007 im Freistaat beschlossen.
Bayerns Wirtschaftsminister Er-
win Huber zeigte sich zufrieden,
dass Bayern im Vergleich zur ak-

tuellen Förderperiode ab 2007
sogar mit einem leichten Anstieg
der verfügbaren EU-Mittel rech-
nen kann. Huber: „Wir haben ein
hervorragendes Ergebnis beson-
ders für den ländlichen Raum
und die ostbayerischen Grenzge-
biete erzielt.“ 

Nachfolger für das 
Ziel-2-Förderprogramm

Bei dem neuen Programm für
den EU-Strukturfonds EFRE
handelt es sich um den Nachfol-
ger für das aktuelle Ziel-2-För-
derprogramm, das Ende dieses
Jahres ausläuft. Im Rahmen der
EFRE-Förderung erhält der Frei-
staat von 2007 bis 2013 voraus-
sichtlich insgesamt rund 436 Mil-
lionen Euro. Bei den Verhandlun-
gen über die finanzielle Voraus-
schau hat der Europäische Rat im
Dezember 2005 außerdem eine
Sonderzuweisung von 75 Millio-
nen Euro für die bayerischen
Grenzregionen beschlossen.
Außer Bayern hat nur noch Öster-
reich eine entsprechende Sonder-
förderung bekommen. 

(Fortsetzung auf Seite 2)

tizierten Kosten von 516.000
Euro pro Jahr zu übernehmen.
Der Vorsitzende: „Viele Städte
bezahlen bereits auf eigene
Rechnung Sozialpädagogen an
den Schulen, um die Probleme
im Vorfeld in den Griff zu be-
kommen. Zum Dank dafür ent-
zieht sich der Freistaat jetzt voll
seiner Verantwortung für die
Problemschüler.“ 

Die Städte fordern den Frei-
staat Bayern auf, statt der ange-
strebten Sparlösung mehr Sozial-

OB Hans Schaidinger.

Gemeinsame Freude bei der Übergabe des Kreativpreises des Bundes der Steuerzahler (v. l.): Wis-
senschaftsminister Dr. Thomas Goppel, Oberbürgermeister Dr. Paul Wengert, Preisträger Prof. Dr.
Claus Grimm, GZ-Verlegerin Anne-Marie von Hassel, Steuerzahler-Präsident Baron Rolf von Ho-
henhau und der Vorsitzende des Verwaltungsrates des Bundes der Steuerzahler, Dr. Paul Stefan. 
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Bürgermeister 
Rudolf Eineder
92334 Berching

am 29. 4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Riß

86568 Hollenbach
am 2. 5.

Oberbürgermeister
Josef Martin

96199 Zapfendorf
am 4. 5.

Bürgermeister Gerhard Schmitt
91077 Dormitz

am 6. 5.

Bürgermeister Hans Fischer
97525 Schwebheim

am 6. 5.

Bürgermeister 
Wolfgang Abt

87547 Missen-Wilhams
am 28. 4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Josef Steigenberger
82347 Bernried

am 5. 5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister
Dr. Thomas Jung

90744 Fürth
am 5. 5.

Bürgermeister Rüdiger Gerst
96164 Kemmern

am 26. 4.

Bürgermeister Stefan Beer
83125 Eggstätt

am 28. 4.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Maximilian Schober
93345 Hausen

am 27. 4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Forkel

96486 Lautertal
am 3. 5.

Bürgermeister Dieter Thoma
95691 Hohenberg a. d. Eger

am 5. 5.

Bürgermeister Adolf Büttner
97645 Ostheim

am 7. 5.

Landrat Norbert Kerkel
83714 Miesbach

am 8. 5.

Bürgermeister Ludwig Mühleck
97255 sonderhofen

am 26. 4.

Bürgermeister Albert Dippold
96167 Königsfeld

am 27. 4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Clemens Behr

97631 Bad Königshofen
am 2. 5.

Bürgermeister Josef Singer
83553 Frauenneuharting

am 3. 5.

Bürgermeister
Edgar Engelbrecht

97520 Röthlein
am 8. 5.

Bürgermeister Wolfgang Bayerl
92431 Neunburg vorm Wald

am 26. 4.

Wir gratulieren

(Fortsetzung von Seite 1)
Das neue Programm der

Staatsregierung setzt für den
Einsatz der EU-Strukturförder-
mittel einen klaren Schwerpunkt
in Ostbayern. Die Sonderzuwei-
sung von 75 Millionen Euro ist
durch Beschluss der EU an eine
Verwendung für die bayerischen
Grenzregionen an der tschechi-
schen Grenze gebunden. Nach
den beschlossenen Eckpunkten
werden die regulären EFRE-
Mittel überwiegend in den drei
Grenzregierungsbezirken Nie-
derbayern, Oberpfalz und Ober-
franken eingesetzt werden. An-
ders als in der bisherigen Förder-
periode gibt die EU keine Förd-
ergebietskulisse mehr für die
Mitgliedstaaten und die Regio-
nen vor. 

Die Eckpunkte für das neue
Programm sehen vier themati-
sche Schwerpunkte vor: 
1. Innovation und wissensba-
sierte Wirtschaft

Dieser Schwerpunkt dient der
Stärkung von Innovation, For-
schung und Entwicklung in den
Fördergebieten. Vorgesehen sind
die Unterstützung von For-
schungs- und Kompetenzzen-
tren, von Gemeinschaftsinitiati-
ven von Universitäten und Fach-
hochschulen mit kleinen und
mittleren Unternehmen, Zu-
kunftsprojekte im Bereich Um-
weltforschung und Energiege-
winnung sowie eine verbesserte
Kapitalausstattung und Beratung

bei Unternehmensgründungen. 
2. Gründungsförderung und
Förderung der betrieblichen
Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung insbesondere von
kleinen und mittleren Unter-
nehme“

Die für diesen Schwerpunkt
vorgesehenen Mittel dienen ins-
besondere der nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung in den
Fördergebieten. Neben Investiti-
onshilfen für kleinere und mittle-
re Unternehmen werden vor al-
lem Innovationen wie die Ein-
führung neuer Produkte und neu-
er Produktionsprozesse verstärkt
gefördert.
3. Ausgleich intraregionaler
Disparitäten und Ausbau spezi-
fischer Entwicklungspotentiale

Ein weiterer Förderschwer-
punkt ist die Stärkung des ländli-
chen Raumes sowie die Unter-
stützung einer nachhaltigen
Stadtentwicklung und des Natur-
und Kulturerbes in Bayern. Dazu
gehören auch Maßnahmen zum
Hochwasserschutz. 
4. Nachhaltige wirtschaftliche
Entwicklungen der Grenzre-
gionen

Die Sonderzuweisung von 75
Millionen Euro für die Grenzge-
biete zu Tschechien wird insbe-
sondere für Investitionen in die
Verkehrsinfrastruktur, die Frem-
denverkehrsinfrastruktur sowie
zusätzliche Verstärkungsmittel
für die Schwerpunkte 1 bis 3 in
den Grenzregionen eingesetzt. 

LEP noch umstritten
Insgesamt positive Reaktionen bei Anhörung zum Landesentwicklungsprogramm

Bedeutung und künftige Funktion der zentralen Orte in Bay-
ern sowie die Zulassung von Einzelhandelsgroßprojekten sind
noch strittige Punkte des von Wirtschaftsminister Erwin Hu-
ber im März dem Landtag vorgelegten neuen Landesentwick-
lungsprogramms (LEP). Es soll, wie berichtet (GZ 6/23.3.06),
Stadt und Land gleichwertige Entwicklungschancen geben. In
einer Anhörung des Wirtschaftsausschusses zeigte sich bei bei-
den Themen, dass nicht nur bei Wirtschaft und Handel son-
dern auch zwischen Städten, Gemeinden und Landkreisen
noch Meinungsgegensätze bestehen. Insgesamt jedoch fand
das neue LEP bei den Experten eine überwiegend positive Re-
aktion. Die Opposition blieb ablehnend. 

Ausschussvorsitzender Franz
Josef Pschierer (CSU) bestätigte,
dass für die parlamentarische
Entscheidung, die bis zum Som-
mer fallen soll, noch manches
klärungsbedürftig sei. Für das
zuständige Wirtschaftsministe-
rium sicherte Ministerialdirigent
Prof. Konrad Goppel eine sorg-
fältige Prüfung der Anhörungs-
ergebnisse zu. Von Bedeutung
wird nach Pschierers Worten in
Sachen Einzelhandelgroßprojek-
te, also Verkaufsmärkte auf der
grünen Wiese, eine Konferenz
der Wirtschafts- und Kommu-
nalverbände mit dem Minister
am 24. April sein. 

Interessenskonflikte

Zur Frage, ob am bestehenden
System der zentralen Orte und
ihrer Zuordnung zu den „Ge-
bietskategorien“ unverändert
festzuhalten sei, forderte Städte-
tagsvorsitzender Hans Schaidin-
ger, gestützt auf einen Vorstands-
beschluss, eine Raumkategorie
„städtische Räume“ in das LEP
aufzunehmen. Es müsse neben
die Kategorien „Verdichtungs-
räume“ und „ländlicher Raum“
treten und aus den zentralen Or-
ten und ihren Verdichtungsräu-
men bestehen. Gemeindetagsge-
schäftsführer Dr. Jürgen Busse
und im gleichen Tenor Dr. Maria
Wellan als Sprecherin des Land-
kreistages sahen die Gefahr, dass
die Städte aus dem ländlichen
Raum herauszogen werden. 

Schaidinger warnte, Gebiets-
kategorien zu instrumentalisie-
ren. 313 der 354 zentralen Orte
lägen außerhalb der Ballungs-
räume.

Goppel betonte, das System
der zentralen Orte mit Metropol-
regionen werde schon unter der

Perspektive der demografischen
Entwicklung gebraucht. Nur
nach Verdichtungs- und ländli-
chen Räumen zu unterscheiden,
genüge nicht. Bei der nächsten
Fortschreibung des LEP werde
es auch Rückstufungen für zen-
trale Orte geben. Auch die Spre-
cher von SPD und Grünen im
Wirtschaftsausschuss, Dr. Hilde-
gard Kronawitter und Dr. Chris-
tian Magerl äußerten Zweifel am
LEP, waren im Grundsatz jedoch
ebenfalls für zentrale Orte.
Pschierer kündigte an, der Krite-
rienkatalog werde überarbeitet. 

Unbillige Konkurrenz

Zum Streitpunkt Einkaufszen-
tren warnten u. a. Bernd Ohl-
mann vom Einzelhandelsver-
band und Christian Breu für die
Arbeitsgemeinschaft der Pla-
nungsverbände vor den zu weit
gehenden Möglichkeiten im
neuen LEP. Münchens Stadtpla-
nungsreferentin Christiane Thal-
gott verwies auf Beispiele aus
den Randgemeinden der Landes-
hauptstadt, die zwar praktisch
kaum noch einen Einzelhandel
hätten, der Stadt jedoch nach den
neuen Kriterien für den Bau von
Einkaufszentren eine unbillige
Konkurrenz machen könnten. 

Die Meinung von Reinhold
Bocklet (CSU), dies sei ein spe-
ziell Münchner Thema, wies die
stellvertretende Ausschussvorsit-
zende Dr. Hildegard Kronawitter
(SPD) zurück. 

Schaidinger forderte, in den
für die Zulassung zuständigen
Planungsverbänden aufzupas-
sen, dass die Städte nicht von
den Landkreisen dominiert wür-
den. Den Gemeinden konzedier-
te er, soweit die Lebensmittel-
Grundversorgung vor Ort nicht

gesichert sei, seien Einzelhan-
delsprojekte auch in kleinen Ge-
meinden vertretbar. Goppel ver-
sicherte, das Ministerium unter-
stütze die Einzelhandelskonzep-
te für solche Zentren, sofern der
Spielraum bei den vorgesehenen
Abmessungen sinnvoll ausge-
nutzt werde. Wie, soll noch aus-
gehandelt werden, Pschierer bat
die kommunalen Spitzenverbän-
de um Vorschläge. Er räumte ein,
diese Frage bedeute für die Re-
gierungsfraktion eine schwierige
Situation. Eine Ideallösung wer-
de es nicht geben. 

Zusammenfassend stellten sich
die Kommunalvertreter zum neu-
en LEP weitgehend positiv. Bus-

se vermisste allerdings „die Visi-
on für den ländlichen Raum“. Er
werde vernachlässigt. Schaidin-
ger ging auf die Gemeinden zu.
Sie und die Städte seien es schon
immer gewesen, die das Land
vorangebracht haben. 

Annäherung zwischen
Wirtschaft und Kommunen

Pschierer begrüßte in seinem
Fazit die Ansätze einer Annähe-
rung zwischen den Interessen
der Wirtschaft und der Kommu-
nen. Für eine Neuausrichtung
bei Teilfortschreibung des LEP
sei er offen. Frau Kronawitter
nahm das als Beweis, dass die
vorliegende Neufassung ein
Schnellschuss sei und den Aktio-
nismus der Stoiber’schen Politik
beweise. Wirtschaftsminister Er-
win Huber blieb in einer schrift-
lichen Stellungnahme dabei, die

Staatsregierung habe ein straffes,
lesbares und anwenderfreundli-
ches Dokument vorgelegt, das
die wesentlichen landesentwick-
lungspolitischen Prioritäten klar
herausstelle. rm

KPV-Hauptausschuss und Landesvorstand:

Fokus auf Kommunalwahl 2008
„Die Aussichten für die Freien Wähler vor der Kommunalwahl
2008 sind grundsätzlich nicht anders als sie in den vergangenen
Jahrzehnten gewesen sind.“ Zu diesem Schluss kam der Poli-
tikwissenschaftler Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter (Aka-
demie für Politische Bildung Tutzing), der bei einer Sitzung des
KPV-Hauptausschusses und Landesvorstandes im Franz Josef
Strauß-Haus in München zum Thema „Chancen der Freien
Wähler vor der Kommunalwahl 2008“ referierte. Ganz allge-
mein werden, so Oberreuter, für den Wahlausgang ökonomische
und sozialpolitische Fragen ausschlaggebend sein.

Betrachte man sich die Wahl-
ergebnisse der Freien Wähler-
gruppen in Bayern im einzelnen,
so verfüge die Organisation über
ein „gesichertes Zustimmungs-
potenzial im Lande“, betonte der
Politologe, wenngleich eine treue
Stammwählerschaft gänzlich
fehle und die FW-Klientel sozio-
logisch kaum fassbar sei. Im
Freistaat hätten sich die Freien
Wähler in den kreisfreien Städ-
ten und in den Kreistagen ein
Potenzial von 15 Prozent der
Wählerstimmen angeeignet und
stellten somit die drittstärkste
Kraft. Betrachte man sich die
Wahl der Stadträte in den kreis-
freien Städten Bayerns, so kom-
men die Wählergruppen aller-
dings nur auf 7,9 Prozent der
Stimmen und liegen damit eben-
falls hinter CSU und SPD und
nur knapp vor den Grünen.

Tendenziell sei zu beobachten,
„dass je kleiner die Gemeinden
sind, umso deutlicher eine ge-
wisse Sehnsucht danach besteht,

lokale Probleme sachbezogen
und nicht parteiorientiert zu lö-
sen“ - „wobei es ohnehin schwer
ist, die Parteiorientierung in vie-
len kommunalpolitischen Berei-
chen zu erkennen“, erklärte
Oberreuter. Dass sinkende Wahl-
beteiligungen möglicherweise
Auswirkungen auf die Proportio-
nalität zwischen CSU und Freien
Wählern haben könnten, konnte
der Wissenschaftler indes nicht
erkennen. „Fakt ist: Gut organi-
sierte Parteien haben bei sinken-
der Wahlbeteiligung keine Mobi-
lisierungsvorteile. Die Freien
Wähler sind bislang in jeder poli-
tischen Konstellation resistent
gegen intervenierende Einflüsse
der großen Politik geblieben.“

Vertrauensverlust

Sinkende Wahlbeteiligungen
resultieren Oberreuter zufolge
aus dem allgemeinen Vertrau-
ensverlust aller politischen Par-
teien in den letzten Jahrzehnten.

Laut Untersuchungen vom No-
vember vergangenen Jahres „ha-
ben wir zum ersten Mal in der
Republik den Befund, dass 51
Prozent der Wahlberechtigten
der Demokratie skeptisch ge-
genüberstehen“. Präzise ausge-
drückt bedeute dies, „dass sich
zwischen 1995 und 2005 das
Vertrauen in wesentliche politi-
sche Institutionen wie Bundesre-
gierung, Bundestag und Parteien
halbiert hat“.

Großwetterlage

KPV-Landesvorsitzender Luit-
pold Braun teilte voll und ganz
Oberreuters Einschätzung zur
politischen Großwetterlage. Die
nachlassende Akzeptanz der po-
litischen Parteien sei in der Aus-
einandersetzung mit den Freien
Wählern zweifellos ein Nachteil.
„Wenn ich das Grundvertrauen
in die gesamte Innung verliere,
tue ich mich natürlich schwer,

Aufträge zu bekommen“, stellte
Braun fest, der allerdings auch zu
bedenken gab, „dass nicht in al-
lem, wo Freier Wähler draufsteht,
auch Freier Wähler drin ist“. Bes-
tes Beispiel hierfür sei sein Land-
kreis Weilheim-Schongau, in
dem es Bürgermeister gebe, die
als Freie Wähler kandidiert hät-
ten, obgleich sie der CSU an-
gehören. Ein wesentlicher Teil
der Freien Wähler sei nach-
weislich „Fleisch von unserem
Fleisch“, betonte der Landrat.

Stichwahl-Verhalten

Dies ändere allerdings nichts
daran, dass es in den vergangenen
zehn bis 15 Jahren eine kleine
Verschiebung im Stichwahl-Ver-
halten gegeben habe, fuhr der
KPV-Vorsitzende fort: Während
es vor 25 Jahren nahezu üblich
war, dass sich die Freien Wähler
bei Stichwahlen zwischen einem
CSU und SPD-Bewerber für ers-
teren aussprachen, ist das heute
nicht mehr so.“ Dies hänge, so
vermutete Braun, wohl auch da-
mit zusammen, dass die Freien
Wähler versuchen, „sich auch in-

tern etwas von der CSU bzw. sich
von dem Ruf, eine reine
Hilfstruppe zu sein, abzunabeln“.

Immer mehr Menschen 
in sozialen Notlagen

Die abnehmende Integrations-
kraft der Volksparteien nahm
Fürths Landrätin Dr. Gabriele
Pauli zum Anlass, darauf hinzu-
weisen, „dass Kommunalpoliti-
ker, die ja zwangsläufig sehr nah
am Menschen sind, immer öfter
bemerken, dass die Unzufrieden-
heit im Lande sehr groß ist bzw.
immer mehr Menschen in sozia-
le Notlagen kommen“. Dies sei
ein „spürbarer Trend“, bedingt u.
a. durch Hartz IV, Kontingentie-
rungen im medizinischen Be-
reich, Pflegeproblematik oder
Lehrstellenmangel.

„Wir müssen Korrekturen ein-
leiten“, forderte Pauli. „Bevor
ein gefährlicher Unruheherd ent-
steht und neue radikale Gruppie-
rungen Zulauf bekommen“, gel-
te es für die CSU, Gegenstrategi-
en zu entwickeln und sich zu 
öffnen. Die Partei müsse ein Au-
ge darauf werfen, „wo soziale
Schieflagen sind“. Pauli bezeich-
nete es als Chance für die CSU,
„auch auf die zuzugehen, die im
Schatten stehen“.

Darüber hinaus plädierte die
Landrätin dafür, das deutsche
Wahlsystem zu überdenken. Ihre

Eckpunkte für neue Struktur...

Prof. Heinrich Oberreuter, Landrat Luitpold Braun und Flo-
rian Hahn (v. l.). Foto: Mayr

Frage: „Ist es gut, Kandidaten im-
mer aus der eigenen Partei zu re-
krutieren?“ beantwortete sie mit
einem klaren Nein. Die Parteien
seien verkrustet. Es gelte, sich
mehr für Parteiungebundene zu
öffnen, „dann wäre auch wieder
die Bereitschaft zu mehr Engage-
ment vorhanden“, zeigte sich
Pauli überzeugt. Amerika nehme
hier eine Vorbildfunktion ein.

Listen öffnen

Luitpold Braun merkte hier-
zu an, dass die in der GZ mehr-
mals geschaltete Anzeige bis-
lang eine Reihe guter Kandida-
ten hervorgebracht habe - unter
ihnen erfreulicherweise zwei
Frauen. Er appellierte an seine
Parteifreunde, die Listen zu
öffnen. Dabei dürften auch
wahlberechtigte EU-Mitbürger
nicht außer Acht gelassen wer-
den. Dieses Potenzial, „ein
Stück vorpolitischer Raum“,
sei wichtig und müsse deshalb
erschlossen werden. „Auch
kleine Gruppen sind wichtig
zur Erringung einer Mehrheit“,
gab Braun zu bedenken.      DK
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Landesausstellung „200 Jahre Franken in Bayern“:

Glückliche Verbindung
Die jüngere Geschichte des Frankenlandes stellt die Bayerische
Landesausstellung „200 Jahre Franken in Bayern“ im Nürnber-
ger Museum Industriekultur in den Fokus des Interesses. Genau
zwei Jahrhunderte, nachdem umfangreiche Gebiete des fränki-
schen Reichskreises 1806 zum Königreich Bayern kamen, wid-
met sich das Haus der Bayerischen Geschichte zusammen mit
der Stadt Nürnberg deren nicht ganz freiwilliger Eingliederung
in die junge Monarchie. Die Geschichte Frankens mit den
großen politischen und gesellschaftlichen Veränderungen der
vergangenen 200 Jahre wird somit bis 12. November zum The-
ma einer spannenden und unterhaltsamen Geschichtsinszenie-
rung, wie Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel im Rah-
men einer Pressekonferenz betonte.

Das Museum Industriekultur,
eine ehemalige Fabrikhalle des
Nürnberger Tafelwerks, ist als
Symbol der Industrialisierung
der bewusst gewählte und pas-
sende Schauplatz für die Bayeri-
sche Landesausstellung. Vielfäl-

ter Dr. Ulrich Maly die 200-
jährige Verbindung von Franken
und Bayern als „Erfolgsmodell
für das ganze Land“. Er kündigte
die weitere konsequente Stär-
kung des Wirtschafts-, Wissen-
schafts- und Kulturstandortes

Bayern innovativ“ profitieren
können, für die der Freistaat 50
Millionen Euro investiert. In den
Bereichen Logistik, Energie und
Finanzdienstleistungen sowie in
den Forschungsfeldern Chemie,
IUK, Medizin- und Biotechnolo-
gie werde Bayerns Norden eine
gewichtige Rolle spielen.

Freie Reichsstädte 

Der Ministerpräsident würdig-
te auch die herausragende Rolle
Frankens für Bayern: „Die lange
Tradition der freien Reichsstädte
mit ihrem großartigen Kauf-
manns- und Unternehmergeist
wirkt bis heute fort. Seit Jahr-
hunderten beweisen die Franken
immer wieder Erfindungsreich-
tum und Innovationskraft.“ Zu
Recht betonten die Franken
ebenso wie die anderen bayeri-
schen Stämme ihre besondere re-
gionale Identität. Das Miteinan-
der von regionalen Identitäten
und bayerischem Bewusstsein
habe Bayern stark gemacht.
Stoiber: „Regionale Identität und
bayerische Identität sind in unse-
rem Land eine glückliche Ver-
bindung eingegangen. Die ver-
schiedenen Stämme haben ihre
regionalen Wurzeln und Tradi-
tionen nie vergessen. Das macht
uns auch im modernen Bayern
unverwechselbar und das ist ein
besonderes Erfolgsgeheimnis
unseres Landes.“

Zusammenhänge des
tatsächlichen Lebens

Der Direktor des Hauses der
Bayerischen Geschichte, Prof.
Dr. Claus Grimm, verwies dar-
auf, „dass unsere Ausstellung die
Zusammenhänge des tatsächli-
chen Lebens und damit die Ver-
flechtung vieler Entwicklungen
berücksichtigen muss, deren Nach-
wirkungen wir heute spüren“.
Das Zusammenwachsen der Ge-
biete des einstigen „Fleckentep-
pichs“ zu einer Landschaft
„Franken“ sei durch ein gemein-
sames modernes Staatswesen
zustande gekommen, das in zen-
tralen Verwaltungen organisiert
wurde und sich auf ein neuent-
stehendes Beamtentum stützte,
durch ein einheitliches Rechts-
system und gemeinsame Le-

Stellen Sie sich vor, Dele-
gierte aus 68 europäischen
konservativ-liberalen und
christlich-demokratischen
Parteien beschließen als Eu-
ropäische Volkspartei auf ih-
rem Parteikongress in Rom
Ende März das Manifest:
„Für ein Europa der Bürger:
Prioritäten für eine bessere
Zukunft“ und kein einfaches
Parteimitglied geschweige
denn der berühmte Bürger „Otto-Normalver-
braucher“ nehmen davon Notiz. 

Der Schock über die geplatzten Referenden
zum europäischen Verfassungsentwurf in
Frankreich und den Niederlanden sitzt tief. Das
konnte man in Rom hautnah spüren. Die eu-

ropäische Euphorie der Gründerväter ist been-
det. Europa wird heute mit Bürokratie gleichge-
setzt. Allzu selbstverständlich werden inzwi-
schen die Errungenschaften eines europäischen
Einigungsprozesses genommen. Die 700 Dele-
gierten aus ganz Europa haben erkannt, dass
man wieder mehr den Bürger mitnehmen muss.
Man hat erkannt, dass Europa nur dann funk-
tioniert und akzeptiert wird, wenn es sich nur
mit den Fragen beschäftigt, die man eben nicht
besser national, regional oder kommunal lösen
kann. Und der Bürger lebt nun einmal in seiner
Heimat, seiner Region und in seiner Kommune.

Die KPV Bayern wirkte mit zwei Delegierten
an diesem „Manifest von Rom“ mit. Die CSU
hat durch die Nominierung von Landrat Hanns
Dorfner und mir als Kongressdelegierte auch
deutlich gemacht, dass wir alle, vom Europaab-

geordneten über die Vertreter
aus Bundes- und Landtag bis
in die Kommunalpolitik hinein
in gemeinsamer Verantwor-
tung „für ein Europa der Bür-
ger“ stehen. Um dies zu be-
stärken, beantragte die EVP-
Fraktion im Europaparla-
ment, in das Kongress-Doku-
ment aufzunehmen, dass „der
Dialog mit den Bürgern in Eu-
ropa nur dann die Verfas-
sungskrise überwinden kann,
wenn er nicht nur jede einzel-
ne EU-Institution, sondern
auch nationale und regionale

Parlamente, kommunale Verwaltungen, politi-
sche Parteien, Sozialpartner, die Bürgergesell-
schaft, die Wissenschaft und die Medien einbe-
zieht.“

Auffällig ist nämlich, dass bei solchen Kon-
gressen insbesondere die Regierungschefs und
Parteiführer ein klares, oft glühendes Bekenntnis
zu Europa, der Verfassung  und auch den Institu-
tionen der EU abgeben, kaum daheim aber alles,
was so schief läuft oder womit Unzufriedenheit
herrscht auf Europa und Brüssel schieben. 

Das Bekenntnis der EVP in Rom zu den
Grundsätzen der Subsidiarität, der Solidarität
und Eigenverantwortung der Bürger, zur ver-
besserten Transparenz und einer klaren Kompe-
tenzverteilung zwischen den einzelnen Ebenen
und hoffentlich auch zur kommunalen Selbstver-
waltung als Teil dieser Subsidiarität kann uns
nach diesem Kongress ermutigen, bei unseren
Bürgern für eine starke Europäische Union zu
werben. Sie ist seit Jahren Garant für Sicherheit,
Frieden, Freiheit, Demokratie und letztlich auch
Wohlstand in einer globalisierten Welt.

KolumneGZ Maximilian Gaul

Europa muss die Bürger
wieder mehr mitnehmen

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber in Nürnberg: „Franken
macht Bayern stark und Bayern macht sich stark für Franken“.

tige Exponate vom Blechspiel-
zeug bis zur funktionsfähigen
Dampfmaschine und Inszenie-
rungen der Lebenswelten vom
frühen 19. Jahrhundert bis in die
Gegenwart vermitteln ein leben-
diges Bild der Alltagsgeschichte
und der Lebenswelt, so Goppel. 

Drei Hauptbereiche

Die Bayerische Landesausstel-
lung „200 Jahre Franken in Bay-
ern“ birgt drei Hauptbereiche: 

1. Die historische Übersicht
thematisiert die Integration der
vielfältigen Territorien des alten
Franken in ein neues fortschritt-
liches bayerisches Staatswesen
vor 200 Jahren. Sie zeigt die
Fortentwicklung Frankens in
Bayern bis zur Gegenwart.

2. Der zweite Bereich der Aus-
stellung widmet sich parallel
dem Wandel der Technik, der in-
dustriellen Arbeitswelt und der
Gesellschaft. Damit knüpft sie
an jene Landesschau an, die
1906 in Nürnberg stattfand. In-
des, mit Ausnahme einiger 
Gewerbe- und Industriezentren,
wie Aschaffenburg, Würzburg,
Schweinfurt, Hof, Selb und vor
allem Nürnberg, war auch Fran-
ken bis in das 20. Jahrhundert
landwirtschaftlich geprägt. Die
eigentliche Industrialisierung des
nordbayerischen Raumes zählt
deshalb zu den großen Erfolgen
nach dem Zweiten Weltkrieg.
Der Wegfall zahlreicher Arbeits-
plätze in der Industrie bildet eine
der Herausforderungen im Bay-
ern des 21. Jahrhunderts.

3. Am Ende der Ausstellung
steht deshalb eine Auseinander-
setzung mit der Zukunft Fran-
kens. Neben einem experimen-
tellen Zukunftslabor stehen hier
technologische Spitzenprodukte
der nordbayerischen Wirtschaft
im Verbund mit den Hochschu-
len im Mittelpunkt. Ziel ist es auf
Aspekte der Zukunftsfähigkeit
zu verweisen und zu verdeutli-
chen, dass der Mensch selbst sei-
ne Zukunft mitbestimmen kann. 

Erfolgsmodell für Bayern

Bei der Eröffnung der Landes-
ausstellung bezeichnete Minis-
terpräsident Edmund Stoiber
nach Gruß- und Dankesworten
von Nürnbergs Oberbürgermeis-

Franken an. „Franken macht
Bayern stark und Bayern macht
sich stark für Franken. Das wird
auch in Zukunft gelten.“ Das
ganze Land könne stolz sein auf
das 200-jährige Zusammenwir-
ken des Nordens und des Südens
in Bayern. Stoiber: „Mit ihren
vielfältigen Potentialen haben
die Menschen in Franken und
Altbayern unser Land gemein-
sam stark gemacht. Dieses enge
Miteinander hat einen entschei-
denden Anteil daran, dass Bay-
ern heute ein international hoch
angesehenes, wirtschaftlich er-
folgreiches Land mit einem gut-
en sozialen Klima ist.“ 

Strukturwandel hautnah

Die Öffnung der Grenzen nach
Osteuropa und die Globalisie-
rung brächten gerade auch für
Franken neue Herausforderun-
gen, sagte Stoiber: „Die Men-
schen in Franken erleben den tief
greifenden Strukturwandel be-
sonders hautnah. Grundig und
AEG sind nur zwei Beispiele.
Bayern wird seine Regionen im
Norden dabei auch künftig nicht
im Stich lassen.“ Der CSU-Vor-
sitzende wies darauf hin, dass
der Freistaat mit einer Vielzahl
von Initiativen eine neue Etappe
der Wirtschaftsentwicklung in
Franken eingeleitet habe: „In ei-
nem großen Kraftakt haben wir
in Franken entscheidende Impul-
se für den Wandel von der Indu-
striegesellschaft hin zur Wis-
sens- und Dienstleistungsgesell-
schaft gesetzt. Der konsequente
Ausbau der Hochschulen und
Forschungsstätten war eine Wei-
chenstellung für ein starkes
Franken. Heute ist Franken eine
Hochtechnologie-Region mit
weltweitem Renommee etwa bei
der Biotechnologie oder bei der
Medizintechnik.“ 

Allianz Bayern innovativ

Insgesamt seien aus der „Zu-
kunftsoffensive Bayern“ und aus
der „High-Tech-Offensive“ über
eine Milliarde Euro an Förder-
geldern nach Franken geflossen.
Laut Stoiber soll die Politik für
Franken in den kommenden Jah-
ren konsequent fortgesetzt wer-
den. Besonders werde Franken
dabei von der Offensive „Allianz

bens- und Wirtschaftsbedingun-
gen, durch den Beginn des mo-
dernen Schul- und Ausbildungs-
wesens. Die revolutionären Ver-
änderungen von Wirtschaft und
Verkehr, Technik und Wissen-
schaft bildeten das Leben in
Stadt und Land gleichermaßen
um, führten zur Industrialisie-
rung und Urbanisierung, zu neu-
en gesellschaftlichen Problemla-
gen und politischen Veränderun-
gen. Langfristig sei der autoritä-
re Obrigkeitsstaat abgelöst wor-
den durch eine Interessenvertre-
tung der Bürger, organisiert in
den politischen Parteien. 

Neben diesen kontinuierli-

Bayerisches Kulturerbe - 
Fundament unserer Staatlichkeit

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident 

Im Kulturleben Bayerns gab es in den letzten Wochen einige be-
achtliche Nachrichten: Der Wert des heimischen Dialekts in den
Schulen wird als Ausdruck der Heimatlichkeit und kultureller
Identität trotz der Diskussion um Deutsch im Unterricht und in
Schulhöfen neu entdeckt. Das bayerische Brauchtum soll im
Rahmen eines Projektes des Kultusministeriums durch die För-
derung des Volkstanzes für Lehrer und Schüler gestärkt wer-
den. Sogar Michael Well von der „Biermösl Blosn“ stellt sich
dafür zur Verfügung. Im Rahmen des neuen Lehrplans für das
G 8 wurde die ursprüngliche Absicht, das Fach „Geschichte“
zum abwählbaren Wahlfach in der Oberstufe zu machen, aufge-
geben. Wer konnte auf diese Idee nur kommen, ist doch Ge-
schichte für die ganzheitliche Bildung für das Erziehungsziel
„Liebe zur bayerischen Heimat“ nach Art. 131 Bayerische Ver-
fassung besonders prägend? 

Im Grunde drei positive Sig-
nale für das Staatsziel „Kultur-
staat“ Bayern, wenn sich nicht
gleichzeitig innerhalb der baye-
rischen Universitäten, häufig
durch deren Selbstverwaltung
ausgelöst, anderes vollzöge: Der
Abbau von Lehrstühlen für
bayerische Landesgeschichte und
bayerische Volkskunde, zumin-
dest durch Rückstufungen der
Lehrstuhlprofessoren oder durch
Zusammenlegung mit andern
Lehrinhalten. Dies ist unver-
ständlich und bedarf im gesamt-
bayerischen Interesse des Ein-
griffs der Staatsregierung. 

Bayern beruft sich in der
Präambel seiner Verfassung auf

seine „mehr als tausendjährige
Geschichte“. Bayern ist nach sei-
ner Landesverfassung - im Ge-
gensatz zum Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland - ein
Kulturstaat. Dieser Begriff wird in
der Rechtsliteratur unterschiedlich
ausgelegt. Nur in einem besteht
aufgrund des ausdrücklichen Tex-
tes in Art. 3 der Verfassung kei-
ne Ausweichmöglichkeit: Der
Schutz der kulturellen Überliefe-
rung gehört zur Pflicht des
bayerischen Kulturstaates. 

Er nämlich ist das wahre
Fundament bayerischer Staat-
lichkeit. Die Kultur mit der Ge-
schichtspflege stiftet Gemein-
schaft und das was über die

Zeiten hinweg hilft. Sie ist das
identitätsstiftende Element mit
der Gewährung von Heimat
und Geborgenheit bei der Unsi-
cherheit der Menschen vor der
Globalisierung. „Je weiter die
Welt wird, je mehr sich unser
Horizont und Handlungsraum
erweitert, desto wichtiger wird
das Nahe, das Nächstliegende“,
sagte Albert Scharf beim vori-
gjährigen Bayerischen Verfas-
sungstag. 

Identitätshilfe

Diese Identitätshilfe der Lan-
desgeschichte für die Bürger gilt
besonders innerhalb unseres
Landes für die stammesmäßig
bedingte Regionalgeschichte. 

Die Geschichtswissenschaft
befindet sich im Umbruch. Sie
hat, wie der berühmte Ge-
schichtswissenschaftler Profes-
sor Hans Mommsen vor kurzem
festgestellt hat, die engere natio-
nalstaatliche Sicht zunehmend
überwunden und bemüht sich,
auch grenzüberschreitend, um
ihre regionale Differenzierung,
nicht bloß in deutschem, sondern
auch im internationalen Ver-
gleich. Die kultur- und sozialge-

schichtlichen Perspektiven über-
wiegen. In der Großausrichtung
schwinden die Großüberblicke
zugunsten einer Fülle regionaler
Sammelwerke. 

Die Ausstattung und die For-
schungsmöglichkeiten der Lan-
desgeschichte halten dem inter-
nationalen Vergleich nicht stand.
Die historische Wurzelbindung
für ein Volk und seinen Staat be-
ruht auf der Kultur. Dabei ist die
Geschichtspflege noch nie so an-
erkannt gewesen wie in der Ge-
genwart. Man beachte die vielen
historischen Feste im ganzen
Land und wie landauf, landab
die kulturellen Initiativen weiter
Kreise der Gesellschaft aus
Überzeugung von deren Not-
wendigkeit wachsen. 

Schutz der kulturellen
Überlieferung

Gewiss gehören zur Kultur
Bayerns mit der Pflicht zum
Schutz ihrer kulturellen Überlie-
ferung die Zeugnisse, auch die
Baudenkmale, einer langen, an-
sehnlichen Vergangenheit. Bay-
ern ist reich an ihnen. Warum hat
man dann für den Nachtrags-
haushaltsplan 2006 ausgerechnet
das Budget für die Denkmalpfle-
ge um weitere 3,5 Millionen Eu-
ro gekürzt? Schon in den vergan-
genen Jahren wurde immer wie-
der stark in die Ansätze für die
Bau- und Kunstdenkmalpflege
eingegriffen. Es ist anzunehmen,
dass die verbleibenden Mittel für
das Jahr 2006 schon weitgehend
verplant sind. Neue restaurative
Initiativen müssen trotz des er-
wünschten wirtschaftlichen Auf-
schwungs unterbleiben. 

Ob sich nicht gerade Bayern
bei der Prioritätensetzung für
seine staatlichen Ausgaben wie-
der stärker auf die Vorrangigkei-
ten seiner Aufgabendefinitionen
in der Verfassung besinnen müs-
ste? In der Kulturförderung un-
seres bayerischen Landes äußert
sich ein historisch gewachsenes
Wertebewusstsein, das lohnt, in
die Zukunft gerettet zu werden.
Helfen wir den wahren „Bavari-
ca“ weiter auf die Sprünge in
diese Zukunft. 

chen, keineswegs konfliktlosen
Entwicklungen, die von den
Fortschritten von Wissenschaft
und Technik, von Handel und
Verkehr. Druckpresse und Nach-
richtenübermittlung mitbe-
schleunigt wurden, fielen die
heftigsten Erschütterungen und
politischen Brüche in den Zeit-
rahmen der Ausstellung, so
Grimm: „Denken Sie an den
deutschen Bruderkrieg 1866 und
Bayerns Eingliederung in das
zweite deutsche Kaiserreich, an
den ersten Weltkrieg und das En-
de der Monarchie, die NS-Dikta-
tur mit der Aufhebung bayeri-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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und Weise der Bevölkerung zu
vermitteln. Dies führte für die
betreffenden Regionen zu einer
Imageförderung und zur touristi-
schen Belebung. Ihre Landes-
ausstellungen sind schlechthin
kulturelle Events, die für die be-
treffende Region eine ausge-
zeichnete Werbung sind und
wirtschaftliche Effekte auslösen.
Es ist Ihnen und Ihrem Team ge-
lungen, z.B. bei den Ausstellun-
gen in Bamberg ein Umsatzplus
von 5 Millionen Euro und in
Forchheim ein Umsatzplus von
3,5 Mio. Euro zu erreichen.“

Begeistern für
Geschichte und Kultur

Die Verleihungsjury des Bun-
des der Steuerzahler habe im Zu-
sammenwirken mit der Bayeri-
schen Gemeindezeitung aber
nicht nur die materiellen Wir-
kungen dieser Arbeit gewertet,
sondern auch die nicht minder
wichtigen immateriellen Wir-
kungen, fuhr von Hohenhau fort.
Das Bewusstsein und der Stolz
der Menschen in den Ausstel-
lungsorten und Regionen hätten
nicht nur das historische Interes-
se in der Bevölkerung gefördert.
Vielmehr sei es Prof. Grimm ge-
lungen, „viele Funken übersprin-
gen zu lassen“. Die Statistik der
Besucher zeige, „dass breite
Schichten der Bevölkerung zu
neuem Entdecken von bayeri-
scher Geschichte und Kultur an-
geregt werden“.

Vorbildliche Finanzplanung

Ein wesentlicher Teil seiner
Verdienste sei die vorbildliche
Finanzplanung des Hauses der
Bayerischen Geschichte und des
gesamten Teams. Neben der
strikten Einhaltung des vorgege-
benen Finanzrahmens unter Be-
achtung der Grundsätze von
Sparsamkeit und Wirtschaftlich-
keit habe Grimm stets dafür Sor-
ge getragen, dass der jeweilige
Kostenplan für Ausstellungen
eingehalten wurde. Kooperiert
wurde mit privaten Sponsoren
und Partnern aus der Wirtschaft.

Gerhard Schmitt-Thiel im Gespräch mit Anne-Marie von Hassel:

Professor Grimm hat sich um die
Kommunen verdient gemacht

Bayerns Städte, Gemeinden und Landkreise 
profitieren von den Aktivitäten des Hauses der Bayerischen Geschichte

GST: Warum beteiligt sich die Bayerische
Gemeindezeitung an dieser Preisverleihung
des Bundes der Steuerzahler?

AvH: Als Verlegerin der größten kommunalen
Fachzeitung in Bayern ist es mir ein besonderes
Anliegen, den Interessen der eigenen Klientel
Rechnung zu tragen. Und das sind die Städte,

Gemeinden und Landkreise in Bayern. Kaum ei-
ne Behörde im Freistaat hat sich mit vergleichs-
weise so wenig Geld um so viele Kommunen in
ganz Bayern verdient gemacht.

GST: Was macht Professor Grimm so
außerordentlich auszeichnungswürdig?

AvH: Er ist ein Multitalent mit außerordentli-

cher Kommunikations- und Teamfähigkeit, ein
Netzwerker. Er verfügt über umfangreiches Wis-
sen auf vielen Gebieten, kann dieses ausgezeich-
net vermitteln und sieht vieles, was man ver-
knüpfen kann und - wenn man ihm zugehört hat
- auch verknüpfen muss.

GST: Warum hat dann nicht das Haus der
Bayerischen Geschichte insgesamt diesen
Preis bekommen?

AvH: Das HDBG - und vor allem die Men-
schen, die diese Einrichtung repräsentieren - ha-
ben den Preis auch verdient. Aber es sollte wohl
damit eine Botschaft vermittelt werden: 1. Wer
einer Behörde vorsteht, hat selbst mit dem aller-
besten Beispiel voranzugehen. 2. Jeder Unter-
nehmer weiß, dass sein Unternehmen nur so gut
funktioniert, wie er selbst ist. Die „Botschaft“
kommt von der Spitze - ob positiv oder negativ.
Daran wird im öffentlichen Dienst nicht immer
gedacht. Der Chef steht in der Verantwortung.
Er kann Kreativität zulassen und fördern - oder
erschlagen.

GST: Wie werden beim Haus der Bayeri-
schen Geschichte Kreativität und Phantasie
in besonderer Weise gefördert?

AvH: Bezeichnendes Beispiel ist die auf der
Website www.hdbg.de formulierte Frage: „Ab-
rogans - was ist das?“ (hierbei handelt es sich
um ein dynamisches Glossarsystem). Überhaupt
die Website! Seit Jahren ist sie hervorragend
vernetzt z. B. mit den Kommunen, den Archiven,
mit Schulen und Hochschulen - national wie in-
ternational. Und dabei übersichtlich, nicht bom-
bastisch und auch noch preiswert. Hier werden
alle Möglichkeiten elaboriert genutzt.           DK

Damit sei es gelungen, erfolg-
reich eigene Mittel und damit
Steuergelder einzusparen. Von
Hohenhau: „Angesichts der
Tragweite Ihrer Arbeit und des
Multiplikationseffekts haben Sie
nicht nur eine der satzungs-
gemäßen Voraussetzungen für
die Verleihung des Kreativprei-
ses des Bundes der Steuerzahler
erfüllt, sondern Sie und Ihr Team
haben auch einen Meilenstein zu
mehr Kreativität, Wirtschaftlich-
keit und schließlich Bürgernähe
gelegt.“

Standort in der
Schwabenmetropole

Dass die Stadt Augsburg gera-
dezu prädestiniert ist als Ort für
eine BdSt-Veranstaltung, darauf
verwies Oberbürgermeister Dr.
Paul Wengert in einem Gruß-
wort. Schließlich sei die Fugger-
stadt bekannt dafür, mit Steuer-
geldern besonders verantwor-
tungsvoll umzugehen. Mit einer
Pro-Kopf-Verschuldung, die un-
ter tausend Euro liege, sei Augs-
burg die am geringsten verschul-
dete Stadt in ganz Bayern. Seine
Heimatstadt sei stolz und dank-
bar dafür, dass das Haus der
Bayerischen Geschichte seinen
Standort in der Schwabenmetro-
pole gefunden hat.

Kreativität im Blut

In seiner Festansprache beton-
te Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel: „Der Preis ist
sehr treffend, denn Kreativität
liegt Ihnen, sehr geehrter Prof.
Grimm, im Blut.“ Eigentlich ha-
be dieser ja selbst Künstler wer-
den wollen: Als Porträtmaler sei
er recht gut im Geschäft gewe-
sen, wusste Goppel zu berichten.
„Dass Sie sich dann aber doch
der Wissenschaft verschrieben
haben, dafür sind wir Ihnen sehr
dankbar“, erklärte der Minister.
Als visionärer Pragmatiker habe
sich der Preisträger seit 20 Jah-
ren in innovativer Weise um die
bayerische Bevölkerung und die
Steuerzahler verdient gemacht.
Das Haus der Bayerischen Ge-
schichte sei ein florierendes Un-

ternehmen zur Kulturvermitt-
lung, das keine roten Zahlen
schreibt. Vielmehr zeige es, dass
sich Kultur lohnt. „Ihr Erfolgsre-
zept macht längst Schule“, mein-
te Goppel.

Wachsende Fan-Gemeinde

Unter Grimms Führung sei das
Haus der Bayerischen Geschich-
te eine dynamische Einrichtung
geworden, fuhr der Politiker fort.
Als geschichtliche Bildungs-,
Ausstellungs- und Publikations-
zentrale betreibe es neben fun-
dierter historischer Forschung
auf vielfältige Weise Öffentlich-
keitsarbeit. Höchst wirkungsvoll
gelinge es, die Entwicklung des
Freistaats und seine kulturelle
Vielfalt zu vermitteln - für alle
Bevölkerungsschichten, in allen
Landesteilen und über die Gren-
zen Bayerns hinaus. Goppel:
„Die ‚Fan-Gemeinde’ wächst
Jahr für Jahr - Qualität spricht
sich eben herum!“

Ästhetisches Erlebnis

Die Ausstellungen des Hauses
der Bayerischen Geschichte in-
formierten nicht nur über histori-
sche Hintergründe, sondern sei-
en auch ein „ästhetisches Erleb-
nis“, sagte Goppel. Bei der Vor-
bereitung suchten die Mitarbei-
ter gezielt nach ungewöhnlichen,
neuen Betrachtungsweisen und
stellten Verbindungslinien zwi-
schen der Regional- und der
großen Geschichte her. Die Aus-
stellungen weckten das Bewusst-
sein für die Geschichte der eige-
nen Stadt, der eigenen Region.

Zudem belebten sie auch die
Wirtschaft und den Tourismus
vor Ort. In Neuburg beispiels-
weise kamen im vergangenen
Jahr statt der üblichen 20.000
Besucher 120.000 Interessierte
ins Schloss. Die Besucher der
Ausstellungen ließen viel Geld
in der jeweiligen Region - weit
mehr, als die Ausstellung gekos-
tet habe. So erbrachte die Lan-
desausstellung in Bamberg etwa
ein Umsatzplus von 5 Mio. Euro,
die in Forchheim eines von 3,5
Mio. Euro. Goppel: „Viele Städ-

te haben inzwischen dieses Po-
tenzial erkannt und reißen sich
förmlich um die Landesausstel-
lungen.“

Kosteneffizienz

Anlass für die Auszeichnung
des Bundes der Steuerzahler sei
der verantwortungsvolle Um-
gang mit Steuergeldern, betonte
der Minister. Meist verschlängen
Projekte im kulturellen Bereich
mehr Gelder als geplant. Im
Haus der Bayerischen Geschich-
te aber würden in beispielhafter
Weise detaillierte Kostenpläne
vorgelegt, die dann auch genau
eingehalten werden. Diese Kos-
teneffizienz werde oft bestaunt.
Hier zahlten sich die langjähri-
gen Erfahrungen eingespielter
Teams aus. Um eigene Mittel
und damit Steuergelder einzu-
sparen, werbe das Haus auch er-
folgreich um Sponsorengelder
und kooperiere mit Tourismus-
verbänden und Zeitungsverla-
gen. Die Mitveranstalter - in ers-
ter Linie bayerische Städte -
zeigten so ihr Vertrauen in das
gemeinsame Projekt.

Die Sorgsamkeit im Umgang

Funkelnde Meilensteine ...

mit den finanziellen Mitteln gel-
te im Haus der Bayerischen Ge-
schichte als Tugend. Hier werde
nach ungewöhnlichen Wegen
gesucht, um zu sparen. Goppel:
„Langfristig Kosten sparen,
heißt in Ihrem Haus, sehr geehr-
ter Herr Prof. Grimm, aber auch,
gezielt und rechtzeitig zu inve-
stieren - etwa in die technische
und elektronische Ausstattung.
Eine weitsichtige Entscheidung!
Die traditionelle Geschichtsver-
mittlung durch Ausstellungen al-
leine reicht heute nicht mehr.
Nur vielfältige Vermittlungsfor-
men können unterschiedliche Er-
wartungen, vom Schüler bis zum
historischen Experten, erfüllen.“
Das Haus der Bayerischen Ge-
schichte habe daher zeitgemäße,
multimediale und interaktive
Präsentationsformen entwickelt.

Goppel abschließend: „Sehr
geehrter Herr Prof. Grimm, man
könnte das Loblied auf Sie und
‚Ihr’ Haus der Bayerischen Ge-
schichte noch lange weiterführen.
Zusammenfassend möchte ich
nur sagen: Auf Ihre Leistung kön-
nen Sie sehr stolz sein - wir sind
es mit Ihnen! So darf ich Ihnen
zum wohl verdienten Kreativ-
preis des Bundes der Steuerzahler
herzlich gratulieren!“

Multiplikator

In einem kurzen Dialog mit
TV-Moderator Gerhard Schmitt-
Thiel verriet Prof. Grimm sein
„Erfolgsrezept“: Er sei stets be-
strebt gewesen, so der Preisträ-
ger, andere zu motivieren, sie für
eine - keineswegs nur materiell
lohnende - Sache zu begeistern.
So sehe er sich durchaus in der
Funktion eines Multiplikators.
Die Kraft für diese Stärke schöp-
fe er aus seiner Familie. Beson-
ders seine Frau habe ihm stets
den Rücken frei gehalten.

(Fortsetzung von Seite 1
Für die Kommunalpolitiker

tragen die zentralen Orte ent-
scheidend dazu bei, gleichwerti-
ge Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in allen Landesteilen -
also auch im ländlichen Raum -
zu erreichen. Schließlich lägen
313 der 354 als zentrale Orte
ausgewiesenen Städte und Ge-
meinden außerhalb der Bal-
lungsräume.

Gründliche Analyse

Mit Bedauern hat der Vorstand
zur Kenntnis genommen, dass
bei den unter hohem Zeitdruck
stehenden Beratungen des Lan-
desentwicklungsprogramms „ei-
ne gründliche Analyse der tief
greifend geänderten Rahmenbe-
dingungen nicht zu leisten war“.
Der Städtetag forderte deshalb,
nach Abschluss der laufenden
Fortschreibung die ausstehende
Analyse - mit wissenschaftlicher
Unterstützung - umgehend nach-
zuholen.

Dabei müsse vor allem unter-
sucht werden, wie das System der
zentralen Orte gestärkt werden
kann. Möglich sei es, eine Raum-
kategorie „städtische Räume“ in
das Landesentwicklungspro-
gramm aufzunehmen, die neben
die Kategorien „Verdichtungsräu-
me“ und „ländlicher Raum“ tre-
ten soll. Die „städtischen Räume“
sollten aus den zentralen Orten
und ihren jeweiligen Verflech-
tungsbereichen bestehen.

Vernünftige Planung

Beim heiß umstrittenen The-
ma Einzelhandelsgroßprojekte
zeigte der Städtetagsvorstand
Verständnis für jene Gemeinden,
in denen es keine Lebensmittel-
geschäfte mehr gibt. Schai-
dinger: „So weit die Grundver-
sorgung mit Lebensmitteln vor
Ort nicht gesichert ist, sind Ein-
zelhandelsprojekte auch in klei-
nen Gemeinden vertretbar.“

Der Städtetag spricht sich

dafür aus, auch in grenznahen
Bereichen die Zulassung von
großflächigem Einzelhandel fle-
xibel zu handhaben. Allerdings
warnt er davor, von diesen Er-
leichterungen extensiv Gebrauch
zu machen, werde doch eine
ständige Zunahme von Ver-
kaufsflächen bei gleichzeitig sta-
gnierender Kaufkraft zwangs-
läufig über kurz oder lang zu
Leerständen führen. Die Kom-
munen müssten dann mit diesem
„städtebaulichem Ballast“ fertig
werden. Schaidinger: „Wenn wir
von einer vernünftigen Landes-

planung abgehen, werden wir
dieses Land in zehn Jahren nicht
mehr wieder erkennen.“ 

Kein Verständnis zeigte Schai-
dinger dafür, dass im vorliegen-
den Entwurf des Landesentwick-
lungsprogramms zahlreiche
Straßen- wie auch Schienenver-
kehrsprojekte fehlen. Bei dieser
„Verschlankung“ sei offensicht-
lich nicht bedacht worden, dass
damit in Berlin der Eindruck er-
weckt werde, der Freistaat stehe
nicht mehr hinter diesen Ver-
kehrsprojekten, sagte der Vorsit-
zende. Bayern bekäme dann für
Schiene, Autobahnen und Bun-
desstraßen weniger Geld aus
dem Bundeshaushalt. DK

„Die Fortschreibung des LEP bietet die Chance, den Gemein-
den und Städten in den ländlichen Regionen Bayerns mehr Ent-
wicklungspotential einzuräumen. Auch die kleineren Orte in
Bayern haben ein Recht darauf, mit attraktivem Einzelhandel
ausgestattet zu sein. Die Bürgerinnen und Bürger wollen eine
gute Versorgung am Ort. Jetzt besteht die Chance, im Landesent-
wicklungsprogramm mehr Flexibilität für eine Ansiedlung ins-
besondere von Betrieben des Lebensmitteleinzelhandels auch in
kleineren Gemeinden zu verankern. Wir dürfen diese Chance
nicht leichtfertig verspielen!“ stellte Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl fest. Er verwies darauf, dass es nicht darum gehe, ei-
nen Wildwuchs auf der grünen Wiese entstehen zu lassen, son-
dern den Gemeinden einen größeren Entscheidungsspielraum im
Rahmen ihrer Abwägung aller Belange zu geben.

In einem Schreiben an Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber
hat sich Brandl enttäuscht über die allzu zögerliche Haltung der
Bayerischen Staatsregierung hinsichtlich der Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gemeinden und Städte im ländlichen Raum
geäußert. Die bislang geplante Fortschreibung des LEP enthalte
weder eine Vision noch ein Leitbild für die ländlichen Gemein-
den, sondern bleibe eine „konservative, den bisherigen Denk-
strukturen verpflichtete Modifizierung längst bekannter Aussa-
gen“. Statt der von der Staatsregierung propagierten Stärkung des
ländlichen Raums sei vielmehr ein „Trend zur Rückstufung des
ländlichen Raums“ erkennbar.

Unverständnis äußerte Brandl darüber hinaus, dass praxisgerech-
te Vorschläge des Bayerischen Gemeindetags nicht in die Überle-
gungen der Staatsregierung einbezogen würden und fachlich fun-
dierte Kritik der Kommunen und des Einzelhandels ignoriert wer-
de. Brandl in seinem Schreiben an Stoiber: „Ich appelliere
nochmals an Sie, insbesondere in Bezug auf das Ziel zum
großflächigen Einzelhandel, Ihre Haltung zu überdenken und ge-
meinsam mit uns und allen anderen Beteiligten in eine offene und
faire Debatte des Landesentwicklungsprogramms einzutreten.“ DK

Landesplanung und ...

Gemeindetag zum Landesentwicklungsprogramm:

Chancen nicht verspielen!

Glückliche ...
(Fortsetzung von Seite 3)
scher Staatlichkeit, den Zweiten
Weltkrieg und seine Verwüstun-
gen und das Ende des deutschen
Reiches 1945. Es waren günstige
Umstände, die danach einen poli-
tischen Neuanfang des Freistaats
Bayern zuließen, dessen Grenzen
im Norden wie im Süden, mit
Ausnahme der Pfalz, in Genera-
tionen gewachsen waren. Auf ei-
ne Friedenszeit von mittlerweile
60 Jahren schauen wir heute
zurück und sind dankbar für die
politische Stabilität, die für Bay-
ern und Franken Fundament für
eine Zukunft im künftigen Euro-
pa sein kann.“

Bunte Revue

„Wir haben eine Schau voller
Erinnerungen zu bieten, die vie-
le zum Nachdenken anregen
will“, fuhr der Direktor fort. Das
Ausstellungsteam habe die Form
einer bunten Revue durch die
200 höchst dramatischen Jahre
gewählt, in denen sich die Welt
Bayerns und Frankens so un-
glaublich veränderte wie in kei-
nem Geschichtsabschnitt vorher.
Das Meiste könne darin nur an-
gerissen werden und verdiene
weitere Vertiefung. DK

Prof. Dr. Claus Grimm.        

Als Kunstgeschichtler, Kunst-
sachverständiger und Maler habe
er den großen Vorteil, „zu wissen
wovon ich rede“. Er, Grimm, ha-
be großen Respekt vor der Leis-
tung anderer Künstler - in wel-
cher Epoche sie auch immer ge-
lebt hätten. Die Landesausstel-
lungen lebten ganz allgemein
vom „Entdecken der Offenheit“,
aber auch von der Begeisterung
der vielen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, so Grimm ab-
schließend. DK
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VBEW-Jahrespressekonferenz:

Energieversorger investieren
mehr in ihre Netze

Strompreise bleiben bis Mitte 2007 stabil - „Kernkraft unverzichtbar“
In Bayern kommt es bis Mitte 2007 zu keinen Strompreiser-
höhungen, die Stromversorger erhöhen ihre Investitionen in die
Leitungsnetze und Deutschland hat nach wie vor, was die Ausfall-
zeiten betrifft, die zuverlässigsten Stromnetze. Dies waren die drei
wichtigsten Nachrichten des Verbandes der bayerischen Elektri-
zitätswirtschaft (VBEW) in seiner Jahrespressekonferenz. 

Nachdem zum Jahresbeginn
die Strompreise im Durchschnitt
um 4 % erhöht worden sind,
wird wohl bis Mitte 2007 Ruhe
an der Preisfront herrschen, weil
bis dahin die Strompreise noch
genehmigungspflichtig sind. Ab
Juli 2007 freilich dürften die 250
bayerischen Stromversorger ihre
Preise aber vermutlich erhöhen,
„weil sie dann wegen der stark
gestiegenen Primärenergiepreise
Nachholbedarf haben werden“,
sagte VBEW-Geschäftsführer
Christoph Prael. 

Moderate Erhöhungen

VBEW-Vorstandsvorsitzen-
der Herbert Dombrowsky nennt
die Strompreiserhöhungen in
Bayern im Vergleich zu anderen
Energieträgern „moderat“. Im
vergangenen Jahr sind sie nach
seiner Darlegung um durch-
schnittlich 4 Prozent gestiegen,
über die letzten sieben Jahre, al-
so seit der Öffnung des Strom-
marktes 1998, um 11 Prozent.
Die Benzinpreise hingegen hät-
ten um 45 Prozent zugelegt, die
Gaspreise um 52 Prozent und
die Heizölpreise um 86 Prozent.
Damit seien die Strompreise
noch geringer gestiegen als die
Verbraucherpreise insgesamt
mit 12 Prozent. Vergleiche man
die reinen Erzeugerpreise, also
ohne Staatsabgaben und Netz-
kosten, seien die Strompreise in
Deutschland sogar günstiger als
etwa in Großbritannien, den
Niederlanden oder Frankreich.

Freilich zählen die tatsächlichen
Endpreise in Deutschland eher
zu den höheren in Europa, denn
zu den reinen Erzeugerpreisen
kommen noch Netzentgelte so-
wie Abgaben und Steuern
(Staatsanteil). Die Netzentgelte
machen 35 Prozent des End-
preises aus, die Staatsabgaben
sogar 40 Prozent.

Erzeugungsmix

Setzt man 1998, also das Jahr
der Liberalisierung des Strom-
marktes, gleich 100, liegt der
Strompreis für die Industrie heu-
te bei 90, der für die Haushalte
bei 109. Vom Gesamtverbrauch
entfallen 48 Prozent auf die In-
dustrie und je 26 Prozent auf Pri-
vathaushalte und sonstige Kun-
den wie etwa Verkehrsbetriebe.
Die „relativ günstigen Strom-
preise in Bayern führt Dombro-
wsky nicht zuletzt auf den Er-
zeugungsmix zurück. Zwei Drit-
tel des 2005 im Freistaat ver-
brauchten Stroms von 78.900
Kilowattstunden (KWh) wurden
mit Kernenergie, „der tragenden
Säule der bayerischen Energie-
wirtschaft“, produziert, 14,3 Pro-
zent mit Wasserkraft, 9,1 Prozent
mit Erdgas und 7,6 Prozent mit
Steinkohle. 17 Prozent der ge-
samten Stromerzeugung in Bay-
ern stammen somit aus erneuer-
baren Energien. Auf Wasserkraft
entfällt mit 87 Prozent der größte
Anteil. Ein deutliches Plus auf
7,9 Prozent hat es bei Strom aus
Biomasse gegeben. Die hoch

subventionierte Photovoltaik
brachte es auf 2,5 Prozent, die
kaum ausbaufähige Windkraft
auf 1,9 Prozent. 

Biomasse mit Potenzial

Für Dombrowsky kann die
Kernkraft auf absehbare Zeit
nicht vom Netz genommen wer-
den. Selbst wenn der Anteil er-
neuerbarer Energien deutsch-
landweit von derzeit 10 Prozent
bis zum Jahre 2020 auf 25 Pro-
zent ansteigen sollte, „wie es
Bundesumweltminister Gabriel
will“, werde es nicht gelingen,
die Kernkraft zu ersetzten. Bei
der Wasserkraft gilt seine Sorge
der Verschlechterung der Rah-
menbedingungen, etwa durch
„überzogene Ökomaßnahmen“. 

Großes Potenzial biete hinge-
gen die kontinuierlich zur Ver-
fügung stehende Biomasse. Als
teuerste Art der Stromerzeu-
gung sieht der VBEW-Vorsit-
zende die Photovoltaik, die uns
mangels Sonne oft ausfällt, aber
eine hohe Netz-Infrastruktur er-
fordert und zu hohen Vergütun-
gen ins Netz eingespeist werden
muss. Sie bringt es gerade mal
auf 0,4 Prozent des gesamten
bayerischen Stromverbrauchs.
„Die Fördergelder für diese un-
attraktive Stromquelle, von der
2005 in Bayern 19.000 Anlagen
gebaut wurden, „könnten“, so
Dombrowsky, „an anderer Stel-
le viel effektiver für den Um-
weltschutz eingesetzt werden.

Am allerwichtigsten aber, so
die VBEW-Sprecher, sei die En-
ergieeffizienz, also die rationel-
le Energieverwendung. So habe
die bayerische Energiewirt-
schaft in den letzten Jahren den
Brennstoffeinsatz je KWh in
den Kraftwerken halbiert und
die Übertragungsverluste sogar
um zwei Drittel gesenkt. Beim
Verbraucher sei der Gedanke
angekommen, denn der Ver-
brauchszuwachs habe im ver-
gangenen Jahr nur noch 0,7 Pro-
zent betragen.

Erhebliche Probleme sieht die
Branche durch die anstehende
Regulierung durch die Bundes-
netzagentur und die Landesre-
gulierungsbehörden auf sich zu-
kommen, insbesondere durch
die komplette Entflechtung von

Vertrieb und Netz. Versorger
mit mehr als 100.000 Kunden
müssen ihren Vertrieb von Mit-
te 2007 an in gesonderte Gesell-
schaften ausgliedern, kleine
Versorger müssen innerhalb des
Unternehmens entflechten. Die
Regulierung der Netzentgelte
soll den Verbrauchern mehr
Transparenz bringen. Großkun-
den erhalten bereits seit der Li-
beralisierung zwei Rechnungen,
nämlich eine vom Stromliefe-
ranten für die bezogenen Kilo-
wattstunden, und eine vom
Netzbetreiber für die Netzent-
gelte. Bei Privatkunden ist der
Anteil der Netzentgelte im
Strompreis enthalten, wird aber
gesondert ausgewiesen.

Umstellungskosten

Die Entflechtung werde die
Strukturen der bayerischen Elek-
trizitätswirtschaft entscheidend
verändern und als Gegenteil zu
dem, was der Gesetzgeber woll-
te, auch zusätzliche Kosten pro-
duzieren. In Bayern sei mit Um-
stellungskosten von einmalig 150
Mio. Euro zu rechnen. Hinzu kä-
men laufende Kostensteigerun-
gen von jährlich 40 Mio. Euro,
weil viele Synergien verloren
gingen. Andererseits sei nicht da-
mit zu rechnen, dass durch die
Entflechtung der Netze und die
Regulierung der Netzentgelte er-
hebliche Preissenkungspotenzia-
le gegeben seien. 

Eine Senkung der Netzentgel-
te um 5 Prozent bedeute eine
Senkung der Strompreise um le-
diglich 1,5 Prozent. Dombrows-
ky schließt nicht völlig aus, dass
es in Brüssel Bestrebungen ge-
ben könnte, sämtliche Netze in
einem Gemeinschaftsunterneh-
men zu erfassen, an dem dann
die einzelnen Stromversorger
entsprechend dem Wert ihrer
eingebrachten Netze beteiligt
würden. Aber konkret sei in die-
ser Richtung noch nichts.

Zu viel Bürokratie

Über die Kostenproblematik
hinaus klagt die Branche über
viel zusätzliche Bürokratie, die
auf sie zukommt, z. B. in Form
von „unendlichen Berichts- und
Dokumentationspflichten für
Daten, die wir bisher nie ge-
braucht haben“. Allein für die
Abwicklung der Stromlieferung
für einen Kunden müssten pro
Jahr 40.000 Daten zwischen
Stromlieferant und Netzbetrei-
ber ausgetauscht werden.

Im vergangenen Jahr haben
die bayerischen Stromversorger
etwa 310 Mio. Euro in die Netz-

infrastruktur investiert. Das wa-
ren 37 Prozent mehr als 2004.
Und in diesem Jahr sollen die
Netzinvestitionen noch mal
steigen. Zwar seien wegen solch
hoher Investitionen die Netzko-
sten in Deutschland höher als in
den Nachbarländern, aber ande-
rerseits habe Deutschland auch
das zuverlässigste Netz mit den
geringsten Ausfallzeiten. 

Trotz des Schneechaos vori-
ges Jahr im Münsterland kommt
Deutschland auf durchschnitt-
lich 23 Minuten Ausfallzeit.
Zum Vergleich: Italien bringt es
auf eineinhalb Stunden, Irland
auf über drei Stunden und Nor-
wegen auf fast vier Stunden
Stromausfall im Jahr. Das eng-
maschige bayerische Stromnetz
trage auch dadurch zur Versor-
gungssicherheit bei, dass die
Versorgung meistens in Form
einer Ringlösung erfolgt. Wenn
eine Leitung ausfällt, kann
Strom von der anderen Seite
eingespeist werden.

Preisbildung im Visier

Was die Zukunft der Strom-
preise angeht, wollte sich der
VBEW-Chef nicht festlegen.
Bei der Preisbildung komme es

auf drei wesentliche Einflüsse
an: die Preise für fossile Ener-
gierohstoffe, vor allem Erdgas
und Steinkohle, die Entwick-
lung der Kraftwerkskapazitäten
als Saldo von Neubauten und
Stilllegungen und auf marktpsy-
chologische Faktoren, wie sie
von den Aktienbörsen her be-
kannt sind. Alle drei Faktoren
wiesen zurzeit nach oben. So
seien die Großhandelspreise für
Strom, wie sie am Spotmarkt
der Leipziger Strombörse EEX
durch 133 Teilnehmer aus 17
Ländern festgestellt werden, im
vergangenen Jahr von 33 auf 50
Euro je Megawattstunde gestie-
gen. In Leipzig werden bereits
12 Prozent des Stromver-
brauchs gehandelt.  

Auch aus diesem Grund gehen
die Stromversorger zunehmend
zur Eigenproduktion über. So
bauen die Unternehmen N-ER-
GIE und E.ON in Irsching ein
Gas- und Dampfkraftwerk mit
einer Leistung von 800 Mega-
watt (MW) und N-ERGIE mit
anderen Unternehmen in Mittel-
bach ein Erdgas-Kraftwerk mit
800 MW Leistung. Außerdem
entsteht in Irsching eine For-
schungsanlage mit einer Leistung
von 530 MW. dhg.

Rechtswidrige Beschlüsse
in Dinkelsbühl

Noch keine Entscheidung im Anfechtungsprozess gegen
die Erdgas Dinkelsbühl GmbH 

Bereits aus formellen Gründen sind die Beschlüsse, die seitens
der Erdgas Dinkelsbühl GmbH während der Gesellschafterver-
sammlung am 28. Juli 2005 in Abwesenheit der N-ERGIE-Ver-
treter gefasst wurden, rechtswidrig und deshalb für nichtig zu
erklären; so die vorläufige Rechtsauffassung des Landgerichts
Ansbach beim Verhandlungstermin Ende März.

Wirksame Gesellschafterbe-
schlüsse über den Erdgasliefe-
rungsvertrag mit Wingas und die
Preisanpassung der Erdgas Din-
kelsbühl GmbH lägen damit
nicht vor. Bezüglich der in den
nachfolgenden Gesellschafter-
versammlungen am 4.10. 2005
und 19.12. 2005 gefassten Be-
schlüsse über die Bestätigung des
Wingasvertrages neigt das Ge-
richt zu der Auffassung, dass die
Beschlüsse formell ordnungs-
gemäß zustande gekommen sind.
Der Beschluss über die Preisan-
passung, der nicht bestätigt wur-
de, bleibt weiterhin nichtig.

Gesellschaft geschädigt

Das Gericht führte weiter aus,
dass sämtliche angefochtenen 
Beschlüsse aus inhaltlichen Grün-
den für nichtig erklärt werden
können, wenn die Geschäftsfüh-
rung der Erdgas Dinkelsbühl
GmbH durch den Abschluss des
Wingasvertrages die Gesellschaft
geschädigt hat. Dies hänge insbe-
sondere davon ab, ob die Ge-
schäftsführung bei Abschluss des
Vertrags mit Wingas zu Recht da-
von ausgehen durfte, dass der be-
stehende Erdgaslieferungsvertrag
mit N-ERGIE keinen Bestand hat. 

In diesem Zusammenhang
deutete das Gericht ferner an,
dass es auf die Frage ankommen

könne, ob der Gesellschaft durch
den Abschluss des Wingasvertra-
ges erhebliche Vorteile gegen-
über einer Schadensersatzver-
pflichtung zufliesen. Ob der N-
ERGIE Erdgaslieferungsvertrag
gegen das Kartellrecht verstößt,
hat das Landgericht bisher nicht
abschließend geprüft.

Gericht verkündet 
Entscheidung

Das Gericht schlug vor, das
Anfechtungsverfahren auszuset-
zen bis Klarheit in dem Feststel-
lungsverfahren über die Wirk-
samkeit des Erdgaslieferungs-
vertrags mit N-ERGIE herrscht.
Das Feststellungsverfahren soll
im Mai am Landgericht Nürn-
berg verhandelt werden. Wäh-
rend N-ERGIE diesem Vor-
schlag zustimmte, lehnte dies die
Erdgas Dinkelsbühl GmbH ab.
Das Gericht beschloß eine Ent-
scheidung zu verkünden. Offen
blieb, ob das Gericht das Verfah-
ren aussetzt, in der Sache das Ur-
teil erlässt oder einen neuen Ver-
handlungstermin bestimmt.

Mit Spannung wird das Fest-
stellungsverfahren im Mai am
Landgericht Nürnberg erwartet,
da der Ausgang dieses Verfah-
rens von entscheidender Be-
deutung für das Anfechtungs-
verfahren in Ansbach sein wird. 

Die Europäische Kommission leitet wegen unzureichender
Öffnung der Energiemärkte rechtliche Schritte gegen
Deutschland und 16 weitere EU-Staaten ein. In 28 Fristset-
zungsschreiben fordert sie Deutschland, Österreich, Belgien,
die Tschechische Republik, Estland, Spanien, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Litauen, Lettland,
Polen, Schweden, die Slowakei und das Vereinigte Königreich
auf, die Richtlinien zur Schaffung eines Energiebinnen-
markts ordnungsgemäß umzusetzen und anzuwenden. 

Ferner geht die Kommission vor dem Gerichtshof gegen die
Länder vor, die noch keine nationalen Umsetzungsmaßnahmen
übermittelt haben (Spanien und Luxemburg). Außerdem prüft
sie, ob die Rechtsvorschriften Portugals und Ungarns mit den
Richtlinien konform sind.

Wie EU-Energiekommissar Andris Piebalgs erklärte, müssen
die Mitgliedstaaten die Elektrizitäts- und die Erdgasrichtlinie for-
mell und inhaltlich umsetzen - und das zügig. „Nach eingehender
Prüfung hat die Kommission beschlossen, eine beträchtliche Zahl
von Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten einzu-
leiten, die diese Rechtsvorschriften oder andere Maßnahmen, die
für ein höheres Wachstum und mehr Wettbewerb in Europa uner-
lässlich sind, nicht anwenden“, sagte Piebalgs.

Die Kommission ist der Meinung, dass die Schaffung eines eu-
ropäischen Energiemarktes ein entscheidender Faktor für niedri-
gere Energiepreise, eine bessere Versorgungssicherheit und mehr
Wettbewerb ist. Sie bemängelt u. a. das Fortbestehen reglemen-
tierter Preise, insbesondere zugunsten von zugelassenen Kunden,
die den Markteintritt neuer Wettbewerber blockieren. Ein Pro-
blem sei auch die fehlende juristische Entflechtung der jeweili-
gen Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber, weiterhin die un-
zureichende Tariftransparenz und schließlich die mangelhafte
Angabe über die Herkunft des Stroms. Im Falle Deutschlands kri-
tisierte Piebalgs, dass der Strommarkt nicht ausreichend geöffnet
sei. Die deutsche Umsetzung der Gasrichtlinie entspreche hinge-
gen den Brüsseler Vorgaben.

Binnenmarkt für Strom und Gas
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Mehr Energie für

Stadt und Land

Unser Erfolgsgeheimnis liegt in der Nähe. Deshalb bieten wir bedarfsgerechte und
innovative Energieprodukte für Kommunen – immer verbunden mit professionellem
Service auf Augenhöhe! www.n-ergie.de

Spürbar näher.

Die Reduzierung der Betriebskosten, niedrige Anlagenkosten, kon-
tinuierlich steigende Energiekosten und die Förderung von
GRAMMER-Luftkollektoren machen die Investition in „GRAM-
MER-JumboSolar“ zunehmend lohnenswert.

Nutzung von Sonnenenergie
mit GRAMMER-JumboSolar

Solaranlagen zur Wärmeerzeugung dienen gerade in Zeiten stei-
gender Ölpreise nicht nur der Erwärmung von Trinkwasser,
vielmehr gewinnen solare Heizsysteme immer mehr an Bedeu-
tung und sind gerade in den letzten Jahren technisch immer bes-
ser mit Haustechniksystemen bzw. Technischen Gebäudeausrüs-
tungen (TGA) abgestimmt

Die direkte solare Erwärmung
von Luft spielt dabei eine immer
größere Rolle, zumal oft gleich-
zeitig eine Lüftungsfunktion be-
inhaltet ist. Solare Luftsysteme
sind geradezu prädestiniert für
große Solaranlagen, denn in
großvolumigen Gebäuden, wie
Turn- und Schwimmhallen, Ge-
werbehallen oder Bürogebäuden
sind Lüftungssysteme standardi-
sierter Bestandteil der TGA. Aber

nicht nur dort, wo eine Luft-Infra-
struktur vorhanden ist, bietet sich
der Einsatz von Luftkollektoren
ohne größeren Aufwand an. 

Im Vordergrund von „GRAM-
MER-JumboSolar“, steht die
Frischluftversorgung und die
Wärmebereitstellung. Herzstück
dieser Solaranlage im Gesamtpa-
ket ist der GRAMMER-Luftkol-
lektor mit Absorberprofilen aus
Aluminium, durch welche an-

Festakt der EnergieRegion Nürnberg:

Beeindruckendes Netzwerk
Im Raum Nürnberg hat sich in den vergangenen Jahren ein
starkes Energienetzwerk herausgebildet, das deutschlandweit
seinesgleichen sucht. Unter dem Motto „Energie4“ feierte die
EnergieRegion Nürnberg in diesem Jahr gleich vier Jubiläen auf
einmal. 15 Jahre Solarenergie Informations- und Demonstrati-
onszentrum (Solid), 10 Jahre EnergieAgentur Mittelfranken
(EAM), 5 Jahre Energie-Technologisches Zentrum (etz) und 5
Jahre EnergieRegion Nürnberg. Diese Einrichtungen sind ein
starkes Indiz dafür, dass die Region ihre führende Stellung in
Sachen Elektro- und Energietechnik offensiv behaupten will.

Bei der Festveranstaltung
„Energie hoch vier“ fassten die
Oberbürgermeister der Städ-
teachse Nürnberg, Fürth, Erlan-
gen, Schwabach sowie Wirt-
schaftsstaatssekretär Hans Spitz-
ner und N-ERGIE Vorstandspre-
cher Herbert Dombrowsky die
Erfolge einer sicheren und um-
weltfreundlichen Energiever-
sorgung in der Region zusam-
men. Spitzner bezeichnete das
Jubiläum „Energie hoch 4“ der
Region Nürnberg als wichtigen
Schritt, damit der Name der Re-
gion weiterhin seinen Glanz als
Synonym für hochwertige Elek-
tro- und Energietechnik behält. 

Die Wurzeln von „Energie4“
reichten fast 20 Jahre bis ins
Jahr 1988 zurück, stellte Spitz-
ner fest. Begonnen habe alles
mit dem „Ausstellungs- und Be-
ratungsprojekt Erneuerbare En-
ergien im Großraum Nürnberg“.
Dabei ging es um Fragen der
Förderung u. a. durch das Baye-
rische Wirtschaftsministerium.
Dieser Besprechung seien noch
etliche weitere gefolgt. Ergeb-
nis war die Förderung einer
Vorstudie, die letztlich in die
Gründung von solid im Jahr
1991 mündete. Der damalige
„Referent für Wirtschaft und
Liegenschaften“ der Stadt Er-
langen und heutige Oberbürger-
meister Dr. Siegfried Balleis, sei

durchaus als Vater dieses Zen-
trums zu bezeichnen, meinte
Spitzner.

Rückblickend könne die
Gründung von solid als Start-
schuss für den Aufbau des mit-
telfränkischen Energienetzes aus
solid, EAM, etz und EnergieRe-
gion Nürnberg gesehen werden,
die dann im Fünf-Jahres-Rhyth-
mus folgten, fuhr der Staatsse-
kretär fort. Das Energie-Techno-
logische Zentrum als regionales
Projekt der High-Tech-Offensive
Bayern werde auch heute noch
mit einem Volumen von 2,9 Mio.
Euro gefördert.

Kluge Strategie

Eine weitere strategische
Entscheidung der Bayerischen
Staatsregierung zugunsten des
Großraums Nürnberg war die
Gründung von Bayern Innova-
tiv einschließlich des Bayeri-
schen Energie-Forums in Nürn-
berg. „Die ausgezeichnete Zu-
sammenarbeit“ des Bayerischen
Energie-Forums mit dem mit-
telfränkischen Energienetzwerk
drückt sich laut Spitzner in vie-

len Gemeinschaftsprojekten aus
- u. a. im „Netzwerk Bau und
Energie“; Kooperationsforen
wie „kommunales Energiema-
nagement“ (mit etz) und „Inno-
vation Konventionelle Kraft-
werke“ (mit EnergieRegion).

Für den 1. Juni 2006 sei ein
Kongress zu erneuerbaren Ener-
gien in Nürnberg geplant, bei
dem auch der Bayerische Ener-
giepreis verliehen wird. Mit der
Cluster-Offensive gebe die Staats-
regierung weitere Impulse für
die Wettbewerbsfähigkeit der
Region, betonte der CSU-Po-
litiker.

Wachstumschancen für
die Energietechnik nutzen

Mit Blick auf anstehende en-
ergiepolitische Aufgaben erklär-
te Spitzner: „Energie bleibt ein
Megathema für die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes
Deutschland. Wir stehen vor ei-
nem Berg von energiepoliti-
schen Aufgaben, der abgearbei-
tet werden muss. Das ist wichtig
und dringend, weil wir die seit
Jahren steigenden deutschen
Energiepreise in den Griff be-
kommen müssen, die Industrie-
produktion und Arbeitsplätze
im Land bedrohen und weil wir
Wachstumschancen für die En-
ergietechnik nutzen wollen, die
weltweit boomt.“

Deutschland benötige ein
schlüssiges Energiekonzept.
Wichtige Eckpunkte für eine

standortverträgliche Energie-
versorgung seien: wettbewerbs-
fähige Energiepreise, ein ausge-
wogener Energiemix (einsch-
ließlich Kernenergie), mehr Ef-
fizienz und Innovation sowie
FuE in allen energietechnischen
Bereichen. Gemeinsam mit Ba-
den-Württemberg plädiere Bay-
ern für längere Laufzeiten der
Kernkraftwerke. Für den von
der Bundesregierung geplanten
„Energiegipfel“ formulierten
die beiden Bundesländer eine
gemeinsame energiepolitische
Position.

N-ERGIE Vorstandsprecher
Herbert Dombrowsky betonte in
seinem Grußwort, dass sich im
Großraum Nürnberg durch das
finanzielle Engagement der örtli-
chen Energieversorger ein Netz-
werk für erneuerbare Energien,
Energieeffizienz und Energiebe-
ratung gebildet hat, das bundes-
weit einmalig ist. 

„Neben dem wirtschaftlichen
Erfolg, der sich in den jährlichen
Dividendenausschüttungen aus-
drückt, haben gerade wir als En-
ergieversorgungsunternehmen
mit kommunaler Mehrheit auch
die langfristigen Aspekte der
Nachhaltigkeit der Energiever-
sorgung im Auge. Deshalb sehen
wir es als wichtig an, uns an Ge-
sellschaften wie Solid zu beteili-
gen und sie zu begleiten.“ so
Dombrowsky.

Die N-ERGIE Aktiengesell-
schaft ist an der Solid GmbH mit
50,7 Prozent und an der Ener-
gieAgentur Mittelfranken e.V.
mit 48 Prozent beteiligt. Jährlich
unterstützt die N-ERGIE die bei-
den Unternehmen mit rund
500.000 Euro. DK

statt flüssiger Wärmeträger Luft
strömt. Bereits bei niedrigen
Außentemperaturen und schwa-
cher Solarstrahlung im Winter
wird damit eine Erwärmung der
Luft um bis zu 35° K erreicht.
Diese frische Warmluft wird di-
rekt in die zu beheizenden Räu-
me geleitet werden und sorgt so-
mit für eine angenehme und en-
ergiesparende Durchlüftung und
Erwärmung des Gebäudes.

Anwendungsgebiete: Produk-
tionshallen, Werkstätten, Lager-
hallen, Verkaufsräume, Aufent-
halts- und Versammlungsräume,
Büroräume/Großraumbüros, Schu-
len, Kindergärten, Unterrichts-
räume, Schwimm-, Sport-, Turn-
hallen sowie technische Anlagen
mit Prozesswärmebedarf - übe-
rall dort, wo bereits Lüftungsan-
lagen vorhanden sind.

Exklusives Angebot für die Mitglieder des BLSV Mittelfranken: 

Strompreisgarantie für die Sportvereine
Strombezug mit einer Preisgarantie bis Ende 2008 ermöglicht der

bei der N-ERGIE Aktiengesellschaft unterzeichnete Rahmenvertrag.
Das Angebot von N-ERGIE und der infra fürth GmbH richtet sich an
die ca. 1.275 Sportvereine des Bayerischen Landes- Sportverbands
e.V. (BLSV) Sportbezirk Mittelfranken. Unterzeichnet wurde der Ver-
trag von Hans Reißer, Vorsitzender des BLSV Sportbezirk Mittelfran-
ken, Andreas Lindacher, Vertriebsleiter bei der infra sowie Dirk Fieml,
Mitglied des Vorstands bei der N-ERGIE Aktiengesellschaft. 

Die Sportvereine stehen unter hohem Kostendruck. Der neue Rah-
menvertrag ermöglicht den im BLSV organisierten mittelfränki-
schen Vereinen, ihren Strom bis zum 31. 12. 2008 zum Festpreis zu
beziehen. Dies bedeutet eine annähernd dreijährige Preisgarantie.
Damit gewinnen die Schatzmeister nicht nur ein sehr hohes Maß an
Planungssicherheit, die Vereine werden auch finanziell entlastet.
Denn die Preisgarantie gilt unabhängig davon, wie stark sich die
Strompreise noch weiter nach oben entwickeln. 

Die Sportvereine wurden direkt vom BLSV Sportbezirk Mittel-
franken über das Angebot informiert. Sie haben bis zum 1. Juli Zeit
es anzunehmen. Das Angebot ist beschränkt auf das Netzgebiet der
N-ERGIE und der mit der N-ERGIE kooperierenden Stadt- und Ge-
meindewerke in Mittelfranken sowie auf das Netzgebiet der infra
fürth. Die Energieversorger fördern den Sport in der Region in viel-
fältiger Weise. So unterstützt N-ERGIE z.B. das Radrennen „Rund
um die Nürnberger Altstadt“ oder den internationalen Triathlon-
Wettbewerb Quelle Challenge. Zudem gibt es mit über einhundert
Amateur-Fußballvereinen Verträge über Bandenwerbung. Ähnlich
engagiert sich die infra: Das Sponsoring des ATP-Tennisturniers
„Schickedanz“ Open oder des alljährlich stattfindenden „Kärwa-
Laufs“ sind dafür nur zwei Beispiele. Darüber hinaus demonstrieren
viele Bandenbeschriftungen und Anzeigen in Vereinsheften die Ver-
bundenheit zum Sport. Unser Bild zeigt (v.l.): Dirk Fieml, Mitglied
des Vorstands N-ERGIE, Andreas Lindacher, Vertriebsleiter infra
fürth gmbh und Hans Reißer, mittelfränkischer BLSV-Vorsitzender.

Sicherheit mit dem E-Check 
Isolationsschäden bei Elektrokabeln oder überlastete Leitungen
in Gebäuden - dieses Gefahren- und Störungspotenzial rechtzei-
tig aufzuspüren bringt Sicherheit. Mit dem E-Check werden
elektrische Geräte und Anlagen überprüft und die Verbraucher
sind auf der sicheren Seite. Darüber informiert die neueste Aus-
gabe des N-ERGIE Kundenmagazins „Meine N-ERGIE“. 

Mit dem E-Check ermitteln
die Fachbetriebe der Elektroin-
nung beispielsweise fehlende
Schutzleiter bei den Steckdosen
oder überprüfen, ob Fehler-
stromschutzschalter vorhanden
sind. Fehlerstromschutzschalter
helfen Leben schützen. Denn
gerät ein Körper, z.B. über
Feuchtigkeit, in Kontakt mit
dem Stromnetz, schalten diese
Geräte die Stromversorgung so-
fort ab. Annähernd ein Drittel 
aller Elektronikschäden wird
durch Überspannung verursacht.
Schutzeinrichtungen gegen Blitz-
schlag und Überspannung schüt-
zen elektrische und elektroni-
sche Geräte vor den Folgen, die
in einem Radius von bis zu 1,5
Kilometern wirken können. 

Aber bereits der Datenverlust,
der entsteht, weil Überspannung
den Computer lahm gelegt hat,
ist ärgerlich und durch E-Check
vermeidbar. Der beauftragte
Fachbetrieb überprüft alle elek-
trischen und informationstechni-
schen Geräte und Anlagen. 

Art und Umfang der Überprü-
fung sind vom Verband Deut-
scher Elektrotechniker (VDE)

festgelegt. Möglich ist darüber
hinaus auch die Beratung, wie
Sicherheit erhöht oder wie mit
dem Einsatz moderner Energie-
technik Stromkosten gespart
werden können. Dokumentiert
wird der E-Check mit einem
Protokoll und dem Prüfsiegel
„E-Check - geprüft nach VDE“.
Die Kosten richten sich nach der
Anzahl der Geräte und Anlagen
sowie nach dem Umfang der Be-

ratungsleistung. Der E-Check
wird bei Schadensforderungen
von Versicherungen und Gerich-
ten als Dokument herangezogen.
Einige Versicherungen gewäh-
ren auch Prämienvorteile. 

Die N-ERGIE Handwerkersu-
che im Internet unterstützt die
Suche nach Fachbetrieben, die
einen E-Check durchführen dür-
fen. Unter www.n-ergie.de/Ener-
gie-Tipps/E-CHECK erscheint
nach der Angabe von Postleit-
zahl oder Wohnort eine Liste von
zertifizierten Handwerkern. 

Kunden der N-ERGIE fanden
im Februar eine Stromcheckliste
in ihrem Briefkasten.
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Engagement und Leistung
für Umwelt und Region

„2,2 Millionen Kunden schenken der in Regensburg ansäs-
sigen E.ON Bayern AG ihr Vertrauen und können sich je-
derzeit auf faire Preise, erstklassigen Service, höchste Ver-
sorgungssicherheit und innovative Energielösungen verlas-
sen“, so eine Pressemeldung des Energieversorgers. Als in-
tegrierter Strom- und Gasanbieter liefert E.ON Bayern
jährlich neben 28 Milliarden Kilowattstunden Strom auch
rund fünf Milliarden Kilowattstunden umweltschonendes
Erdgas an 80.000 Kunden in Bayern. 

Von den 3.600 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern sind meh-
rere hundert erfahrene Service-
techniker der 19 Kundencenter
für eine sichere Strom- und Gas-
versorgung im Einsatz. 

Störungs-Ersteinsatz 
rund um die Uhr

Das bedeutet für E.ON Bay-
ern-Kunden qualitativ hohen
Service vor Ort und sofortigen
Störungs-Ersteinsatz rund um

die Uhr. Für die berufliche Ent-
wicklung junger Menschen leis-
tet E.ON Bayern als qualifizier-
ter Ausbildungsbetrieb mit der-
zeit rund 320 Plätzen einen
wichtigen Beitrag.

20 Prozent der Energie aus
regenerativen Quellen

Bereits heute stammen 20

Prozent des Stroms von E.ON
Bayern aus regenerativen Ener-
giequellen wie Wasser, Wind,
Sonne, Biomasse und Biogas.
Damit nimmt E.ON Bayern in
Deutschland eine Spitzenstel-
lung bei der erneuerbaren Ener-
gie ein. Als Eigentümer oder
Mitgesellschafter dezentraler
Energieanlagen erzeugt E.ON
Bayern neben Wärme auch
über eine Milliarde Kilowatt-
stunden Strom. 

Wärmepumpen

Das Spektrum reicht von Ga-
sturbinen über Blockheizkraft-
werke und Deponiegasnut-
zungsanlagen bis hin zu Photo-

voltaik. Zudem hat das Unter-
nehmen als kompetenter Part-
ner bei der Realisierung von
mehr als 10.000 Wärmepum-
penheizungen, über 1 000 Pho-
tovoltaikanlagen und rund 100
Biomasse- und Biogasanlagen
mitgeholfen. Das Motto lautet:
Umweltschonende Energie aus
der Region für die Region.

Gesellschaftliche 
Verantwortung

Als „ein Stück Bayern“ nimmt
das Unternehmen seine gesell-
schaftliche Verantwortung aktiv
an und trägt seinen Teil zur För-
derung von Kunst, Kultur, Wis-
senschaft und Bildung sowie so-
zialer Projekte und des Jugends-
ports bei. Engagement für die
Regionen im Freistaat ist auch
der Kulturpreis Bayern für her-
ausragende Künstler und Top-
Absolventen der Universitäten
und Fachhochschulen. Zu den
bundesweit höchst dotierten

Preisen für ökologisches Han-
deln zählt der „E.ON Bayern
Umweltpreis“. Der Energie-
dienstleister möchte damit ein
Ausrufezeichen für aktives En-
gagement setzen und sein Profil
als nachhaltig handelndes und
ökologisch orientiertes Unter-
nehmen schärfen.

Förderung des 
regionalen Breitensports

Der Förderung des regiona-
len Breitensports dient das Tri-
kotsponsoring, bei dem E.ON
Bayern Jugendmannschaften
mit neuer Spielkleidung aus-
stattet. Fast 1 000 Teams ju-
beln schon in den roten und
weißen Trikots. Für viele Ver-
eine ist dies eine willkommene
Hilfe, die das Engagement der
ehrenamtlichen Übungsleiter,
Trainer und Betreuer unter-
stützt. Im zweiten Jahr schon
stattet E.ON Bayern auch heu-
er hundert Städte und Gemein-

den mit Sicherheitspaketen für
Schulweghelfer aus und leistet
mit dieser Initiative einen Bei-
trag zur Sicherheit der Kinder
im Straßenverkehr. Mit dem
Sponsorpool Bayern der Stif-
tung Jugend forscht unterstützt
das Unternehmen Schulen mit
Hilfsmitteln, um damit den na-
turwissenschaftlich- und tech-
nikbegeisterten Jungforschern
zu helfen, ihren Forscherdrang
und Erfindergeist umsetzen zu
können.

225 Millionen Euro für
Strom und Gasnetze

Im Freistaat investiert E.ON
Bayern heuer rund 225 Millio-
nen Euro in den Ausbau, die Re-
paratur und die Wartung der
Strom- und Gasnetze sowie der
technischen Anlagen. Dieses
Auftragsvolumen sichert rund 3
000 bayerische Arbeitsplätze bei
den beauftragten regionalen
Fachfirmen.

LfU-Fachtagung in Augsburg:

Umweltauswirkungen
regenerativer Energien

Die Branche boomt: Sprit vom
Acker, Strom aus Kuhmist, Hei-
zen mit Holz. Immer mehr Land-
und Forstwirte nutzen die Förder-
mittel und setzen auf die Erzeu-
gung regenerativer Energien. In
Bayern werden bereits vier Pro-
zent der Primärenergie aus Bio-
masse gewonnen, doppelt so viel
wie im Bundesdurchschnitt. Ein
europäischer Aktionsplan gibt
jetzt noch einmal Rückenwind:
Europaweit soll der Anteil der
Bioenergie im Energiemix bis
2010 verdoppelt werden. 

Der Präsident des Bayerischen
Landesamtes für Umwelt (LfU),
Albert Göttle, hat deshalb bei ei-
ner Fachveranstaltung in Augs-
burg die Bedeutung nachwach-
sender Rohstoffe für den Klima-
schutz hervorgehoben. Neuester
Trend bei der Bio-Spriterzeu-
gung ist die „Ganzpflanzennut-
zung“, zum Beispiel beim Raps.
Dort wird nicht nur das energie-
reiche Öl der Samen genutzt,
sondern die gesamte Pflanze ver-
wertet. Göttle forderte aber auch
dazu auf, nachteilige Umwelt-
auswirkungen in den Gesamtbi-
lanzen zu berücksichtigen.

Rund 800 Biogasanlagen in
Bayern erzeugen Strom aus der
Vergärung von Gülle. Im Auf-
trag des Umweltministeriums
hat das LfU das Biogashandbuch
Bayern erstellt. Interessenten er-
halten konkrete Hilfen zu Ge-
nehmigungsverfahren, Technik
und Anforderungen im Betrieb.
Denn auch die umweltfreundli-
chen Biogasanlagen können
Umweltauswirkungen haben.

Dr. Michael Specht, Ulrich
Zuberbühler und Andreas Baudi
vom Zentrum für Sonnenener-
gie- und Wasserstoff-Forschung
Baden Württemberg (ZSW),
Stuttgart, wiesen darauf hin, dass
Biomassepotenziale zur energe-
tischen Nutzung zwar limitiert
sind, aber einen erheblichen Teil
des Energiebedarfs decken kön-
nen. Mit regenerativen Kraftstof-
fen seien drastische CO2-Ein-
sparungen von über 90 Prozent
möglich. Biogene Ressourcen
vermögen nennenswerte Anteile
zu decken. Langfristig komme
auch regenerativ erzeugte Elek-
trizität in Betracht.

Dass die Verbrennung von Halm-
gut Perspektiven aufweist, berich-
tete Dr. Ruth Brökeland. Zwar sei
die Getreide- und Strohverbren-
nung technisch nicht so weit ent-
wickelt wie die Holzverbrennung,
doch seien die Probleme tech-
nisch lösbar. Die Investitionen sei-
en höher als bei Holzfeuerungsan-
lagen, das Potenzial sei aber sehr
groß - auch als Getreideganz-
pflanze. Zudem sei der Bestand-
teil des künftigen Bio-Brennstoff-
Mixes sehr beachtenswert. DK
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Betriebsstelle Günzburg

Geschwister-Scholl-Straße 3

89312 Günzburg

Telefon 08221 3602-0
www.erdgas-schwaben.de

Dillingen an der Donau–

wir heizen mit Erdgas

…ebenso wie 164 weitere Städte und

Gemeinden in unserer Region

Hans-Jürgen Weigl,
Oberbürgermeister der Stadt Dillingen

an der Donau, freut sich, dass den

Dillinger Bürgerinnen und Bürgern mit

Erdgas eine saubere und umweltscho-

nende Energie zur Verfügung steht.

www.erdgas-schwaben.de

Dillingen an der Donau:

Vertrauen auf modernste
Erdgastechnik 

Das landschaftlich schön gelegene Dillingen an der Donau ist ei-
ne Stadt, in der es sich gut leben und arbeiten lässt. Attraktiv so-
wohl als Wirtschaftsstandort wie auch als Kulturstadt  bietet
Dillingen seinen Bürgerinnen und Bürgern alle Voraussetzun-
gen für ein funktionierendes Gemeinwesen. 

Eine der obersten Prioritäten
der Stadtverwaltung Dillingens
ist umweltschonendes und nach-
haltiges Handeln. Da versteht es
sich fast von selbst, dass die
Stadt bei der Energieversorgung
auf Erdgas setzt.

erdgas schwaben versorgt seit
über 50 Jahren die Region
Schwaben mit dem umweltscho-
nenden Erdgas. Im Frühjahr
1952 gegründet, baute der Ener-
gieversorger sein Leitungsnetz
stetig und vorausschauend aus.
Heute umfasst das Netz über
4.500 Kilometer in ganz Schwa-
ben und versorgt 164 Städte und
Gemeinden in der Region. 

Eine davon ist seit vielen Jah-
ren die große Kreisstadt Dillin-
gen an der Donau. Dillingens
Oberbürgermeister Hans-Jürgen
Weigl sitzt dabei sozusagen an
der Quelle, denn neben Benedik-
tinerkolleg und Donaustadion
versorgt erdgas schwaben auch
das Rathaus in der Königstraße
mit der umweltschonenden En-
ergie Erdgas. Hans-Jürgen Weigl
ist stolz auf Dillingens histori-
sches Rathaus:“ Das sogenannte
„Alte Rathaus“, erzählt er, „wur-
de bereits um 1500 erbaut. 1827
wurde ein nachgebildeter Re-
naissance-Giebel vorgeblendet
und die Traufseite entsprechend
dekoriert. Damit sah unser Rat-
haus schon beinahe genauso aus
wie die Dillingerinnen und Dil-
linger es kennen. Die letzte

große Veränderung war der Ein-
bau einer Erdgasheizung. Damit
verbindet sich aufs Angenehm-
ste historische Architektur mit
modernster Erdgastechnik. Dar-
über hinaus achten wir als inno-
vative und moderne Stadt bereits
seit Jahren bei unseren Bauvor-
haben auf eine umweltschonen-
de und langlebige Heiztechnik.
Mit Erdgas sind diese Vorausset-
zungen erfüllt.“ 

Georg Radlinger, Leiter des
Kommunalkundenmanagements
bei erdgas schwaben sieht sich
bestätigt: „Aufgrund der hohen
technischen Standards sowie der
Zuverlässigkeit moderner Erd-
gasgeräte hat Dillingen mit Erd-
gas eine sichere, saubere und
umweltschonende Energie ge-
wählt. Erdgas ist zudem langfri-
stig verfügbar und das Leitungs-
netz wird von uns kontinuierlich
weiter ausgebaut. Schwaben ist
unsere Heimat, daher ist es für
uns wichtig, dass wir als regio-
nales Versorgungsunternehmen
uns gerade in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten hier in der
Region engagieren - zum Nutzen
aller Menschen, die hier leben
und arbeiten.“

Erdgas ist in Deutschland eine
vergleichsweise junge Energie.
Die Nachfrage nach Erdgas steigt
kontinuierlich. Über 75 % aller
Neubauwohnungen werden heute
mit einer Erdgasheizung ausge-
stattet. Tendenz steigend.

Bioenergiepark Schalchen:

Impuls für Biomasse
Der von der BioMa Energie AG und der Neue Vermögen AG ge-
plante Bioenergiepark in Schalchen bei Tacherting (Lkr. Traun-
stein) wird von Landwirtschaftsminister Josef Miller ausdrück-
lich begrüßt. Bei der Präsentation des Projekts in München sag-
te er, das 250-Millionen-Euro-Vorhaben sei ein wichtiger Bei-
trag, Bayerns führende Rolle bei der energetischen Nutzung von
Biomasse auszubauen. Der gute Ruf des Freistaats als Innovati-
ons- und Wirtschaftsstandort werde damit bestätigt. 

Besonders die heimische
Land- und Forstwirtschaft profi-
tiere von dem Großprojekt - die
Rohstoffe für die Erzeugung von
Strom, Wärme und Biokraftstof-
fen sollen vorwiegend aus der
Region kommen. 

Private Investoren

Miller begrüßte auch die
Ankündigung der privaten In-
vestoren, auf dem Gebiet der
Forschung eng mit dem Strau-
binger Kompetenzzentrum für

Nachwachsende Rohstoffe zu-
sammen zu arbeiten. 

Die Staatsregierung setzt seit
Jahren auf die konsequente Nut-
zung der Biomasse: Von 1990
bis 2005 wurden rund 216 Mil-
lionen Euro, davon 176 Millio-
nen Euro aus Landesmitteln,
dafür bereit gestellt - mehr als in
jedem anderen Bundesland. Ak-
tuell liegt Bayern mit einem Bio-
masse-Anteil von vier Prozent
am Primärenergieverbrauch fast
doppelt so hoch wie der Bundes-
durchschnitt. Der Biomasse-Ein-
satz entspricht einer Beheizung
von 930 000 Einfamilienhäu-
sern. 2,3 Milliarden Liter Heizöl
werden dadurch ersetzt, der Aus-
stoß von sechs Millionen Tonnen
des Treibhausgases Kohlendio-
xid wird vermieden. 

Bund bremst Biomasse

Miller kritisierte in diesem Zu-
sammenhang erneut die Be-
steuerungspläne des Bundes für
Biokraftstoffe. Der positive
Trend bei der Biomasse-Nut-
zung werde so unnötig gebremst.
Bayern hat deshalb zusammen
mit Baden-Württemberg im
Bundesrat gefordert, die vorge-
sehene Steuer für Biodiesel als
Reinkraftstoff und in Mischun-
gen um fünf Cent auf fünf bzw.
zehn Cent pro Liter zu verrin-
gern. Miller will zudem Pflan-
zenöl von der Steuer ganz befrei-
en. Die Verwendung sei technisch
noch nicht so weit ausgereift, dass
sie dem Vergleich mit fossilen
Kraftstoffen standhält.

Zahl der Erdgasfahrzeuge 
erneut gestiegen

Die Zahl der erdgasbetriebenen Fahrzeuge ist nach Angaben
des Kraftfahrt-Bundesamtes im Jahr 2005 um 30 Prozent auf
38.933 gestiegen (Vorjahr 33 Prozent). Davon sind etwa 31.000
Pkw, 6.700 Lkw und 1.300 Busse. Der größte Zuwachs an Erd-
gasfahrzeugen war im vergangenen Jahr mit fast 75 Prozent in
Rheinland-Pfalz zu verzeichnen. Die meisten Erdgasfahrzeuge
gibt es mit 8.228 Zulassungen in Nordrhein-Westfalen.

Experten sind sich sicher, dass
die Nachfrage nach Erdgasfahr-
zeugen in Deutschland auch in
diesem Jahr weiter deutlich stei-
gen wird. Die hohen Kraftstoff-
preise machen das gegenüber
Benzin um 50 Prozent günstige-
re Erdgas zu einer Alternative für
Autofahrer, die einen Ausweg
aus der Benzinpreisspirale su-
chen.

Dies zeigt nicht nur das große
Besucherinteresse an Erdgas-
fahrzeugen während der Auto-
mobil International, die Anfang
April in Leipzig stattfand. Eine
aktuelle repräsentative Marktfor-
schung belegt, dass Erdgasfahr-

zeuge bei 60 Prozent der Autofa-
hrer ein positives Image besitzen
und 12,5 Prozent der Neuwa-
genkäufer auch ein Erdgasfahr-
zeug kaufen würden. Eine Wahl,
die vielen noch in diesem Jahr
leichter gemacht wird, denn die
Palette der erdgasbetriebenen
Fahrzeuge bekommt durch neue
Modelle Zuwachs: Der Opel Za-
fira 1.6 CNG, der Volkswagen
Touran EcoFuel sowie der Volks-
wagen Caddy EcoFuel sind für
den Sommer 2006 angekündigt.
Im Herbst will Ford den neuen
Focus CNG auf den Markt brin-
gen und Fiat zum Jahresende den
Panda Natural Power.

Stadtwerke gegen
Regulierungsbehörden

VKU kündigt entschiedenen Widerstand gegen 
ungerechtfertigte Einschnitte bei Netzentgelten an

Wenn die Regulierungsbehörden sich mit ihren zweifelhaften
und einseitigen Vorstellungen zur Kostenkalkulation der
Stromnetzentgelte durchsetzen, hat dies nach Ansicht des
Verbandes kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) dramati-
sche wirtschaftliche Konsequenzen für die Stadtwerke und
deren kommunale Eigner. Die genehmigten Netzentgelte
könnten bis zu 30 Prozent unter den beantragten liegen. „Das
wäre katastrophal. Notwendigen Netzinvestitionen würde
damit die wirtschaftliche Grundlage entzogen. Dagegen wer-
den wir uns entschieden wehren“, erklärt Michael Schö-
neich, Hauptgeschäftsführer des VKU.

„Die Regulierungsbehörden nehmen bewusst in Kauf“, so
Schöneich weiter, „dass die Existenz vieler Stadtwerke gefährdet
wird und den Städten und Gemeinden Einnahmeausfälle in Mil-
lionenhöhe drohen. Wenn mit Regulierungsmethoden Struktur-
politik betrieben wird, muss die Politik dem Einhalt gebieten.“

Der Protest der Stadtwerke richtet sich gegen die gemeinsamen
Auslegungsgrundsätze von Bundesnetzagentur und Landesregulie-
rungsbehörden zur Stromnetzentgeltverordnung vom 7. März die-
ses Jahres. Nach Meinung des VKU sind sie entweder nicht durch
die Verordnung zum neuen Energiewirtschaftsgesetz gedeckt bzw.
verfassungsrechtlich und betriebswirtschaftlich nicht zulässig.

Steuerlichem Querverbund wird Grundlage entzogen

Bei der Gewerbesteuer soll - entgegen dem Wortlaut und der
Entstehungsgeschichte der Netzentgeltverordnung - statt der kal-
kulatorischen nur die tatsächlich gezahlte Gewerbesteuer in An-
satz gebracht werden können. Dies würde bedeuten, dass dem
steuerlichen Querverbund die Grundlage entzogen wird. Denn
aufgrund der Möglichkeit, Gewinne und Verluste steuerlich zu
verrechnen, zahlen die Stadtwerke keine oder nur eine geringe
Gewerbesteuer. Die Erträge können auf diese Weise eingesetzt
werden, um verlustbringende Bereiche wie den Öffentlichen Per-
sonennahverkehr oder die Bäder zu finanzieren. Der VKU
schätzt, dass allein mit dieser Änderung den Stadtwerken rund
330 Millionen Euro fehlen würden. Würde man die Auswirkun-
gen auf die Gasnetzentgelte zusätzlich berücksichtigen, würde die
Milliardengrenze erreicht.

Sehr problematisch ist auch die Bewertung des Sachanlagever-
mögens. Die in der Vergangenheit bei Übernahme von Strom- und
Gasnetzen auf Sachwertzeitbasis entrichteten Kaufpreise sollen
nur eingeschränkt in die Netzkalkulation Eingang finden. Die
Netze würden damit entwertet, so der VKU, was einem enteig-
nungsgleichen Eingriff gleich käme. Für die vielen Stadtwerke,
die in den vergangenen Jahren die örtlichen Stromnetze von ihren
Vorlieferanten zurück gekauft haben, hätte dies katastrophale wirt-
schaftliche Folgen. Der VKU appelliert deshalb an Bundeswirt-
schaftsminister Glos, auf die Regulierungsbehörden einzuwirken.

Bayerngas und Essent:

Grünes Licht für
Kooperation

Ausbau bisheriger Aktivitäten im kommunalen Umfeld

Die Bayerngas GmbH und der niederländische Energieversor-
ger Essent wollen künftig kooperieren. Beide Aufsichtsräte ga-
ben jetzt grünes Licht für die Kooperation, in die sich die Unter-
nehmen paritätisch einbringen. Die Bayerngas GmbH und die
Deutsche Essent GmbH werden in Kürze das gemeinsame Toch-
terunternehmen Novogate GmbH gründen. Das Unternehmen
wird eine attraktive Gasbeschaffungsplattform für Stadtwerke
aufbauen und wird ausdrücklich offen für die Aufnahme von
Stadtwerken in den Gesellschafterkreis sein. Sobald die notwen-
dige Genehmigung des europäischen Kartellamtes vorliegt, wird
Novogate von München und Düsseldorf aus operieren. 

Geplant ist ein Start zum 1. Ju-
ni. Beide Unternehmen sehen
darin eine ideale Fortsetzung ih-
rer bisherigen Aktivitäten im
kommunalen Umfeld. Sowohl
Bayerngas als auch die nieder-
ländische Muttergesellschaft Es-
sent N.V. sind im Besitz kommu-
naler und regionaler Anteilseig-
ner. Durch diese Partnerschaft
soll in dem sich entwickelnden
europäischen Gasmarkt mehr Li-
quidität und Transparenz ge-
schaffen werden. 

Die Kombination von Gasbe-
schaffungsvolumen, Trading und
Risikomanagement wird zu sig-
nifikanten Vorteilen für Kunden
und Anteilseignern führen. Zu-
sätzlich werden Bayerngas und
Essent gemeinsam Investitions-
projekte im Gasbeschaffungsbe-
reich nahe an der Quelle untersu-
chen, um Geschäftsmöglichkei-
ten entlang der Wertschöpfungs-
kette auszuweiten. „Bayerngas
und Essent ergänzen sich ideal,
sowohl von der Geographie, der
Struktur ihrer Kunden als auch
von der Erfahrung im Gasmarkt
her. Die effektive Kombination
von traditioneller Beschaffungs-
erfahrung und internationaler

Trading- und Risikomanage-
mentexpertise bietet den Stadt-
werken eine willkommene Alter-
native zu herkömmlichen Anbie-
tern“ erklärte Paul van Son, Ge-
schäftsführer der Deutschen Es-
sent GmbH. 

Die Unternehmen verfügen
zusammen über ein gebündeltes
Geschäftsvolumen von über 200
Mrd. kWh Erdgas pro Jahr. Zu-
sammen gehört man zu den
größeren Einkäufern auf dem eu-
ropäischen Erdgasmarkt. „Auf
diesem Wege bieten wir eine
sehr attraktive Beschaffungs-
plattform für unsere Kunden an,
die für sich alleine solche Mög-
lichkeiten mangels Volumen
nicht erhalten können,“ erläutert
Bayerngas- Geschäftsführer Dr.
Ulrich Mössner die Vorteile.
„Bayerngas und Essent sehen in
dieser Kooperation nur die erste
Stufe einer Zusammenarbeit, die
sie künftig systematisch weiter-
entwickeln wollen, in der das
Ziel Upstream-Beteiligung sinn-
voll wird. Darüber hinaus sind
die absehbaren Investitionsko-
sten und -risiken nur innerhalb
einer Partnerschaft tragbar“,
stellte Mössner fest.

Machbarkeitsstudie: 

Biogas als Kraftstoff mit Zukunft
In einer Gemeinschaftsstudie von Verbänden und Politik wurden
im Auftrag des Bundesverbandes der deutschen Gas- und Was-
serwirtschaft (BGW) und der Deutschen Vereinigung des Gas-
und Wasserfaches (DVGW) die Potenziale von Biomasse für die
künftige Energieversorgung untersucht. Besonderes Augenmerk
wurde dabei auf die Minderung von Treibhausgasen gelegt.

Demnach bietet Biogas eine
interessante Perspektive, Erdgas
als Kraftstoff zu ergänzen. 2030
könnte durch den massiven Ein-
satz von nachwachsenden Roh-
stoffen sogar ein Fünftel des
Kraftstoffbedarfs durch Bioerd-
gas gedeckt werden. In der Ge-
samtbilanz reduziert der Einsatz
von Bioerdgas die Klimagase-
missionen von heutigen Antrie-
ben um 55 bis 65 Prozent ge-

genüber den klassischen Kraft-
stoffen. Die Studie empfiehlt
daher, dem regenerativen, gas-
förmigen Kraftstoff mehr Auf-
merksamkeit zu widmen. 

Für weitere Auskünfte: Bun-
desverband der deutschen Gas-
und Wasserwirtschaft, Albert
Kobbe, Reinhardtstr.14, 10117
Berlin, Tel.: 030/28041-510,
Fax: 030/28041-410, eMail:
kobbe@bgw.de
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Mit Erdgas in guter Gesellschaft.

Die 5-Sterne-Wärme für Ihr Zuhause

★ ★ ★ ★ ★

Erdgas Südbayern GmbH

Ungsteiner Straße 31, 81539 München
Tel. 01805/291111 (12 Cent/Min. im
Festnetz der deutschen Telekom)
E-Mail: info@esb.de, www.esb.de

300 Städte und
Gemeinden
in Südbayern
werden seit 40 Jahren zuverlässig mit
Erdgas von der ESB versorgt!

Erdgas
Heizöl
Strom

Erdgaspreise für
Endkunden steigen
Erhöhung geringer als Einkaufskosten der ESB

Aufgrund der weiter gestiegenen Preise auf den internatio-
nalen Energiemärkten muss die Erdgas Südbayern (ESB)
seit 1. April 2006 mehr für Erdgas bezahlen. Die höheren
Bezugskosten führen nun auch im ESB-Preissystem seit 1.
April 2006 zu höheren Erdgaspreisen - um 0,26 Cent je Ki-
lowattstunde Erdgas. Dabei gibt die ESB die Bezugskosten-
steigerung nicht in voller Höhe weiter. Das bestätigt auch
die unabhängige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Pricewa-
terhouseCoopers (PWC) in einem Gutachten.

Die PWC-Wirtschaftsprüfer haben ermittelt, dass seitens der
ESB der Anstieg der Beschaffungskosten nicht in vollem Um-
fang an die Verbraucher weitergegeben wurde. „Wir sehen uns
damit bestätigt, dass wir keine ungerechtfertigten, unbilligen
oder überhöhten Preissteigerungen vorgenommen haben, denn
unsere Preise sind fair und marktgerecht“, so Martin Heun, Pro-
kurist der ESB. „Auch die aktuelle Preisanpassung zum 1. April
2006 werden wir wieder nicht in vollem Umfang an die Kun-
den weitergegeben. Die Gutachten sind für die Öffentlichkeit
im Internet unter www.esb.de/transparenz abrufbar. 

Auf dem Weltmarkt gibt es einen unveränderten Anstieg der
Energienachfrage. Langfristig angelegte Studien prognostizie-
ren für die nächsten 25 Jahre eine Verdoppelung des weltwei-
ten Energieverbrauchs. Die Steigerung der Energienachfrage in
den vergangenen Jahren hat sich auch 2006 fortgesetzt und
wirkt sich damit auf die Beschaffungskosten für Erdgas aus.
Seit Januar 2004 bis Dezember 2005 erhöhten sich die Erdgas-
Importpreise um 72 Prozent. Eine ähnliche Entwicklung ist bei
Heizöl zu beobachten. Als regionaler Energie-Dienstleister hat
die ESB praktisch keinen Einfluss auf die Mechanismen der
weltweiten Energiemärkte. Nur durch interne Kostenoptimie-
rung und geschickte Einkaufspolitik, kann die ESB die Erdgas-
preise für ihre Kunden niedrig halten.

Die ESB bietet ihren Kunden bereits seit mehreren Jahren
verschiedene Preismodelle und Wahlleistungen an. Unter ande-
rem war die ESB der erste Energieversorger, der seinen Kun-
den einen Fixpreis für 12 Monate (ESB-Fix) angeboten hat.
10.000 ESB-Kunden haben sich im vergangenen Jahr dafür
entschieden und sind von der aktuellen Preisentwicklung nicht
betroffen.

„Diese Vielfalt im Preissystem wird es auch zukünftig geben.
Wir werden unseren Kunden weiterhin verschiedene Optionen
anbieten und zudem einen Anreiz schaffen zum Energiesparen
und zum Einsatz von modernen Erdgas-Heizungsanlagen“, so
Martin Heun. Erdgas ist als komfortable und umweltschonen-
de Energie in Deutschland seit Jahren die erste Wahl. Das zei-
gen auch die unverändert positiven Anschlusszahlen im süd-
bayerischen Liefergebiet der ESB. Auch im Jahr 2005 haben
sich rund 4.500 neue Erdgas-Kunden für das umweltfreundli-
che Erdgas als Heizenergie entschieden. Im Vergleich zu Holz-
und Ölheizungen sprechen auch die niedrigen Emissionswerte
bei Feinstaub und anderen Luftschadstoffen für Erdgas als
Wärmeenergie.

Saisonbonus für Erdgasanschluss: 

ESB unterstützt
Klimaprogramm

Zur Unterstützung des „Klimaprogramms Bayern“ fördert die
Erdgas Südbayern (ESB) den Anschluss an die Naturenergie
Erdgas bis zum 30. Juni 2006 mit einem Saisonbonus von 250
Euro. Der südbayerische Erdgasversorger ergänzt damit sein
konsequentes Engagement für die Umwelt um einen weiteren
Förder-Baustein. Hauseigentümer, die sich bis zum 30. Juni
2006 für Erdgas von der ESB entscheiden, können viel Geld
beim Erdgasanschluss sparen. Denn die ESB zahlt in dieser
Zeit für den Erdgasanschluss einen einmaligen Saisonbonus
von 250 Euro.

„Bei der anhaltenden Diskus-
sion über alternative Heizsyste-
me kommt dieses Angebot gera-
de recht. Denn viele Hausbesit-
zer überlegen bei den derzeit
hohen Energiekosten, ihre alte
Heizungsanlage zu modernisie-
ren. Nachweislich brauchen
moderne Heizsysteme, wie zum
Beispiel die Erdgas-Brennwert-
technik, bis zu 30 Prozent weni-
ger Energie“, erklärt Martin
Heun, Leiter Marketing und
Vertrieb bei der ESB, „und Erd-
gas bietet neben einem hohen
Wohnkomfort damit nach wie
vor auch eines der preisgüns-
tigsten Heizungssysteme am
Markt“. Das bestätigt auch eine
Studie der Arbeitsgemeinschaft
für sparsamen und umwelt-
freundlichen Energieverbrauch
e.V. (ASUE).

Möglichkeiten nutzen

Viele Hauseigentümer haben
heute bereits die Möglichkeit,
sich ans Erdgasnetz der ESB
anzuschließen und mit Erdgas
eine gute Energie-Alternative
zu Heizöl, Strom oder Holz.
Und da bei vielen Gebäuden
früher oder später eine Moder-
nisierung der Heizungsanlage
anstehen wird, heißt es jetzt
schon zu vergleichen und die
Möglichkeiten zu nutzen.

Den Preisvorteil von 250 Eu-
ro beim Erdgasanschluss kann
die ESB anbieten, weil wir da-
durch die Planungen für das
laufende Jahr mit unseren Sub-

unternehmen optimieren kön-
nen“, so Martin Heun weiter.
„Unsere Baufirmen werden ef-
fektiver ausgelastet wodurch ei-
ne Kosteneinsparung entsteht,
die wir gern an unsere künftigen
Kunden weitergeben. Darüber
hinaus gilt zusätzlich das ESB-
Wechselgeld von 650 Euro für
alle Eigentümer von Ein- und
Zweifamilienhäusern, die bis
Ende des Jahres von einer ande-
ren Energie auf Erdgas umstel-
len“, verspricht Heun.
Informationen zum Saisonbo-
nus und zum ESB-Wechselgeld
finden Interessenten in einer
Broschüre, die bei der ESB an-
gefordert werden kann. Infote-
lefon der ESB: 01805/291111
(12 Cent/Min. im Festnetz) oder
im Internet unter www.esb.de.

ESB-Grundschulwettbewerb 2005 / 2006:

Feierliche Prämierung
der Gewinnerschulen

Mit insgesamt 120.000 Euro werden die 12 Gewinnerschulen des
2. Schulwettbewerbs der Erdgas Südbayern GmbH (ESB) aus-
gezeichnet. Unter dem Motto „Ein Klassenzimmer für Kopf,
Herz und Hand“ waren die Grund- und Förderschulen im Ver-
sorgungsgebiet der ESB dazu aufgerufen, Ideen zur besseren
Ausgestaltung ihrer Lernräume zu entwickeln. Die feierliche
Prämierung der kreativsten Projekte fand mit Karl Freller,
Staatssekretär im Kultusministerium, sowie Dieter Rathsam
und Werner Bähre von der Geschäftsführung der ESB statt.

Dazu Dieter Rathsam, Ge-
schäftsführer bei der ESB: „Wir
freuen uns, mit diesem Schul-
wettbewerb einen Beitrag für
bessere Lernbedingungen in ei-
ner ganzen Reihe von Grund-
und Förderschulen in der Regi-
on leisten zu können. Gerade
die von den Schülern gezeigte
Eigeninitiative wird immer
wichtiger für den beruflichen
und privaten Erfolg.“ 

Mitglied in der Stiftung
Bildungspakt Bayern

Die gesellschaftliche Verant-
wortung der ESB geht über
den Grundschulwettbewerb je-
doch deutlich hinaus: So ist
das Unternehmen Mitglied 
in der Stiftung Bildungspakt
Bayern, die im Jahr 2000 mit
Karl Freller als Stiftungsvor-
sitzendem ins Leben gerufen
wurde. Die Stiftung hat sich
zum Ziel gesetzt, neue Wege
einer konstruktiven Zusam-
menarbeit zwischen Schule
und Wirtschaft zu finden.

Der Wettbewerb

In zahlreichen empirischen
Untersuchungen wurde belegt,
dass die Raumgestaltung einen
Einfluss auf die Lernbereit-
schaft und den Arbeitserfolg

ausübt. Die ESB unterstützt mit
ihrem Wettbewerb das Zusam-
menspiel von Schülern, Lehrern
und Eltern und fördert gleich-
zeitig Verantwortungsgefühl
und Eigeninitiative. Viele Schu-
len haben sich mit ihren Projek-
ten am Wettbewerb beteiligt.
Der Hauptpreis für die Gewin-
nerschulen beträgt je 10.000
Euro. Alle anderen teilnehmen-
den Schulen, die nicht gewon-
nen haben, erhalten hochwerti-
ge Musikinstrumente im Wert
von 500 Euro. 

Die Preisträger

Folgende Schulen dürfen sich
jeweils über einen Scheck in
Höhe von 10.000 Euro freuen:

Grundschule Waldkraiburg
Volksschule Bernau a. Chiem-

see
St. Notker-Schule, Privates

Förderzentrum
Grundschule Loiching
Grundschule Simbach a. Inn
Volksschule Vilsheim 
Bischof-Sailer-Volksschule

Aresing
Volksschule Langquaid
Sonderpädagogisches Förder-

zentrum Weilheim
Grundschule Weßling
Sonderpädagogisches Förder-

zentrum Farchant
Volksschule Schäftlarn.

Europäische Kommission:

Strategiepapier zur
Energieversorgung

Die Europäische Kommission hat heute ein umfassendes Strate-
giepapier zur Energieversorgung in der EU vorgelegt. In insge-
samt sechs Bereichen möchte die Brüsseler Behörde mit dem so
genannten „Grünbuch Energie“ die Mitgliedstaaten von einer
engeren Zusammenarbeit überzeugen. „Die Herausforderungen
der Energiepolitik des 21. Jahrhunderts verlangen eine gemein-
same Antwort der EU“, sagte Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso bei der Präsentation des Papiers in Brüssel.

„Es ist Zeit für eine neue eu-
ropäische Energiepolitik“, sagte
Energiekommissar Andris Pie-
balgs. Das Papier soll eine Dis-
kussionsgrundlage für die Mit-
gliedstaaten sein, macht aber in
einigen Bereichen konkrete
Vorschläge. 

So will die Kommission unter
anderem erreichen, dass alle
EU-Staaten Speicher für Erdgas
anlegen, die eine Versorgung
über mindestens zwei Monate
sicherstellen. Sollte es zu Lie-
ferschwierigkeiten kommen,
würden sich die Mitgliedstaaten
nach den Vorstellungen der
Kommission untereinander hel-
fen. Bisher gibt es solche Vorga-
ben nur für Erdöl. 

Vorrangige Bereiche

Die Europäische Kommission
nennt sechs vorrangige Berei-
che. Darunter fällt auch der ge-
meinsame Binnenmarkt für En-
ergie, den die EU-Kommission
weiter vorantreiben will. Dabei
sollen die Verbindungen zwi-
schen den nationalen Stromnet-
zen zügig ausgebaut werden.
Außerdem schlägt die Kommis-
sion vor, eine europäische Re-
gulierungsbehörde einzurichten,
die EU-weit einen fairen Wett-
bewerb im Energiemarkt garan-
tieren soll. Gesetzesvorschläge
zu diesem Bereich sollen bis
Ende des Jahres folgen.

Ein nachhaltiger, effizienter

und vielfältiger Energiemix ist
der dritte Schwerpunkt des
Strategiepapiers. Zwar soll die
Wahl der Energieträger weiter
in der Verantwortung der Mit-
gliedstaaten bleiben. Die Kom-
mission will aber gemeinsame
Planungen in diesem Bereich
anregen, mit dem Ziel EU-wei-
te Ziele für den Energiemix zu
etablieren.

Aktionsplan

Darüber hinaus will die Kom-
mission mit einem Aktionsplan
die Reduktion der Treibhaus-
gase weiter forcieren und die
Entwicklung klimafreundlicher 
Energietechnologie fördern.
Schließlich schlägt die Kom-
mission eine gemeinsame aus-
wärtige Energiepolitik vor, um
gegenüber den wichtigen Ener-
gielieferanten mit einer Stimme
aufzutreten. Außerdem will die
Kommission erreichen, dass der
Bau von Infrastruktur zur Ener-
gieversorgung, vor allem von
Pipelines oder Flüssiggastermi-
nals, in der EU koordinieren
werden.

Erdgasimporte:

Daten und Fakten
Nach vorläufigen Berechnungen des Bundesamtes für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) lagen die deutschen Erdgasimporte
im Februar 2006 mit 345.596 Terajoule (TJ) um 14,7 % über der
entsprechenden Menge des Vorjahresmonats (301.368 TJ).

Der Grenzübergangspreis pro
TJ Erdgas lag im Februar 2006
mit 5.779,15 Euro (dieses ent-
spricht ca. 2,08 Cent/kWh) um
3,4 % über dem Preis im Januar
2006 (5.591,14 Euro). Gegenüber
Februar 2005 (4.001,46 Euro) ist
der Grenzübergangspreis pro TJ
Erdgas um 44,4 % gestiegen.

Im aktuellen Zwölfmonatszeit-
raum März 2005 bis Februar
2006 lagen die Erdgasimporte
mit 3.536.621 Terajoule (TJ) um
5,5 % über der entsprechenden
Menge der Referenzperiode
März 2004 bis Februar 2005
(3.352.348 TJ).

Die drei wichtigsten Lieferlän-
der waren die Russische Födera-
tion (1.468.029 TJ), Norwegen

(1.130.496 TJ) und Niederlande
(776.319 TJ).

Der Wert der Erdgaszugänge
aus russischen, niederländischen,
norwegischen, dänischen und bri-
tischen Fördergebieten betrug im
Berichtszeitraum 17,051 Mrd.
Euro im Vergleich zu 11,566
Mrd. Euro im Vorjahreszeitraum.
Der durchschnittliche Grenzüber-
gangspreis ist im betrachteten
Zeitraum im Vergleich zur Refe-
renzperiode um 39,7 % von
3.450,23 Euro auf 4.821,37 Euro
pro TJ Erdgas gestiegen. Der
Grenzübergangspreis zeigt den
Preis des Erdgases an der deut-
schen Grenze und folgt in der Re-
gel mit einer gewissen Zeitverzö-
gerung den Preisen für Mineralöl.

Effizientes Erdgas
Erdgas ist Wunschenergie

Nummer 1 - 75 Prozent des der-
zeitigen Wohnungsbaus in
Deutschland werden mit Erdgas
beheizt. Damit ist auch die ESB
gut aufgestellt, denn der Erd-
gasabsatz stieg in 2005 um 6
Prozent auf 16,7 Mrd. kWh und
liegt somit klar über dem Bun-
destrend. Diese Entwicklung
kam nicht zuletzt durch die tie-
fen Temperaturen des lang an-
haltenden Winters zustande.
Der Kundenzuwachs beläuft
sich auf 6.750 Haushalte in
2005, wovon die Hälfte ehema-
lige Ölheizer sind, und stieg ins-
gesamt auf rund 170.000.        
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Machen Sie Ihr Finanzmanagement zum Chancenmanagement:
Die erfahrenen Spezialisten der Deutschen Bank bieten moderne
Finanzinstrumente an, die zielgenau und praxisorientiert auf
Kommunen, kommunale Betriebe und Unternehmen zugeschnitten
sind. Ihre Chancen: Zinsaufwand senken, Verpflichtungen schneller
abbauen und neue Spielräume für Investitionen schaffen.

Mehr dazu erfahren Sie im Internet
oder direkt von Ihrem Ansprechpartner:
Hans-Jürgen Gerlach, Tel.: 0 89-23 90 22 09
E-Mail: hans-juergen-ge.gerlach@db.com

www.deutsche-bank.de/oeffentlicher-sektor

Leistung aus Leidenschaft.

Hürden gemeinsam
meistern.

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Neues Ausbildungszentrum: 

Lechwerke investieren
für die Zukunft 

Bilanzpressekonferenz mit positiven Signalen / 106,5 Mio. Euro Jahresüberschuss 
Augsburg (jdt). Mit positiven Signalen ausgestattet war die Bi-
lanzpressekonferenz der Lechwerke AG in Augsburg. Die Vor-
standsmitglieder Ulrich Kühnl und Paul Waning betonten, es sei
gelungen, an das erfolgreiche Jahr 2004 anzuknüpfen. 

Zum Geschäftsjahresende 2005
konnte ein Bilanzgewinn (nach
HGB) von 60 Millionen Euro
(2004: 53 Millionen Euro) erwirt-
schaftet werden. In erster Linie
konnte die Steigerung erzielt wer-
den durch Wertpapierverkäufe.
Bei einem Umsatz von 805 Mil-
lionen Euro wurde ein Jahresüber-
schuss von 106.5 Millionen Euro
erreicht. Eine Neuerung ist, dass
für die LEW-Gruppe zum ersten
Male ein Konzernabschluss nach
den International Financial Re-
porting Standards aufgestellt wur-
de. Herausgestellt wurden die sehr
beachtlichen Investitionen für die
Zukunft. Im Jahr 2005 wurden für
Instandhaltung und Modernisie-
rung 66 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt. 

Steigende Strompreise

Zum Auftakt seines Berichtes
stellte Vorstandsmitglied Ulrich
Kühnl heraus, die Neuregelung
des Energiewirtschaftsgesetzes
habe maßgeblich die Rahmenbe-
dingungen der Branche und auch
der LEW-Gruppe bestimmt. Die
Strompreise am Großhandels-
markt seien in den letzten drei
Jahren stark angestiegen, analog
verlaufend zur Entwicklung auf
den Weltenergiemärkten. Nach
wie vor hätten die Importener-gi-
en eine preisliche Leitfunktion

auch für die Strompreise. Das
gelte nicht nur für Deutschland,
sondern auch international. In
Großbritannien und in den USA
seien die Großhandelspreise so-
gar noch stärker gestiegen als in
Deutschland. 

Hohe Bedeutung
sicherer Versorgung

Aufmerksam gemacht wurde
in der Bilanzpressekonferenz auf
die alarmierenden international
zu beobachtenden Versorgungs-
ausfälle und die Schneekatastro-
phe im Münsterland im Novem-
ber 2005. Der breiten Öffentlich-
keit sei die hohe Bedeutung ei-
ner sicheren Versorgungsinfra-
struktur auf drastische Weise vor
Augen geführt worden. Der spe-
zielle Rang des Masten-Moder-
nisierungsprogramms kam hier
zur Sprache. Im August habe das
extreme Hochwasser in der Re-
gion zu schaffen gemacht, wobei
die unmittelbaren Schäden dank
des großen Einsatzes der Mitar-
beiter der Lechwerke begrenzt
geblieben seien. 

In einem nicht einfachen Um-
feld, so wurde von Kühnl regi-
striert, habe LEW im Vorjahr ein
gutes betriebliches Ergebnis er-
zielt. Positive Wirkungen ausge-
gangen seien vom erfolgreich
gestarteten Effizienzprogramm:

„Wir haben die gesetzlich vorge-
schriebene Entflechtung von
Netz und Vertrieb gesellschafts-
rechtlich bereits zum 1.Januar
2005 umgesetzt und sind in der
neuen Struktur zukunftsfähig
ausgerichtet. 

Hingewiesen wurde darauf,
dass Vorstand und Aufsichtsrat
der Lechwerke der Hauptver-
sammlung am 9.Mai 2006 in
Augsburg eine Dividende von 15
Euro je Aktie zur Ausschüttung
vorschlagen werden. Hinzu kom-
men soll eine Sonderausschüt-
tung von zwei Euro je Aktie. 

KlarerAufwärtstrend

Beim betrieblichen Ergebnis
der LEW-Gruppe nach IFRS
wurde 2005 eine Steigerung auf
112,6 Millionen Euro, gegenü-
ber 100,7 Millionen Euro im
Vorjahr, erreicht. Drei operative
Punkte wirkten sich in der Er-
gebnisabrechnung positiv aus:
Verbesserung des Erzeugungser-
gebnisses aufgrund der Entwick-
lung der Großhandelspreise; Op-
timierungen in der Strombe-
schaffung; Einsparungen aus
dem Effizienzprogramm. Ein
Hinweis galt Einsparungen in al-
len Geschäftsbereichen, beson-
ders bei Sachkosten und durch
Produktivitätssteigerungen (rund
4 Millionen Euro). 

Berichtet wurde über einen
klaren Aufwärtstrend bei Investi-
tionen und Unterhaltsaufwen-
dungen. Erwähnung fanden die

Erneuerung des Umspannwer-
kes in Oberottmarshausen, die
Verlegung eines Trafos nach Ir-
singen und Erstellung einer Tra-
fowanne zur Verbesserung des
Lastflusses, Neubau der Netz-
leitstelle in Augsburg und Inve-
stitionen in Ortsnetze und Haus-
anschlüsse. 

Investitionsanreize nötig

Beim Ausblick auf die näch-
sten Monate wurde festgestellt,
dass auf dem Energiemarkt kei-
ne Entspannung erkennbar sei.
Mit Nachdruck wurden folgen-
de Forderungen als entscheiden-
de Grundprinzipien aufgestellt:
„Wir brauchen Transparenz, Ver-
lässlichkeit und Fairness der Re-
gulierungsentscheidungen; Kun-
de und Netzbetreiber sollen glei-
chermaßen an der Effizienzent-
wicklung partizipieren; Wir for-
dern die Beachtung struktureller
Unterschiede und unternehmen-
sindividueller Investitionszyklen
der Netzbetreiber; Wir erwarten
die Wahrung von Investitionsan-
reizen und Qualitätsaspekten“. 

Kühnl und Waning machten
auf die Bedeutung von LEW als
einer der größten Investoren der
Region aufmerksam, nicht nur in
Sachanlagen, sondern auch in
Ausbildung und u. a. in regiona-
len Sponsoringaktivitäten. 

Als besonders bedeutsam wur-
de herausgestellt die Planung ei-
nes neuen Ausbildungszentrums
am Standort Augsburg-Oberhau-
sen in den nächsten zwei Jahren.
Gebaut werde ein komplett neu-
es Gebäude für die gewerbliche
Ausbildung, die bisher integriert
gewesen sei im Bereich der
Werkstätten. Dies habe sich als
nicht mehr ausreichend erwie-
sen. Beschäftigt seien bei LEW
99 Auszubildende. 

Unter den „Top Zehn“

Mit rund 1600 Beschäftigten
sind die Lechwerke, wie die Vor-
standsmitglieder verdeutlichten,
„einer der Top Zehn Arbeitgeber
unserer Region“. Verantwortung
für die Region übernehme man
auch im Sektor Steuern und Ab-
gaben. Über die Konzessionsab-
gaben in Höhe von rund 26 Mil-
lionen Euro trügen die Strom-
kunden zur Finanzierung der
kommunalen Haushalte bei.
Darüber hinaus flössen rund 13
Millionen Euro als Gewerbe-
steuer direkt in die Städte und
Gemeinden.Die enge Verbun-
denheit mit der Region komme,
wie Kühnl und Waning erwähn-
ten, auch dadurch zum Aus-
druck, dass Aufträge von LEW
soweit möglich an Firmen in der
Region gingen.

Mehrfach und wirkungsvoll präsent bei der „afa“ in Augs-
burg: die Lechwerke. Von links: Landtagsabgeordneter und
Stadtrat Johannes Hintersberger, Augsburg, LEW-Vorstands-
mitglied Paul Waning, Landwirtschaftsminister Josef Miller,
Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert. Bild -jdt-

Wärmepumpen auf
dem Vormarsch 

Lechwerke fördern umweltfreundliche Energie 

Augsburg (jdt). Auf die besondere Aktualität der Kosten spa-
renden Umwelt-Heizung „Wärmepumpe“ machten während
der neuntägigen Augsburger Frühjahrsausstellung die Lech-
werke in Verbindung mit verschiedenen Wärmepumpenherstel-
lern aufmerksam. Paul Waning, Vorstandsmitglied von LEW
und Vorsitzender des Bundesverbandes „Wärmepumpe“ ,
machte beim Prominenten-Rundgang nach der „afa“-Eröff-
nung auch den Schirmherrn, Landwirtschaftsminister Josef
Miller, auf die Vorzüge der die Sonnenkraft nutzenden Energie-
quelle aufmerksam. 

Von Waning wurde darauf
hingewiesen, dass die Entwick-
lung der Einführung der Wär-
mepumpe gerade in Bayerisch-
Schwaben sehr positiv sei. In
den letzten zwei Jahren habe
der in Deutschland angestrebte
Marktanteil von 10 Prozent im
Regierungsbezirk weit über-
schritten werden können. 

Werbung für
„Wärmepumpe“

Beachtung fand der Hinweis
darauf, dass die Wärmepumpe in
Österreich, der Schweiz und in
den skandinavischen Ländern
deutlich stärkere Verbreitung fin-
de als hierzulande. Auch deshalb
werde, so Paul Waning, der Bun-
desverband „Wärmepumpe“ sei-
ne Aufklärung und Werbung wei-
ter vorantreiben. Die Herstellerfir-
men spürten im übrigen bis zu
zweistellige Zuwachsraten. Das
Interesse, Wärmepumpen in be-
stehenden Gebäuden einzurich-
ten, nehme ebenfalls erheblich zu. 

Forum Schule

Informiert wurde bei der
„afa“ von LEW auch über die

Zusammenarbeit mit den Stadt-
werken Augsburg und über die
Bildungsinitiative „Forum Schule
- Lernen, Erleben, Wissen“ der
Lechwerke und deren besonde-
ren Service, die easy-living-
Karte“, mit interessanten Frei-
zeitangeboten zu vergünstigten
Preisen. 

Informiert wurde von Mitarbei-
tern von LEW auch über den Tat-
bestand, dass von den Lechwer-
ken ein besonderer Beitrag zur
Versorgungssicherheit geleistet
würde und dass heuer bei den
Strompreisen zunächst keine Ver-
teuerung zu erwarten sei. 

Enge Kooperation mit
den Kommunen

Registriert wurde u. a. die en-
ge Zusammenarbeit mit der
kommunalen Ebene. Sie ist
auch gewährleistet mit dem Be-
zirk Schwaben, der einen Akti-
enanteil bei LEW von 6.2 Pro-
zent hält. Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert gehört dem
Beirat der Lechwerke-Führungs-
ebene seit Mai 2005 an. Beirats-
mitglied ist auch weiter der
frühere Bezirkstagspräsident
Dr. Georg Simnacher.

E.ON Bayern investiert rund
30 Millionen Euro für Oberfranken

Im Rahmen einer Investitionsoffensive hat der Energiedienst-
leister E.ON Bayern sein Investitionsbudget für dieses Jahr um
rund zehn Prozent auf 225 Millionen Euro erhöht. Hiervon
profitiert die Region Oberfranken mit der stattlichen Summe
von knapp 30 Millionen Euro. Die Investitionen und Instand-
haltungsmaßnahmen kommen erneut in hohem Maße der hei-
mischen Wirtschaft zu Gute. „Durch die generelle Auftrags-
vergabe an private mittelständische Unternehmen in der Regi-
on trägt E.ON Bayern dazu bei, über 400 Arbeitsplätze in
Oberfranken zu sichern und neue zu schaffen,“ so Rolf
Wutschka, Generalbevollmächtigter der E.ON Bayern AG. 

Der weitaus größte Anteil der
Summe fließt in den Bereich
Stromverteilung. Daneben wird
aber auch die Infrastruktur für die
Gasversorgung ausgebaut, die
seit Anfang letzten Jahres ein
weiteres Geschäftsfeld von E.ON
Bayern ist. Mit diesem Volumen
kann laut Wutschka die Netzver-
fügbarkeit und damit auch die
Versorgungsqualität der Kunden
weiterhin auf hohem Niveau si-
chergestellt werden.

Bei den Investitionen in den
Bereichen Netz und Technik baut
die Regionalleitung wie in der
Vergangenheit auf die Kompetenz
der drei Kundencenter für Ober-
franken in Kulmbach, Bamberg

und Naila, von denen die Mittel
dezentral gesteuert werden. 

Neben den Instandhaltungs-
maßnahmen und der Er-
schließung von Baugebieten bil-
det die Verkabelung störungsan-
fälliger Mittelspannungs-Freilei-
tungen wie in den Vorjahren ei-
nen Investitionsschwerpunkt. Al-
lein im letzen Jahr wurden ca. 110
km 20-kV-Freileitungen in den
Boden gelegt, die insbesondere
aufgrund ihrer Nähe zu hohen
Bäumen besonders gefährdet wa-
ren. Hier konnten bei Stürmen
und starkem Schneefall Bäume in
die Freileitungen stürzen, Seile
reißen und so manchen folgen-
schweren Stromausfall auslösen.

Diese Verkabelungsstrategie trägt
Früchte, es wurden wesentlich
weniger Störungen registriert und
die in den letzten drei Jahren for-
cierte Verkabelung wird deshalb
auch dieses Jahr mit zusätzlichen
Budgetmitteln fortgesetzt. Im Ge-
biet der Regionalleitung Ober-
franken von Tettau im Norden bis
Erlangen im Süden, Geiselwind
im Westen und Rehau im Osten
sind erneut über 100 km neue Ka-
belleitungen geplant. Große Pro-
jekte sind beispielsweise die Ver-
kabelung der Strecken von Most-
viel über Egloffstein zum Um-
spannwerk Thuisbrunn sowie von
Plankenfels nach Löhlitz.

Dank der Investitionsoffensive
kann E.ON Bayern darüber hin-
aus systematisch damit beginnen,
ausgewählte Ortsnetz-Transfor-
matorstationen zu erneuern, die in
der Vergangenheit zu Störungen
geführt hatten, bzw. bei denen
größere Instandhaltungsaufwen-
dungen nicht mehr wirtschaftlich
wären. Hierdurch wird die Ver-
sorgungssicherheit zu Gunsten
der Kunden weiter erhöht.
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Finanzieren Sie Ihre
eigene Arena noch in
dieser Spielzeit!

Sparkassen-Finanzgruppe

www.lbs-bayern.de

Komfortabler zur eigenen Immobilie – dank der langfristig günstigen LBS-Finanzierung:
Sichern Sie sich Ihren vollen Heimvorteil mit konstant niedrigen Bauspar-Darlehenszinsen!
Sprechen Sie jetzt mit Ihrem Finanzierungs-Berater in über 100 LBS- und 3000 Sparkassen-Geschäftsstellen bayernweit.

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

Jetzt noch schnell
günstige Zinsen sichern –
und bis zu 32 Jahre
Zinssicherheit genießen!

Kreisräte und Bürgermeister aus dem Landkreis München: 

Energie-Informationsfahrt
Besuch im Niedrigenergiehaus der E.ON Bayern AG in Poing

Kreisräte aus dem Landkreis München, Mitglieder der Arbeits-
gruppe „Agenda 21“, die Bürgermeister von Aying, Grasbrunn,
Neubiberg, Oberhaching, Schäftlarn und Unterhaching sowie
Mitarbeiter des Landratsamtes München trafen sich kürzlich im
Bauzentrum Poing, um gemeinsam mit Energieexperten der
E.ON Bayern AG über zukunftsorientierte Lösungen der Ener-
gieanwendungen im Heizungsbereich zu beraten. Auf der Tages-
ordnung standen Themen wie die Entwicklung der Wär-
memärkte und technische Konzepte der Zukunft. Zugleich nutz-
ten die Gäste die Gelegenheit, um sich über die Möglichkeiten
zur effizienten Energienutzung durch Strom und die Anwendung
regenerativer Energietechniken zu informieren. 

Das aus dem Projekt „Energie-
zukunft Bayern“ finanzierte
Niedrigenergiehaus von E.ON
Bayern, das nach den einleiten-
den Vorträgen im Technologie-
pavillon besichtigt wurde, ist so
konzipiert, dass es trotz aufwän-
diger Wärmedämmung und ho-
her Dichtheit der Gebäudehülle
für Häuslebauer erschwinglich
bleibt. Durch die kompakte Ar-

chitektur, die energieoptimierte
Haus- und Heizungstechnik so-
wie die Nutzung regenerativer
Energien bietet es für potentielle
Bauherren richtungsweisende
Ideen und fortschrittliche Tech-
nik „zum Anfassen“. Alle Kom-
ponenten der Haustechnik sind
auf Energieeinsparung bzw. effi-
zienten Energieeinsatz und da-
mit auf die Schonung der Res-
sourcen ausgerichtet. Das hat
natürlich Auswirkungen auf die
Heizkosten: Nur 490 Euro im
Jahr sind für Raumwärme (156
m² beheizte Fläche) und Warm-
wasserbereitung aufzuwenden.

Wärmequelle Erdwärme

Eine Elektro-Wärmepumpe
mit einer Heizleistung von ca.
sechs Kilowatt (kW) bei einer
elektrischen Anschlussleistung
von 1,5 kW beheizt das Gebäude.
Als Wärmequelle dient die Erd-
wärme, die über drei Erdsonden
mit jeweils vierzig Meter Länge
erschlossen wird. Das Erdge-
schoss wird über den Fußboden,
die oberen Räume über die 
Wände beheizt. An heißen Som-
mertagen können die Räume
über die Erdsonden bei sehr nied-

rigen Kosten gekühlt werden.

Be- und Entlüftungsanlage

Den notwendigen Luftwechsel
stellt eine mechanische Be- und
Entlüftungsanlage sicher. Je
nach Außentemperatur wird da-
mit die Frischluft mit sehr gerin-
gem Energieeinsatz im Winter
vorgewärmt und im Sommer ab-
gekühlt.

Bei der Bereitung des Warm-
wassers ergänzen sich zwei fla-
che Sonnenkollektoren auf dem
Dach und ein 300-Liter-Speicher
mit einer Warmwasser-Wärme-
pumpe im Technikraum. Eine
Photovoltaik-Anlage mit einer
Spitzenleistung von 1,1 Kilowatt
deckt mit rund 900 Kilowatt-
stunden Strom rund 25 Prozent
des jährlichen Strombedarfs ei-
nes Durchschnittshaushaltes. 

Energieeffizienz 
und Komfort

Für ein Höchstmaß an Ener-
gieeffizienz und Komfort sorgt
die rechnergesteuerte Elektroin-
stallation, ein so genanntes Bus-
system. Alle Energieverbraucher
und Installationsgeräte wie Ak-
toren (zum Beispiel Stellmoto-
ren für die Jalousien) oder Sen-
soren für Temperatur und Hellig-
keit sowie ein Rechner sind mit-
einander verbunden bzw. ver-
netzt. So erfassen zum Beispiel
Sensoren die Helligkeit der Räu-
me und steuern entweder die
Motorantriebe der Fensterjalou-
sien zur Abschattung oder pas-
sen die Beleuchtung über Dim-
mer dem Tageslicht an.

21. Gundremminger Kraftwerksgespräch:

Standort unverzichtbar für
gesicherte Stromversorgung

Gundremmingen (jdt). „Das Kernkraftwerk Gundremmingen
(KGG) ist für die sichere und umweltfreundliche Stromversor-
gung im Freistaat Bayern unverzichtbar“, betonte beim inzwi-
schen Tradition gewordenen „Kraftwerksgespräch“ in der größ-
ten deutschen Kernkraftwerksanlage deren Technischer Ge-
schäftsführer Dr. Helmut Bläsig. Den rund 180 Gästen aus Poli-
tik, Kommunalpolitik, Wirtschaft und weiteren Bereichen des
öffentlichen Lebens präsentierte er eine der besten Produktions-
bilanzen in der Geschichte des KGG und ein „sehr erfolgreiches
Betriebsjahr 2005“. Mit rund 21,3 Milliarden Kilowattstunden
erreichte das Gundremminger Werk mit 2700 Megawatt instal-
lierter Leistung nach dem Jahr 2003 das zweitbeste Produkti-
onsergebnis. Hervorgehoben wurde die Zeitverfügbarkeit der
beiden Blöcke mit jeweils etwa 93 Prozent, damit in der Spitzen-
gruppe der deutschen Kernkraftanlagen. 

In den Mittelpunkt der Veran-
staltung rückten die Berichte des
Technischen Geschäftsführers Dr.
Bläsig und des Kaufmännischen
Geschäftsführers Georg Büth. Sie
informierten auch über die Fertig-
stellung und Inbetriebnahme des
Standortzwischenlagers, das Pro-
jekt des Technologiezentrums in
den früheren Maschinengebäuden
des Blockes A und den besonde-
ren Rang des Wirtschaftsfaktors
Kernkraftwerk gerade für die Re-
gion. In seinem Gastreferat „End-
lagerung von Brennelementen:
Stand und Ausblick“ gab Diplom-
Ingenieur Rudolf Weh von der
Gesellschaft für Nuklearservice
(GNS) einen Einblick in techni-
sche Besonderheiten bei der Ent-
sorgung von Brennelementen und
„wie es mit deren Endlagerung
langfristig weitergehen müsste“. 

Prominente Teilnehmer

Unter den Teilnehmern der
Veranstaltung konnten Landrat
Hubert Hafner, Günzburg, stell-
vertretende Landrätin Angela
Rieder, Dillingen, der Bundes-
tagsabgeordnete Dr. Georg Nüß-
lein (Wahlkreis Neu-Ulm/Günz-
burg) und der Gundremminger
Bürgermeister Wolfgang Mayer

(im Jahr 2000 zum Sprecher der
deutschen Standortgemeinden
mit nuklearen Anlagen berufen)
begrüßt werden. 

Uneingeschränkter
Voll-Lastbetrieb

In seinem Vortrag ging Dr. Blä-
sig auf die besondere Leistungs-
fähigkeit des KGG ein. Block B
sei bis auf den 19-tägigen Still-
stand zum Brennelementwechsel
sowie eine geplante Reaktor-
schnellabschaltung (RESA) mit
anschließendem Kurzstillstand
mit Voll-Last betrieben gewesen.
Erzeugt worden seien im Block B
rund 10.8 Milliarden Kilowatt-
stunden. Zur Zeit befinde sich
Block B im uneingeschränkten
Voll-Lastbetrieb und erreiche auf
grund der lang anhaltenden, sehr
kalten Witterung eine durch-
schnittliche Leistung von 1370
Megawatt. Im Frühsommer 2006
stehe für Block B eine mehr-
wöchige große Jahresrevision mit
Brennelementwechsel und Gene-
ratortausch im Programm. 

Weitgehend auf Voll-Last, mit
der Erzeugung von rund 10.5
Milliarden Kilowattstunden, lief
auch - so Bläsig weiter - Block
C. Im Oktober und November

2005 habe es einen 25-tägigen
Revisionsstillstand mit Brenn-
elementwechsel, geplanter Re-
aktorschnellabschaltung (RE-
SA), vorgesehener Turbinen-
schnellabschaltung (TUSA) so-
wie dem Austausch des Genera-
tors gegeben. Im Herbst sei rou-
tinemäßig der Brennelement-
wechsel im Block C vorgesehen.
In den ersten zwei Monaten
2006 wur-den von beiden
Blöcken rund vier Milliarden Ki-
lowattstunden Strom erzeugt. 

51 Millionen
Kilowattstunden täglich

Den besonderen Rang von
„Gundremmingen“ für die
Stromversorgung verdeutlichte
Dr. Bläsig mit dem Hinweis dar-
auf, dass beide Kraftwerkblöcke
pro Tag im Durchschnitt knapp
51 Millionen Kilowattstunden
produzieren: „Das entspricht
rein rechnerisch dem Tages-
strombedarf von über 5,3 Millio-
nen deutschen Durchschnitts-
haushalten und erspart Bayern
Tag für Tag gut 51.000 Tonnen
Kohlendioxid (CO2)“. 

Europa- und auch weltweit
Beachtung fanden von Dr. Blä-
sig hervorgehobene, im Jahr
2005 erreichte „Wegmarken“,
die den sehr guten Zustand der
Gundremminger Anlage veran-
schaulichen. Am 1. Juni 2005
produzierte Block B die 200
Milliardste Kilowattstunde und
am 15. November 2005 über-
schritt das Werk als erste 1344-
Megawatt-Siedewasser-Doppel-
blockanlage der Welt die 400-
Milliarden-Kilowattstunden-Re-
kordmarke nach nur 21 Betrieb-
sjahren. Damit werde, wie der
Technische Geschäftsführer dar-
legte, dokumentiert „die ausge-

zeichnete Arbeit der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter am Stan-
dort, ein sichtbarer Beleg für die
Qualifikation  und Motivation
sowie das Sicherheitsbewusst-
sein der Belegschaft“. 

Gelebte Sicherheitskultur

Groß geschrieben werde, wie
von Bläsig unterbreitet, die „ge-
lebte Sicherheitskultur“. Jedes
Jahr fließe ein dreistelliger Mil-
lionen-Euro-Betrag nicht nur in
die routinemäßigen Revisionen
und Brennelementwechsel, son-
dern auch in vorbeugende In-
standhaltung und kontinuierliche
Nachrüstungen sowie Erneue-
rungs- und Modernisierungs-
maßnahmen. 

Die auf der Basis verschiede-
ner Genehmigungen im August
2004 begonnenen Bauarbeiten
am Standort-Zwischenlager ver-
liefen „planmäßig“. Nach Roh-
baufertigstellung und Rohbauab-
nahme Ende September 2005
seien die Ausbauarbeiten gefolgt
mit Lüftung, Wärmeschutzfassa-
de, Dacheindeckung, Kabeltras-
sen, technischen Einrichtungen
für radiologische Überwachung,
Brand- und Objektschutzüber-
wachung usw. und Außenanla-
gen. Als letzte große Einzelbau-
maßnahmen wurden kürzlich ab-
geschlossen der Einbau der zwei
Schwerlast-Portalkräne, der in-
neren Abschirmtore und der
Außentore. Ab Mitte 2006 könne
voraussichtlich mit der Be-
schickung des Zwischenlagers
begonnen werden. Jedes Jahr
wolle man etwa sechs Castoren
unterbringen. Das Zwischenla-
ger verfüge über eine Kapazität
von 192 Stellplätzen und eine
genehmigte Aufbewahrungszeit
von 40 Jahren. 

Dem Ende entgegen gehe der
Rückbau des Blockes A mit ins-
gesamt einer rückgebauten Ge-

Die besondere Bedeutung des Kernkraftwerkes Gundremmin-
gen für eine sichere Stromversorgung wurde beim 21. „Kraft-
werksgespräch“ hervorgehoben. Im Bild (von rechts): Landrat
Hubert Hafner, Günzburg, stellvertretende Landrätin Angela
Rieder, Dillingen, Bundestagsabgeordneter Dr. Georg Nüßlein,
der Gundremminger Bürgermeister Wolfgang Mayer, Techni-
scher Geschäftsführer Dr. Helmut Bläsig. Bild:-jdt-

samtmasse von knapp 8.400
Tonnen. Nach dem Abschluss
dieser Arbeiten werde das ehe-
malige Technikgebäude des
Blockes A, ohne das Reaktorge-
bäude, als Technologiezentrum
in die laufende Kraftwerksanla-
ge mit den Blöcken Bund C inte-
griert. Eine  Änderungsgenehmi-
gung wurde am 5.Januar erteilt. 

Wirtschaftsfaktor

Von Georg Büth, dem Kauf-
männischen Geschäftsführer des
Kernkraftwerkes Gundremmin-
gen, wurde dessen herausragende
Bedeutung als regionaler Wirt-
schaftsfaktor vorgestellt mit ei-
nem hohen Investitionsaufwand.
In den laufenden Betrieb der zwei
Block-Anlagen seien bisher über
zwei Milliarden Euro investiert
worden. Das Auftragsvolumen an
Fachfirmen habe allein im Jahr
2005 rund 80 Millionen Euro be-

tragen. Bei Auftragsvergaben
würden, wie G. Büth feststellte,
möglichst Firmen aus der Region
berücksichtigt. Diese profitierten
im vergangenen Jahr von Aufträ-
gen in Höhe von ungefähr 25
Millionen Euro. 

Gestärkte Region

Die Region sei auch gestärkt
worden durch Firmen-Neugrün-
dungen infolge des Kernkraft-
werk-Betriebes, mit zusätzlichen
etwa 1.000 Arbeitsplätzen. An-
lässlich der Brennelementwech-
sel bzw. der Revisionen würden
zweimal jährlich für gut acht
Wochen durchschnittlich etwa
1.200 Fachkräfte zusätzlich be-
schäftigt. Einschließlich der
Auszubildenden gebe es im
Kraftwerk rund 750 attraktive
Arbeitsplätze, nicht gerechnet
die Dauerbeschäftigung weiterer
250 Kräfte von Fremdfirmen.  

Mit ihrem Projekt „Ener-
gieeinsparung durch Wärme-
dämmung“ wollen die Land-
kreise Rottal-Inn und Mühl-
dorf eine Sensibilisierung der
Bürger für Möglichkeiten der
Energieeinsparung und die
Förderung des heimischen
Handwerks erreichen. Inzwi-
schen liegen erste positive
Einspar-Ergebnisse aus der
letzten Heizperiode vor. Um
der Idee für die neue Bausai-
son Schwung zu verleihen,
haben Landrätin Bruni May-
er und Landrat Georg Huber
nunmehr mit Vertretern des
Handwerks erneut für ihr
Projekt geworben.                

Bürger sensibilisieren
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… Kommunale Fachverfahren
■ Einwohnermeldewesen
■ Finanzwesen, NKF
■ Gewerbewesen
■ Friedhofswesen
■ Dokumentenverwaltung
■ Sitzungsdienst
■ Wahlauswertung

… Service + Support
■ IT-Dienstleistung
■ Installations-Service
■ Schulungskonzepte
■ Betreuungskonzepte
■ Fachhotline

… Online-Services
■ Rathaus Service Portal
■ Transportplattform komuna.NET

komuna GmbH
EDV-Beratung
Wallerstraße 2
84032 Altdorf
Tel. 0871/97 38 5-0
Fax 0871/97 38 5-600
E-Mail: info@komuna.de

w w w . k o m u n a . d e

Wir sind der Partner für …

Neuinstallation des Netzwerks
im laufenden Betrieb

Ein komuna-Erfahrungsbericht aus der Gemeinde Poing
Die Gemeinde Poing (Landkreis Ebersberg, 12.400 Einwoh-
ner) arbeitet seit dem Jahr 1996 in einem PC-Netzwerk. In den
Anfangsjahren mit Windows 95 wurde im Netzwerk über
WinNT 3.51 und NT 4.0 bis zu Windows 2000 stetig migriert.
So entstanden über Jahre gewachsene Strukturen; migrations-
bedingte Probleme blieben nicht aus. 

Für das Jahr 2005 hatten sich
die IT-Verantwortlichen der Ge-
meinde mehrere Projekte vorge-
nommen, um die Verfügbarkeit
des Netzwerkes dauerhaft si-
cherzustellen. So stand die Er-
satzbeschaffung von zwei lei-
stungsfähigen Servern, die Mo-
dernisierung der aktiven Netz-
werkkomponenten, die Verein-
heitlichung der Betriebssys-
temumgebung im Serverbereich,
die Umstellung des IP-Adres-
sbereiches, die Neukonzeption
der Datensicherung sowie die
Umstellung der Oracle-Daten-
bank-Version auf dem Plan.

Ungelöste Fragen

Doch wie das Projekt ange-
hen? Wie hoch werden die Kos-
ten sein? Mit welchem zeitli-
chen Aufwand ist zu rechnen?
Ist es realisierbar, neben dem
Tagesgeschäft wesentliche Be-
standteile des Netzwerkes um-
zustellen? Wie ist es mit der Si-
cherheit im eigenen Netzwerk
bestellt?

Sehr kurzfristig entschloss
man sich, externen fachlichen
Rat einzuholen. Vor dem Hin-
tergrund der bereits langjähri-
gen erfolgreichen Zusammenar-
beit setzte sich die Gemeinde
Poing mit der komuna in Ver-
bindung. Man hoffte - neben
dem Wissen um die Auswirkun-
gen auf die im Hause installierte
Kommunalsoftware - auch von
den Fähigkeiten und Erfahrun-
gen im Technikbereich profitie-
ren zu können. „Wir wurden
nicht enttäuscht“, meint dazu
Angelika Hitzlsperger, die IT-
Verantwortliche in Poing. 

Beratungsgespräch

Nach einer umfassenden Sys-
temanalyse und einem Bera-
tungsgespräch konnten die Ver-
antwortlichen den Umfang so-
wie die Auswirkungen des Pro-
jektes sehr gut einschätzen und
Entscheidungen über die Not-
wendigkeit weiterer Maßnah-
men und deren Umsetzung tref-
fen. Wesentliches Ergebnis des

Beratungsgespräches war die
Empfehlung seitens der komu-
na-Mitarbeiter auf weitere Mi-
grationen zu verzichten und die
Chance zu nutzen, das Netz-
werk von Grund auf neu zu in-
stallieren. Obwohl allen Betei-
ligten zuerst nicht ganz wohl
war bei dem Gedanken, so ent-
schied man sich unter Abwä-
gung aller Vor- und Nachteile
nach einwöchiger „Bedenkzeit“
für einen Neubeginn.

Ist-Soll-Zustand

Auf Basis dieser Entschei-
dung wurde von der komuna
nun der Ist-Soll-Zustand vergli-
chen, eine Kosten-Grobkalkula-
tion (Hardware, Installationsko-
sten), der Projektzeitplan sowie
eine Stückliste als Grundlage
für die gemeindliche Angebots-
einholung zur Hardwarebe-
schaffung wurden erarbeitet. In
dieser Phase reifte bereits der
Entschluss - mitgetragen von
der Geschäftsleitung - auch die
Dienstleistung im Zusammen-
hang mit der Neuinstallation
des Netzwerkes an die Firma
komuna zu vergeben.

Komplette Installation

Im März 2005 war es dann
soweit, die neue Hardware wur-
de geliefert, die Verwaltung hat-
te ihre „Hausaufgaben“ ge-
macht und das „Unternehmen
Netzwerk neu“ konnte starten.

Pünktlich am Montagmorgen
standen 2 Techniker bereit und
begannen mit der Installation
der beiden neuen Server. Be-
triebssystem (Windows2003
Server), Active Directory, DNS,
DHCP, Datenbank und die we-
sentliche Kommunalsoftware
waren bereits am Abend des er-
sten Tages komplett installiert
und eingerichtet. Der Dienstag
stand im Zeichen der Neuinstal-
lation der bereits bisher genutz-
ten Server sowie der Datenüber-

nahme aus der „alten“ Netz-
werkumgebung mit der Installa-
tion und Konfiguration von
Exchange 2003. Parallel zu den
zentralen Installationsarbeiten
konnten nun bereits mit der Ein-
bindung der 40 Clients in die
neue Domäne begonnen wer-
den. Verstärkt durch einen Mit-
arbeiter aus dem Kommunal-
support der komuna, der die An-
bindung und Einrichtung der
MESO und MIGEWA-Arbeits-
plätze abwickelte, waren die
wesentlichen Funktionalitäten
bereits am Dienstag-Abend
wieder verfügbar.

Nur geringe Ausfallzeiten

Am Mittwoch standen noch
Arbeiten im Zusammenhang
mit der Einrichtung des Ex-
change-Servers, die Erarbeitung
von Gruppenrichtlinien, Verfei-
nerung der Sicherung sowie die
Einbindung der Netzwerk-
drucker auf dem Programm.
Nach drei Tagen war die Ge-
meinde Poing wieder „online“
und in allen Bereichen funkti-
onsfähig.

„Stolz waren wir vor allem
auf die Tatsache, dass trotz der
umfangreichen Arbeiten nur
sehr geringe Ausfallzeiten zu
verzeichnen waren. So musste
das Rathaus zu keiner Zeit für
den Parteiverkehr geschlossen
werden,“ fasst das Poinger IT-
Team das Ergebnis zusammen.

Monate nach der Inbetrieb-
nahme des neu konzipierten
Rathaus-Netzwerkes lässt sich
ein durchweg positives Fazit
ziehen. Das Netzwerk läuft ab-
solut zuverlässig mit einer ho-
hen Performance und bisher
100% Verfügbarkeit.

Kompetente Dienstleistung

„Nach diesen Erfahrungen
würden wir uns jederzeit wieder
für den eingeschlagenen Weg
entscheiden. Die problemlose
Realisierung des Projektes durch
kompetente, fachkundige und
konzentrierte Dienstleistung hat
uns erneut bestätigt, mit der Fa.
komuna als Partner der Kommu-
nalverwaltung die richtige Wahl
getroffen zu haben.“ sagt Frau
Hitzlsperger.

Seminar an der SDL Thierhaupten:

Standortmarketing
für Kommunen

Bürgermeister und Kommunalpolitiker trafen sich in der
Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten zu ei-
nem Seminar mit dem Thema „Standortmarketing für Kom-
munen“. Dabei wurde deutlich, dass gute Kontakte von Kom-
mune zu örtlichen Gewerbetreibenden hilfreich bei allen Fra-
gen der Unternehmensentwicklung sind. 

Auch in ländlichen Gemein-
den gilt es, die Vernetzung der
Unternehmen untereinander zu
verbessern. Dadurch entstehen
Kooperationen, Betriebsbezie-
hungen, sowie ein gutes Stan-
dortklima. Chancen bieten sich
durch die vorausschauende
Strukturplanung und durch die
Entwicklung und den Einsatz
kommunaler Energiemanage-
mentsysteme.

Leitbildprozess

Die Förderung von Arbeits-
plätzen und die Gewerbeent-
wicklung bleiben aktuelle The-
men für ländliche Kommunen.
Längst ist bekannt, dass die 
alleinige Ausweisung von
Flächen nicht den gewünschten
Erfolg bringt. Strukturverän-
dernde Prozesse in der Wirt-
schaft wie die Globalisierung
machen auch vor ländlichen
Räumen nicht halt. Laut Dr. Pe-
ter Lintner, stellvertretender
Hauptgeschäftsführer der IHK
Schwaben, gilt es, die Region
und deren wirtschaftliche Struk-
tur zu betrachten und darauf
aufbauend einen Leitbildpro-
zess in Gang zu setzen. Die po-
litisch Verantwortlichen sollten
klare Vorstellungen davon ha-
ben, welche Branchen und Un-
ternehmen zur Gemeinde bzw.
zur Region passen. 

Lösungen im engen Dialog 

Der sogenannte kompetenz-
feldorientierte Ansatz basiere
auf einer Analyse der Stärken
und Schwächen und sehe die
Chancen in der engen Verflech-
tung und Vernetzung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur. Ne-
ben einer vorausschauenden
Flächenbevorratung sollten die
Chancen einer interkommuna-
len Kooperation genutzt wer-
den. Wichtig sei eine partner-
schaftliche Zusammenarbeit der
Gemeinden mit den örtlichen
Unternehmen, so dass Problem-
situationen frühzeitig erkannt
und im engen Dialog rechtzeitig
Lösungen entwickelt werden
könnten. 

„Cluster“-Konzept

Dr. Peter Vieregge (Regional-
marketing und Unternehmens-

entwicklung) stellte eine strate-
gische Ausrichtung von Wirt-
schaftsförderung und Regio-
nalentwicklung durch das Kon-
zept „Cluster“ dar. Er regte die
Gründung regionaler Unterneh-
mensnetzwerke an. Durch die
Kommunikation der Unterneh-
men untereinander entstünden
Wertschöpfungsketten und ein
positives Standortklima. Hier
könnten Landkreise und Kom-
munen initiativ unterstützen.

Wichtige Kommunikation

Der Ingolstädter Architekt Pe-
ter Bachschuster sieht seinen
Berufsstand als Mentor zwi-
schen Kommune und Unterneh-
men. Seiner Meinung nach hilft
vorausschauende Planung, Ob-
jekte und Flächen intelligent zu
nutzen und auf die Zukunft aus-
zurichten. Zudem ließen sich
Zeit, Kosten und Nerven sparen
sowie Fehlplanungen vermei-
den. Wichtig sei die Kommuni-
kation zwischen Gewerbetrei-
benden und Kommunen. Nur
dann ließen sich Konflikte und
festgefahrene Situationen lösen
und Schwierigkeiten und Pro-
bleme im Vorfeld erkennen. 

win-win-Situation

Der Planer, so Bachschuster,
benötige besondere kommuni-
kative Fähigkeiten und Kennt-
nisse und müsse über die in-
nerbetrieblichen Abläufe und
Strukturen Bescheid wissen.
Dadurch entstünden win-win
Situationen für alle Beteiligten.
Dies hob auch der 1. Bürger-
meister des Marktes Kösching,
Maximilian Schöner, am Bei-
spiel der Firma Kessel in Len-
ting hervor. 

Energiemanagement

Standortvorteile für die Kom-
mune können sich auch durch
ein kommunales Energiemana-
gement, das auf der Nutzung er-
neuerbarer Energien basiert, er-
geben. Durch innovative Ener-
gietechniken werden Unterhalts-
kosten für Gebäude erheblich re-
duziert. Das „Forschungszen-
trum für Erneuerbare Energien“
in Neuburg an der Donau unter-
stützt und berät die Kommunen
in dieser Frage. DK

Effizientes Durchführen von Straßendiensteinsätzen geht weit
über das Telefonieren mit dem Fahrer hinaus. Für mehr Trans-
parenz sorgt im Straßendienst das internetbasierte Linux-Te-
lematiksystem „MOBIDAT“, das von der Raublinger Firma
MOBIWORX Telematik GmbH entwickelt, produziert und
vertrieben wird. Der Einsatzleiter kann den Winterdienst am
Wochenende bequem von daheim aus steuern. Landkreise,
Straßenbauämter und Autobahnmeistereien setzen bereits auf
dieses patentierte System, das sogar automatisch Abrechnun-
gen für Fuhrunternehmer erstellt. 
Irrtümlich wurde in der GZ, Ausgabe Nr. 7, eine falsche Bild-
unterschrift abgedruckt. Wir bitten den Fehler zu entschuldigen. 

Bayerischer Gemeindetag:

Datenautobahnen auch im
ländlichen Raum bauen!
Brandl: Freistaat soll Worten Taten folgen lassen

„Der Freistaat muss den Gemeinden im ländlichen Raum Bay-
erns helfen, schnelle und leistungsfähige Datenleitungen zu be-
kommen. Sonst sehen die Gemeinden auf der Datenautobahn
nur noch die Schlusslichter der Entwicklung - und sind ab-
gehängt“ sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl in der
laufenden Diskussion um die Versorgung der Bevölkerung, der
Wirtschaft und der Kommunen mit Breitbandanschlüssen.

„Ich erwarte von der Staatsre-
gierung eine Initiative zur För-
derung des Aufbaus einer mög-
lichst flächendeckenden Tele-
kommunikations-Infrastruktur.
Über Finanzspritzen an die Ge-
meinden sollte der Freistaat den
kommunalen Investitionsanteil
technologieneutral bei der Ver-
legung von Kabeln oder bei der
Errichtung von Funklinien un-
terstützen. Auf diese Weise
könnte er seinem Anspruch als
High-Tech-Land genügen und
Worten Taten folgen lassen.“

Zunehmend macht sich ein
Kommunikations-Infrastruktur-
gefälle bemerkbar: Während in
den Großstädten und Ballungs-
räumen hochmoderne Breit-

bandtechnologie (z.B. DSL-
Technik) mit Hochdruck aufge-
baut und innerhalb kürzester
Zeit verfügbar ist, klagen viele
Bürger, Gewerbetreibenden und
Gemeinden in den ländlichen
Regionen Bayerns über eine
schleppende oder gar nicht statt-
findende Versorgung mit Breit-
bandtechnologie. Die Deutsche
Telekom verweist auf hohe Ko-
sten und geringen Ertrag bei der
Leitungsverlegung in ländli-
chen Gegenden. Alternative An-
bieter qualitativ gleichwertiger
Technik sind nicht in ausrei-
chendem Maße vorhanden. 

Die Deutsche Telekom ist zur
Verlegung von DSL-Leitungen
im ländlichen Raum vielfach

nur bereit, wenn sich die Kom-
munen an den Investitionsko-
sten beteiligen. Die Gemeinden
ihrerseits sehen jedoch nicht
ein, dass sie mit Steuergeldern
Leistungen eines Privatunter-
nehmens subventionieren sollen
und reagieren zurückhaltend.
Eine staatliche Bezuschussung
des kommunalen Investitions-
anteils würde hingegen ein
wettbewerbsneutraler Aufbau
der Breitbandtechnologie vor-
antreiben. Rheinland-Pfalz ge-
währt derartige Investitionszu-
schüsse. Mit einem Fördersatz
von 40 bis 80 Prozent kann der

kommunale Investitionsanteil
bei der Verlegung von Kabeln
bzw. bei der Errichtung von
Funklinien dort gefördert wer-
den. Brandl: „Ich fordere die
Staatsregierung auf, über ein der-
artiges Förderprogramm nachzu-
denken und den Gemeinden und
ihren Bürgern und den ansässi-
gen Wirtschaftsunternehmen ei-
ne Teilhabe am modernen Kom-
munikationsgeschehen zu si-
chern. Wer e-Government for-
dert muss sich am Aufbau der
dafür nötigen Infrastruktur finan-
ziell beteiligen. Sonst bleibt es
bei Visionen und Wünschen.“ 

Kommunen helfen
Existenzgründern

Die im Rahmen der Offensive
Zukunft vom Freistaat seit 1995
geförderten kommunalen Exi-
stenzgründerzentren haben sich
bewährt. In den derzeit 22 Zen-
tren in allen Bezirken (ein 23.
ist in Nürnberg im Aufbau) be-
kamen bislang 487 neue Unter-
nehmer eine erfolgreiche Start-
hilfe für den eigenen Betrieb.
Bei ihrer Übersiedlung in eige-
ne Räume waren 1713 Arbeits-
plätze geschaffen. 

Zur Zeit betreuen die Kom-
munen 357 junge Unternehmen
mit aktuell 1263 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftig-
ten. Wie sich die neuen Betrie-
be nach Auszug aus den Zen-
tren weiter entwickeln, darüber
hat das Ministerium keine Zah-
len. Das teilte das Wirtschafts-
ministerium dem SPD-Land-
tagsabgeordneten Werner Schie-
der auf eine schriftliche Anfra-
ge mit. rm
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Genossenschaftsverband Bayern zog Bilanz:

Gute Erfolge und
ernsthafte Sorgen

Klage über hohe Nebenkosten und zuviel Bürokratie - Steuersparmodell Genossenschaften

Die 706 bayerischen Waren- und Dienstleistungsgenossen-
schaften sowie die noch 118 Kreditgenossenschaften mit Wa-
renverkehr haben 2005 ihre Position im Markt mit einem Ge-
samtumsatz von 9,6 Mrd. Euro weiter festigen können. „Die
Genossenschaften, die sich“, so Stephan Götzl, Präsident des
Genossenschaftsverbandes Bayern, „als Stütze der bayeri-
schen Wirtschaft“ verstehen, blicken optimistisch in die Zu-
kunft. Götzl nahm die Pressekonferenz zum genossenschaftli-
chen Warengeschäft zum Anlass, mit allem Nachdruck auf exis-
tenzielle Gefahren hinzuweisen, die den Genossenschaften
durch „politische Entscheidungen ohne jeden Praxisbezug“
drohen. Positiv macht er darauf aufmerksam, dass Genossen-
schaften für Existenzgründer und Unternehmer ein interes-
santes und ganz legales Steuersparmodell darstellen.

Eine Umfrage unter den Mit-
gliedern hat ergeben, dass sich
die konjunkturelle Stimmung
deutlich aufhellt. Knapp 60 Pro-
zent der bayerischen Waren- und
Dienstleistungsgenossenschaften
schätzen die aktuelle Konjunktur-
lage als befriedigend ein. Und
über 80 Prozent von ihnen bewer-
ten ihre Ertragslage mit gut oder
befriedigend. Mehr als jede fünfte
Genossenschaft erwartet für die
nächsten sechs Monate eine wei-
tere Verbesserung der derzeitigen
Lage. Und aus diesen Gründen
wollen ca. 90 Prozent der Betrie-
be ihren Personalbestand halten
oder sogar ausbauen.

Belastende Bürokratie

Aber es gibt auch Sorgen. Als
belastend wird die zunehmende
Bürokratie empfunden. So ko-
stet jede Lohnsteueranmeldung
den Arbeitgeber 10 Euro, jede
Bescheinigung zur Beantragung
von Kindergeld 5,65 Euro, hat
der Verband errechnet. Für die
deutsche Wirtschaft addiere

sich das im Jahr auf 280 Mio.
Euro, was vor allem den Mittel-
stand treffe, der in der Summe
mittlerweile bis zu 7 Prozent
des Umsatzes für bürokratische
Kosten aufwenden müsse. Und
dies bei durchschnittlichen Um-
satzrenditen von 1,5 bis 2,5 Pro-
zent. Neben der Bürokratie
drücken die Lohnzusatzkosten.
Der Faktor Arbeit müsse deutli-
che entlastet werden, forderte
Götzl.

Verlässliche Partner

2005 war für die bayerischen
Waren- und Dienstleistungs-
genossenschaften ein gutes
Wirtschaftsjahr. Als verlässliche
Partner seien sie auch in wirt-
schaftlich schwierigen Jahren
nicht aus dem Tritt gekommen.
Dazu habe die Eigenkapitals-
quote von fast 40 Prozent beige-
tragen, die weit über dem mit-
telständischen Durchschnitt von
7,5 Prozent liege.

Die addierten Umsätze im
ländlichen Waren- und Dienst-

leistungsgeschäft haben um 4,5
Prozent auf 3,8 Mrd. Euro zuge-
nommen. Davon entfielen 62,5
Prozent auf den Molkereisektor,
12,8 Prozent auf die Gruppe 
der Warengesellschaften sowie
Bezugs- und Absatzgenossen-
schaften, 19,9 Prozent auf ande-
re Warengenossenschaften und
vier Prozent auf Dienstlei-
stungsgenossenschaften. Be-
schäftigt wurden 7873 Mitar-
beiter.

In dem breit gefächerten Be-
triebssystem gibt es 27 Genos-
senschaftsmolkereien mit Ver-
arbeitungsbetrieben sowie 174
Milchliefergenossenschaften
mit 63.142 Mitgliedern. Die ge-
nossenschaftlichen Molkereien
mit ihren mehr als 3000 Mitar-
beitern machten 24 Mrd. Euro
Umsatz und erfassten mit 3674
Mio. Tonnen (+ 4,6 Prozent) 48
Prozent der gesamten bayeri-
schen Milchmenge, was mehr
als 13 Prozent der gesamten
Milchmenge Deutschlands ent-
spricht. 

Milchmarkt

Zum Milchmarkt merkte
Götzl an, dass er vor grundsätz-
lichen Veränderungen stehe,
weil sich der Staat und die EU
zunehmend aus der bisheri-
gen Preis- und Mengenstützung
zurückzögen und durch die EU-
Erweiterung neue Anbieter hin-
zukämen. Dadurch gerate der
Milchpreis weiter unter Druck
und werde fallen. Viel Freude
machen die acht fränkischen
Winzergenossenschaften, die
inzwischen zahlreiche Preise er-
halten haben. Ihre 3733 Mitglie-
der haben im Weinwirtschafts-
jahr 2004/05 (zum 31.7.) mit
227 000 hl 39 Prozent der frän-
kischen Erntemenge einge-
bracht. Daraus wurden zu 85
Prozent Prädikatsweine. Trotz-
dem fiel der Durchschnittser-
lös von 253 auf 220 Euro je
Hektoliter.

Die 140 gewerblichen Waren-
und Dienstleistungsgenossen-
schaften erzielten mit 10.300
Mitarbeitern 5,3 Mrd. Euro
Umsatz (+ 5,1 Prozent). Am
stärksten vertreten sind bei ih-
nen mit 42 Genossenschaften
die Handwerker.

Kritik an der Politik

Götzl nahm die Pressekonfe-
renz zum Anlass für kritische
Anmerkungen in Richtung Poli-
tik. Den Genossenschaften in
Deutschland droht nämlich Un-
heil, das es nach Ansicht des
Verbandes unbedingt abzuweh-
ren gilt. Götzl wandte sich vor
der Presse in München gegen
„politische Entscheidungen oh-
ne Praxisbezug“, wofür er als
Beleg die Themenbereiche Än-
derung der Bilanzierungsregeln
und Änderung des Genossen-
schaftsrechtes anführte. Es
gehöre zwar zur Marktwirt-
schaft, dass sich Unternehmen
gegenüber der Konkurrenz be-
währen müssten. Es gehöre aber
keineswegs zu den Regeln der
Marktwirtschaft, „dass nicht-
staatliche und staatliche Orga-
nisationen unternehmerische
Freiräume aus eigener Vollkom-
menheit, zum Teil ohne jede Le-
gitimation und vor allem ohne
jeden Praxisbezug begrenzen“.

So gebe es im International
Accounting Standards Board
(IASB), „einem demokratisch
nicht legitimierten, nicht ab-
wählbaren und nicht kontrol-
lierbaren Gremium in London,
das vor allen Dingen von angel-
sächsischen Wirtschaftsvorstel-

lungen und Interessen geprägt
sei“. Bestrebungen, die für Kon-
zernabschlüsse börsennotierter
Unternehmen verpflichtend ein-
geführten Bilanzierungsregeln
nach IAS/IFRS auch für den
Mittelstand und damit auch
für die Genossenschaften „per
Zwangsbeglückung“ einzufüh-
ren. Zwar sei auch Deutschland
in diesem Gremium mit einem
Mitglied vertreten, doch kom-
me dieses Mitglied aus dem
Kreis der Großunternehmen
und habe bisher für die Sorgen
des Mittelstandes kaum Ver-
ständnis gezeigt.

Einheitsbilanz für den
Mittelstand

Der Genossenschaftsverband
Bayern fordert, dass bei den
Rechnungslegungsvorschriften
eindeutig zwischen eigentümer-
orientierten (mittelständischen)
und kapitalmarktorientierten 
Unternehmen unterschieden
wird. Für den Mittelstand müs-
se eine steuerlich und handels-
rechtlich gültige Einheitsbilanz
ausreichen. Die IAS/IFRS-Re-
geln, die ständig überarbeitet
würden, seien für den Mittel-
stand zu kompliziert. Ihre An-
wendung sei nur Spezialisten
möglich, die sich mittelstän-
dische Unternehmen nicht lei-
sten könnten. Die steuerli-
che Gewinnermittlung müsse
auch weiterhin aus dem insol-
venz- und eigentumsschonen-
den kaufmännischen Vorsicht-
sprinzip des Handelsgesetz-
buchs gespeist werden. Bei
Übernahme der IAS/IFRS-
Standards drohe die Gefahr,
dass Eigenmittel von Personen-
gesellschaften und Einzelunter-
nehmen sowie Geschäftsanteile
von Genossenschaften in be-
stimmten Fällen nicht mehr als
Eigenkapital anerkannt und als
Fremdmittel gewertet werden. 

Existenzielle Bedrohung

Bisher komme es in Deutsch-
land darauf an, ob das Kapital
haftend sei, künftig soll nur
nicht kündbares Kapital als Ei-
genkapital gelten. Götzl sieht
darin eine Existenzbedrohung
für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Er hoffe, dass das eu-
ropäische Parlament die IASB-
Standards zurückweise. Der
einzige deutsche Europa-Abge-
ordnete, der sich in diese kom-
plizierte Materie hinreichend
eingearbeitet habe, sei der CSU-
Abgeordnete Alexander Rad-
wan, lobten Götzl und sein Vize
Erhard Gschrey.

Elementare Behinderungen

Bei der Novelle des Genos-
senschaftsrechts zur Einführung
der Europäischen Genossen-
schaft sieht der Verband ele-
mentare Behinderungen für die
wirtschaftliche Tätigkeit von
Genossenschaften. So sollen,
wie sich im Kabinettsentwurf
zeigt, künftig bestimmte Be-
schlüsse, die bisher der Vertre-
terversammlung oblagen, der
Generalversammlung vorbehal-
ten bleiben. In dieser drohenden
Änderung sehen die Genos-
sen massive organisatorische
Herausforderungen. Einerseits
fehlten ausreichend große Ver-
sammlungsräume, weshalb
ganz bewusst die Vertreterver-
sammlung eingeführt worden
sei, andererseits müsse man
feststellen, dass die Versamm-
lungen mehrerer tausend Mit-
glieder eine sachgerechte Wil-
lensbildung nicht mehr gewähr-
leisteten.

Auch sei die im Entwurf ent-
haltene Regelung nicht akzepta-
bel, wonach die Generalver-
sammlung zur Beschlussfas-
sung für die Abschaffung der
Vertreterversammlung unver-
züglich einzuberufen ist, wenn
dies von mindestens einem
Zehntel der Mitglieder oder
dem in der Satzung hierfür be-

Deutsche Versicherungswirtschaft:

Gegen Erhöhung
der Feuerschutzsteuer
Die deutsche Versicherungswirtschaft lehnt die vom Bundesrat
vorgeschlagene Anhebung der Feuerschutzsteuer von 8 auf 10
Prozent zusätzlich zur geplanten Erhöhung der Versicherungs-
steuer entschieden ab. Wie der Gesamtverband der deutschen
Versicherungswirtschaft (GDV) in Berlin erklärte, würde bei
Umsetzung dieser Pläne die Steuerbelastung von Feuerversi-
cherungen und Feuer-Betriebsunterbrechungs-Versicherun-
gen durch die additive Wirkung von Versicherungs- und Feu-
erschutzsteuer von 20,7 Prozent auf 26,7 Prozent und damit
fast um ein Drittel ansteigen. Diese Steuern müssen Unterneh-
men und auch Privathaushalte zahlen.

GDV-Hauptgeschäftsführer
Jörg von Fürstenwerth sagte zu
den Plänen: „Eine derartige
Steuererhöhung ist maßlos
überzogen und beschädigt den
Wirtschaftsstandort Deutsch-
land. Bereits heute liegen wir
bei der Höhe der Versicherungs-
und Feuerschutzsteuer im inter-
nationalen Vergleich an der
Spitze.“

Ausweichreaktionen

Schon die von der Bundesre-
gierung im Gleichschritt mit der
Anhebung der Umsatzsteuer vor-
gesehene Erhöhung der Versi-
cherungssteuer werde nur dazu
führen, dass Wirtschaft und Ver-
braucher angesichts eines über-
teuerten Risikoschutzes abwan-
derten und sich andere Formen
der Risikoabdeckung suchten.
Diese Ausweichreaktionen mach-
ten das errechnete Steuermehr-
aufkommen zur Makulatur, wo-
bei mittelfristig sogar Steuer-
mindereinnahmen nicht auszu-
schließen seien. 

Verstärkte Effekte

„Wenn jetzt auch bei der Feu-
erschutzsteuer hingelangt wird,
werden sich diese Effekte nur
verstärken“, so von Fürsten-

werth, der sich in seinem Urteil
durch das aktuelle Gutachten
zur Versicherungssteuer von
Professor Thomas Straubhaar,
dem Direktor des unabhängigen
Hamburgischen Weltwirtschafts-
institut (HWWI), bestätigt sieht.

Vorhaben nicht zu
rechtfertigen

Durch die Pläne werden Ver-
sicherungsprodukte steuerlich
deutlich stärker belastet als alle
anderen Dienstleistungen, die
dem künftigen Umsatzsteuerre-
gelsatz von 19 Prozent unterlie-
gen. Hinzu kommt, dass die
Versicherungs- und Feuerschutz-
steuer - anders als die Umsatz-
steuer - im Unternehmensbe-
reich nicht als Vorsteuer ab-
zugsfähig ist. Hierdurch kommt
es zu einer definitiven Kosten-
steigerung der Unternehmen,
die sich in höheren Produktprei-
sen niederschlägt, die dann auch
noch mit der höheren Umsatz-
steuer belastet werden. Von Für-
stenwerth: „Wie man es auch
dreht, das ganze Vorhaben ist fi-
nanz- und steuerpolitisch nicht
zu rechtfertigen. Ich kann nur
an die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages appellieren,
den Steuererhöhungsplänen nicht
zu folgen.“ dhg.

stimmten geringeren Teil oder
mindestens 500 Mitgliedern be-
antragt wird. Bei einer Genos-
senschaft mit zum Beispiel 
30.000 Mitgliedern könnten al-
so 500 Mitglieder oder 1,66
Prozent der Mitglieder einen
solchen Änderungsantrag stel-
len. Götzl: „Dies ginge weit
über einen sinnvollen Minder-
heitenschutz hinaus und verlei-
tete geradezu zum Missbrauch
des Antragsrechts.“

Interessantes
Steuersparmodell

Als positives Faktum erläu-
terte Götzl, dass die genossen-
schaftliche Unternehmensform
für Existenzgründer und Un-
ternehmer ein interessantes
und legales Steuersparmodell
darstellt, was selbst manche
Steuer- und Unternehmensbe-
rater nicht wüssten. Als Fall-
beispiele nannte Götzl steuer-
freie Genossenschaften in der
Landwirtschaft, die Gewerbe-
steuer-Freiheit für Freibe-
rufler-Genossenschaften und
die Tatsache, dass die Besor-
gung von Preisvorteilen für die
Genossen gesetzlicher Förder-
auftrag und keine verdeckte
Gewinnausschüttung ist.   dhg.

Bauwirtschaft:

Positive Signale
„Erstmals seit zehn Jahren

mehren sich die Anzeichen, dass
die Bauwirtschaft wieder spürbar
wächst! Besonders erfreulich da-
bei ist, dass die Erholung nach
Einschätzung von Experten in ei-
nen länger anhaltenden Auf-
schwung münden wird. In Bay-
ern profitiert die Bauwirtschaft
dabei von der kontinuierlich ho-
hen Investitionsrate des Freistaats
und unseren Sonderprogram-
men“, erklärte Finanzminister
Kurt Faltlhauser bei der Mitglie-
derversammlung der Bayerischen
Bauindustrie in München.

Bayern habe im Vergleich zu
anderen Ländern einen gewalti-
gen Investitionsvorsprung, erläu-
terte Faltlhauser: Nicht nur, dass
die bayerische Investitionsquote
mit 12,8 Prozent die höchste un-
ter den westlichen Flächenlän-
dern (Investitionsquote 9,7 Pro-
zent) sei. Dadurch werde dieses
Jahr auch eine Milliarde Euro
mehr für Investitionen ausgege-
ben als im Durchschnitt der
Flächenländer West. „Wir können
deshalb mehr investieren, weil
wir weniger für Zinsen zahlen
müssen“, sagte Faltlhauser.
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60 Jahre CSU in Mittelfranken:

Vertrauen und Verantwortung 
Partei mit starkem kommunalem Standbein

Nürnberg. Die drei Ehrenvorsitzenden der CSU in Mittelfran-
ken, Dr. Oscar Schneider, Dr. Karl Hillermeier und Carl-Die-
ter Spranger, wurden jüngst mit der in Mittelfranken erstmals
verliehenen „Goldenen Ehrenraute der CSU“ ausgezeichnet.
Anlass war ein gemeinsamer Festakt im Nürnberger histori-
schen Rathaussaal zum 60-jährigen Bestehen der beiden CSU-
Bezirksverbände Mittelfranken und Nürnberg/Fürth/Schwa-
bach, welchen Dr. Günther Beckstein mit der Feststellung
eröffnete, dass „die CSU mit Selbstbewusstsein und Dankbar-
keit auf sechs Jahrzehnte zurückblicken kann“.

Joachim Herrmann, auch Vor-
sitzender der CSU-Landtags-
fraktion, überreichte die Aus-
zeichnungen an „seine“ Ehren-
vorsitzenden im Bezirksver-
band Mittelfranken und sprach
davon, dass beide die Goldene
Ehrenraute im wahrsten Sinne
des Wortes „verdient“ hätten.

So habe Dr. Karl Hillermeier
17 Jahre mit großem Erfolg den
Bezirksverband der mittelfrän-
kischen CSU geführt. Noch
heute halte er Vorträge, unter-
stütze die Wahlkämpfe als Red-
ner und Begleiter bei Rundrei-
sen, „und wir profitieren durch
seine Teilnahme an unseren Ta-
gungen von seinem reichen Er-
fahrungsschatz“, welchen er
sich durch jahrzehntelange Ar-
beit in der Kommunalpolitik, im
Parlament und der Bayerischen
Staatsregierung erworben habe.

28 Jahre habe das politische
Wirken von Dr. Karl Hillermei-

er umfasst. Und sozusagen „als
Krönung“ sei er elf Jahre auch
Stellvertreter des Bayerischen
Ministerpräsidenten gewesen.
Bei all seinen Tätigkeiten habe er
das Ansehen der CSU in der Öf-
fentlichkeit geprägt und gefördert
und schon immer habe er das ak-
tuelle Parteimotto „Näher am
Menschen“ vorgelebt.

Wie bei Karl Hillermeier sei-
en auch bei Carl-Dieter Spran-
ger die christlichen Werte die
Handlungsbasis gewesen. Auch
er habe trotz globaler Verant-
wortung zum Beispiel als Bun-
desminister für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung nie seine fränkische Hei-
mat aus den Augen verloren.
Herrmann: „Wir alle kennen ihn
als Politiker, für den die Gradli-
nigkeit wichtiger ist als zweifel-
hafte Kompromisse, für den
‚Politik mit Charakter’ und tie-
fem Verantwortungsbewusst-

sein die Grundlage seines Wir-
kens war und ist“.

Entscheidendes Standbein sei
für Spranger neben den Man-
datsaufgaben stets die Arbeit in-
nerhalb der CSU gewesen. In
den 24 Jahren, welche er dem
Landesvorstand der CSU an-
gehörte, und den 12 Jahren des
Vorsitzes der mittelfränkischen
CSU habe er die Partei gestärkt
und inhaltlich geprägt. „Die
68er Studentenrevolten hatten
damals sein Engagement in und
für die CSU ausgelöst und eine
30-jährige ausgesprochen er-
folgreiche Bundestagsarbeit zur
Folge“, meinte Joachim Herr-
mann.

Einsatz für
Demokratisierung

Unvergessen bleibe Spran-
gers Einsatz für die Demokra-
tisierung in Teilen der Dritten
Welt, die Wiedervereinigung
Deutschlands und den an-
schließenden Aufbau in den
neuen Bundesländern. Wie Hil-
lermeier habe sich auch Spran-
ger besonders um die Vermitt-
lung kompetenter Berater für
die sich damals im Aufbau be-
findlichen Kommunalverwal-
tungen verdient gemacht. Unab-

hängig davon sei beiden die
bleibende Verbundenheit mit
der fränkischen Heimat stets 
ein wichtiges Anliegen gewe-
sen, was durch die jeweiligen
Ehrenbürgerwürden in Ansbach
bzw. Uffenheim zum Ausdruck
kommt. So vergaß Joachim
Herrmann im Rahmen seiner
Würdigung nicht, auch auf die
Verdienste Sprangers und Hil-
lermeiers um das Staatswesen
einschließlich der kommunalen
Selbstverwaltung hinzuweisen.

Mit ähnlichen Worten wür-
digte der „Kommunalminister“
Dr. Günther Beckstein die Ver-
dienste von Dr. Oscar Schneider
auch als sein Vorgänger im Be-
zirksvorsitz der CSU Nürn-
berg/Fürth/Schwabach. Vier-
zehn Jahre habe Oscar Schnei-
der den Bezirksverband mit
größtem Erfolg geführt, 37 Jah-
re sei er gewähltes Mitglied im
Bezirksvorstand gewesen. Und
als Ehrenvorsitzender nehme er
noch heute regelmäßig an den
Sitzungen teil, so Beckstein.

Ehrenbürgerwürde

In den Deutschen Bundestag
sei Oscar Schneider sieben Mal
gewählt worden, wobei er in ei-
nem politisch ausgesprochen
schwierigen Umfeld den Ab-
stand der CSU zur SPD in der
traditionsreichen Stadt Nürn-
berg deutlich habe verringern
können. In den Bereichen Raum-
ordnung, Wohnungs- und Städ-
tebau habe Oscar Schneider
„sichtbare Spuren“ hinterlassen,
nicht nur aus seiner Zeit als
dafür zuständiger Bundesmini-
ster der Regierungen Kohl. Und
auch sein umfangreiches Wir-
ken für seine Heimatstadt Nürn-
berg sei im Jahr 1997 mit der
Verleihung der Ehrenbürger-
würde gewürdigt worden.

„Umrahmt“ von den beiden Bezirksvorsitzenden die mit der
„Goldenen Ehrenraute der CSU“ Ausgezeichneten. Das Foto
zeigt von links: Staatsminister Dr. Günther Beckstein, die Bun-
desminister a.D. Dr. Oscar Schneider und Carl-Dieter Spran-
ger, Staatsminister a.D. Dr. Karl Hillermeier und Landtags-
fraktionsvorsitzenden Joachim Herrmann.

Schneider war es auch, dem es
oblag, im Rahmen einer Festrede
die Geschichte der CSU in Fran-
ken zu beleuchten: „Nach den
Wirren der Nachkriegszeit ver-
fügt die CSU in Mittelfranken
heute über eine stabile personelle
Struktur, die Vertrauensbasis bei
den jungen Menschen ist erfreu-
lich, unsere Partei ist eine offene
Gemeinschaft geworden, eine
Wertegemeinschaft, die sich den
materiellen und ideellen Zeitfra-
gen stellt“. Für ihn ist die CSU
„eine junge Partei geblieben,
weil unsere Prinzipien und Leit-
werte nicht veralten“.

Das „C“ im Parteinamen
nannte der mittelfränkische
CSU-Bezirksvorsitzende Joa-
chim Herrmann eine „morali-
sche Verpflichtung auch für ta-
gespolitische Entscheidungen“.
Dies gelte in gleichem Maße für
die fast 1.300 kommunalen
Mandatsträger der CSU in Mit-
telfranken, die sich mit klarem

Profil und glaubwürdigem Han-
deln einerseits der Tradition
verpflichtet fühlten, sich gleich-
zeitig aber auch offen für Neues
und verantwortbaren Fortschritt
zeigten. Die CSU setze Werte
anstelle Beliebigkeit, denn auch
die kommunalen Programme
der CSU beinhalteten wertori-
entierte Leitlinien, ergänzt
durch regionale und eigenstän-
dige Handschriften.

Landkreis Miltenberg:

Verbessertes touristisches Marketing
Fränkischer Spessart, Fränkischer Odenwald und Maintal im Dreiklang

Kreis Miltenberg. Der Landkreis Miltenberg strebt die Opti-
mierung der Tourismus- und Marketingstrukturen im Land-
kreis Miltenberg an. Dafür beauftragte der Landkreis Milten-
berg das Beratungsunternehmen PROJECT M aus Lüneburg
das Projektvorhaben gemeinsam mit dem Landratsamt durch-
zuführen. Dazu wurde bereits im September 2005 ein Work-
shop durchgeführt. Das Ergebnis des Workshops zeigte, dass
die touristischen Strukturen und Finanzen im Landkreis ef-
fektiver gestaltet werden müssen.

Denn klar ist, dass der Land-
kreis Miltenberg über eine aus-
gesprochen günstige touristi-
sche Ausgangssituation verfügt.
Der Landkreis ist geographisch
Teil der Destination Odenwald
und Spessart. Er wird durchge-
zogen vom Main, der die beiden
Destinationen als natürliche
Grenze trennt. Der Main stellt
das Kernpotenzial des Land-
kreises dar und lässt sich da-
durch sehr gut für touristische
Angebote nutzen wie Fluss-
kreuzfahrten, Kanu- und Kajak-
fahrten, Maintalradwanderweg,
Weintourismus. Und die Por-
talslage zu Spessart und Oden-
wald eröffnet die Chance zum
Ausbau des Wander- und Rad-
fahrtourismus. 

Die Städte des Landkreises
bieten neben den Naturerlebnis-
sen eine Vielzahl an Einkaufs-
möglichkeiten, kulturelle Ver-
anstaltungen, Verweilen in den
Cafés und gastronomischen Be-
trieben. Die Nutzung der positi-
ven touristischen Ausgangssi-
tuation und der vielseitigen
Themen setzt funktionierende
Destinations- und Organisati-
onsstrukturen im Landkreis
Miltenberg voraus. 

Touristische 
Arbeitsgemeinschaft

Ein wichtiger Baustein im
Projekt ist die Bildung von tou-
ristischen Arbeitsgemeinschaf-
ten Fränkischer Odenwald,
Fränkischer Spessart und Main-
tal. Diese haben konsequent die
Aufgabe die Destination zu
stärken, Personal- und Sachmit-
tel zu bündeln und zielorientiert
in Kooperation mit den überge-
ordneten Destinationsorganisa-
tionen einzusetzen. Ein weiterer
wichtiger Aspekt in der Arbeit
der TAGs ist die aktive Einbe-
ziehung insbesondere der Lei-

stungsanbieter in die Gestaltung
der Themen und Umsetzung. 

Alle gute Dinge sind drei: Die
Bildung der drei touristischen
Arbeitsgemeinschaften (TAGs)
auf Ortsebene ist in drei Stufen
vorgesehen. Die Stufe 1 ist die
inhaltliche Erarbeitung einer
Tourismuskonzeption im Früh-
jahr 2006 d.h. Konkretisierung
der Vermarktungspotenziale der
Regionen Fränkischer Spessart,
Fränkischer Odenwald und
Maintal. Dafür ist ein Touris-
musworkshop am 22. Mai für
das Maintal in der Untermain-
halle in Elsenfeld vorgesehen.

Stärken der Region

Bei dieser Veranstaltung wer-
den die Stärken der Region her-
ausgearbeitet und in konkrete
Projekte gefasst. 

In der zweiten Stufe vor den
Sommerferien werden touristi-
sche Schlüsselprojekte in allen
drei TAGs definiert und festge-
legt. Im dritten Schritt wird die
Organisation und Finanzierung
der Projekte erarbeitet. Letzt-
endlich sollen zur Saison 2007
erste gemeinsame Projekte um-
gesetzt werden.

Steuerungsarbeitskreis

Neben den drei touristischen
Arbeitsgemeinschaften wurde
auch ein Steuerungsarbeitskreis
eingesetzt. Dieser ist besetzt
durch die Bürgermeister der
Kommunen, Fraktionsvorsit-
zende des Kreistages, Lei-
stungsanbieter, Mitarbeiter des
Landratsamtes und Vertreter des
Tourismus. Er hat die Aufgabe
der Koordination und Führung
der TAGs. 

Die Aufgabe des Landkreises
ist es, dafür Sorge zu tragen,
dass sämtliche touristische Auf-
gaben gebündelt und aufeinan-

der abgestimmt durchgeführt
werden, d. h. die Aktivitäten der
TAGs werden mit den Touris-
mus- und Kulturabteilungen des
Landkreises eng verbunden. 

Zielorientierte Mitarbeit

Wichtig für einen gemeinsa-
men Erfolg in der und für die
Region ist die aktive, konstruk-
tive und zielorientierte Mitar-
beit aller relevanten Tourismus-
beteiligten: die Gastronomen,
die Beherbergungsbetriebe, die
Winzer, die Kulturbeauftragten,
die Vereine, die heimische Indu-
strie, die Tourismusverantwort-
lichen und die politischen Ver-
treter und die Kommunen. Das
Ziel immer vor Augen: Optima-
les Marketing und Organisati-
onsstrukturen für den Landkreis
Miltenberg.

Bürgermeister
Guggenmos †
Im Alter von erst 52 Jah-

ren ist der langjährige Erste
Bürgermeister der Gemein-
de Icking, Hubert Guggen-
mos, verstorben. 16 Jahre
bestimmte der Allgäuer als
Rathauschef die Gemeinde-
geschicke.

Guggenmos war vielen
Ickingern zunächst als
Postbeamter ein Begriff.
1981 gewann ihn der dama-
lige Bürgermeister Hans
Stocker als Verwaltungsan-
gestellten für die Gemein-
deverwaltung. So mit der
Gemeinde verbunden, stell-
te er sich dann 1990 zur
Wahl. Der Verstorbene hat-
te ein untrügliches Gefühl
für das Vertretbare und
Durchsetzbare. Deshalb ge-
lang es ihm meistens, sein
Ziel ohne besonderes Auf-
hebens zu erreichen. Je-
doch nicht nur in den politi-
schen Gemien war er be-
liebt und geachtet, auch die
Bevölkerung sah ihre Be-
dürfnisse und Probleme bei
ihm gut aufgehoben.

Landkreis Günzburg:

Film ab für die Familien-
und Kinderregion! 

Die aufstrebende Tourismusregion Landkreis Günzburg prä-
sentiert sich brandneu in all ihrer Vielfalt auf einem ca. 20-
minütigen DVD-Film. Kurzweilig und ansprechend werden
hier die Freizeitmöglichkeiten, Traditionen, Kulturdenkmäler
und Sehenswürdigkeiten - kurz das komplette Spektrum an
Sehens- und Erlebenswertem in der Familien- und Kinderre-
gion vorgestellt.

Günther Wiedemann, GÜWI-
Film Krumbach, hat den Film in
Abstimmung mit der Regional-
marketing Günzburg GbR pro-
duziert. „Zunächst schwebte mir
ein Film über Mittelschwaben
vor.“, so Wiedemann. „Nun ist
ein Film über die Familien- und
Kinderregion entstanden, der si-
cherlich einiges zu bieten hat.
Ich habe versucht, die Ideen der
Regionalmarketing aufzugrei-
fen.“ So hat die Regionalmar-
keting die Erstauflage des Films
weitestgehend abgenommen,
wird ihn in der Region an den
Mann bzw. auch Frau und Kind
bringen, ihn als Souvenir in der
Touristinfo am LEGOLAND an-
bieten, auf Messen einsetzen und
der Presse bzw. anderen Interes-
sierten zur Verfügung stellen, um
einen Eindruck von der Attrakti-
vität der Region zu vermitteln.

Tour-Stationen

Gedreht hat Wiedemann, der
seit 23 Jahren als Filmprodu-
zent tätig ist, im ganzen Land-
kreis: LEGOLAND Deutsch-
land, Günzburger Altstadt, Hei-
matmuseum, Wasserschloss und
Kletterturm in Krumbach, Heil-
bad Krumbad, Zehntstadel, Sil-
bersee, Kreisheimatstube, Greif-
vogelpark, Golfschloss Klingen-
burg, Schulmuseum, Synagoge,
Straußenfarm, Hammerschmie-
de, Kloster Wettenhausen und
Maria Vesperbild sind nur ei-
nige Stationen auf der „Ent-
deckungstour durch die Famili-
en- und Kinderregion“. „Der
Film spricht an und spiegelt das

breite Spektrum der Möglichkei-
ten in unserer Region wieder.“ so
Dagmar Debus, Geschäftsführe-
rin der Regionalmarketing Günz-
burg GbR. „Besonders schön ist,
dass wir - natürlich immer ohne
einen Anspruch auf Vollständig-
keit - so viele Facetten der Regi-
on aufzeigen können. Und das al-
les mit einem Produzenten aus
der Region.“

Facettenreichtum

Kompetenten Rat aber konnte
sich Wiedemann auch von extern
holen. Dr. Georg Bayerle, der
ebenfalls aus der Region stammt,
allerdings weit überregional für
den Bayerischen Rundfunk in
Fernsehen und Radio tätig ist, hat
die Texte für den Film geliefert
und auch selbst gesprochen.

Und noch mehr regionales En-
gagement und Können steckt im
neuen Film über die Familien-
und Kinderregion. Eine Familie
aus dem südlichen Landkreis hat
Günther Wiedemann mit seiner
Kamera als radelnde Familie be-
gleitet. Und die musikalische
Untermalung stammt zum Teil
ebenfalls aus der Region. Die
Band Cedar Grove aus Günz-
burg hat hierzu Musik geliefert.

Erhältlich ist die DVD mit
dem Film im 16:9-Format zum
Preis von 14,99 EUR bei der Re-
gionalmarketing Günzburg GbR,
An der Kapuzinermauer 1,
89312 Günzburg. Wiederverkäu-
fer und Gesellschafter der Re-
gionalmarketing Günzburg er-
halten die DVD jeweils zu be-
sonderen Konditionen. hj
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„Na, wenn das kein Déjà-
vu ist in Italien - ein ausran-
gierter Regierungschef, der
nicht begreift, dass die Leute
ihn abgewählt haben.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, kom-
mentierte das Machtgerangel
in Rom, als er das Büro zu ei-
nem nachösterlichen Brunch
am letzten Ferientag eingela-
den hat. 

Wir alle haben wohl noch
gut in Erinnerung, wie der
ehemalige Kanzler und jetzige Gasmann Schrö-
der am Abend der Bundestagswahl 2005 rund-
heraus leugnete, dass er eine gehörige Klatsche
eingefangen hat und unbedingt weiter regieren
wollte. Da wurden die Wissenschaftsredakteure
der Zeitungen gefragte Personen, denn sie muss-
ten in Windeseile herausfinden, welche Stoffe
im Körper einen derartigen Realitätsverlust
hervorrufen. Und jetzt erleben die Italiener, wie
ein Rekord-Ministerpräsident, der in vielerlei

Hinsicht Geschichte geschrieben hat, sich in ei-
nen grotesken Kampf um die Nachzählung von
wenigen Tausend Stimmen stürzt.

Sicherlich ist Demut eine der schwierigsten
und schmerzlichsten Tugenden, die nicht jedem
Menschen gegeben ist. Aber wenn man über die
Gründe nachdenkt, warum so viele Menschen
bei den letzten Landtagswahlen von ihrem
Recht auf Wahlenthaltung Gebrauch gemacht
haben, sollte man sich auch den Schröder vom
Wahlabend 2005 in Erinnerung rufen. Denn die
Demokratie lebt nicht zuletzt von der Hingabe
der Politiker an den Dienst für die Allgemein-
heit, der auch den Respekt vor den Entschei-
dungen der Mehrheit einbezieht. Wenn Politiker
die Wähler für ihr Votum schelten, es zum Irrtum
erklären oder behaupten, man hätte trotz guter
Leute und guter Personen verloren (was den Vor-
wurf an den Wähler beinhaltet, schlicht doof ge-
wesen zu sein), dann sägen sie langfristig selber
den Ast ab, auf dem sie sitzen. Jemand wie Chri-
stoph Böhr, der nach einer Niederlage auch das
Feld räumt, tut etwas für die demokratische Kul-
tur - was aber leider von der mit den Nachfol-
gekämpfen beschäftigten veröffentlichten Mei-

nung viel zu wenig gewürdigt
wird.

Wer sich um die politische
Kultur sorgt, braucht sich
nicht die schiere Zahl der
Wahlverweigerer anschauen,
sondern muss ihre Motive er-
forschen. Denn Wahlenthal-
tung kann das Resultat eines
wohl erwogenen demokrati-
schen Meinungsbildungspro-
zesses sein. Etwa wenn man
keine Unterschiede zwischen

den Parteien in den einen selbst interessieren-
den Fragen erkennen kann. Oder wenn keine
Partei einen Kandidaten gegen einen populären
Bürgermeister aufstellt, den man gleichwohl
persönlich für den Falschen hält.

Meistens wird es aber schlicht Unlust, Desin-
teresse oder vorübergehender Ärger über „die
da oben“ sein. Ich weiß noch gut, wie mich mei-
ne Oma zum ersten Mal nach der Volljährigkeit
ins Wahllokal geschleppt hat, obwohl ich Null
Bock hatte und auch viele meiner Freunde in
der Wahl eher eine Realtime-Verlängerung des
Soziologieunterrichts sahen. Die Generation
der Eltern und Großeltern, die noch die Nazi
erlebt hatten und für die freie Wahlen ein Ge-
schenk waren, kann halt immer weniger einen
solchen robusten Einfluss ausüben. 

Gefährlich sind die Wähler, die aus nachhal-
tiger Frustration über die Politik, aus tiefer Ver-
achtung für die Politiker oder deshalb nicht zur
Wahl gehen, weil sie den Glauben verloren ha-
ben, dass ihre Stimme zählt. Diese Leute sind
verführbar von Rattenfängern und Stimmungs-
politikern. In den neuen Ländern grast ja die
Linkspartei längst auf dieser Weide.

Mein Chef, der Bürgermeister, glaubt eher an
die Faulheit der Menschen und weniger an 
ihre Frustration. Schließlich haben die großen
Demokratien wie die USA, England und die
Schweiz schon seit jeher die niedrigsten Wahl-
beteiligungen. Sein Wort in Gottes Ohr. Als
Mahnung an alle Wahlmuffel trotzdem ein Satz
des 3. Präsidenten der USA, Thomas Jefferson,
vom heutigen Kalenderblatt: „Schlechte Kandi-
daten werden von guten Bürgern gewählt, die
nicht zur Wahl gehen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gefährliche
Politikverdrossenheit

Grundlage für kommunale Kulturpolitik:

Kultureller Entwicklungsplan
„Passau 2014“

Der Boden für eine realistische Kulturentwicklungsplanung in
Passau ist bereitet. Der soeben vorgelegte kulturelle Entwick-
lungsplan „Passau 2014“ stellt zum einen Informationen über
Kunst und Kultur in Passau bereit und ermöglicht zum ande-
ren, ausgehend von einer ausführlichen Bestandsaufnahme, ei-
ne Analyse von Stärken und Defiziten. Diese Analyse dient wie-
derum als Ausgangspunkt für die Erarbeitung von kulturpoli-
tischen Leitlinien und Zielen und schafft eine wichtige Infor-
mationsgrundlage, die Hilfestellung für kulturpolitische Ent-
scheidungen liefert.

Durch die Erarbeitung von
„Passau 2014“ werden außer-
dem alle im Kulturbereich En-
gagierten und Beschäftigten zur
Koordination und Kooperation
angeregt. Gleichzeitig ist der
Plan dabei behilflich, Möglich-
keiten für die zukünftige Finan-
zierung der Kulturarbeit zu erar-
beiten. Der kulturelle Entwick-
lungsplan schafft auf diese Wei-
se eine planerische Grundlage
für die Entwicklung der Vielfalt
der Kultur.

Leitlinien

Leitlinien kommunaler Kul-
turpolitik für die nächsten zehn
Jahre sind: 

Kultur als öffentliche Aufga-
be 

Kulturpolitik für alle 
ganzheitliche Kulturpolitik 
Kunst, Kultur und der öffent-

liche Bildungsauftrag
Für eine Symmetrie der Ge-

schlechter.
Unbefriedigend ist nach Dar-

stellung der Stadt Passau nach
wie vor die Interpretation von
„Kultur“ als freiwilliger Aufga-
be des Bundes, des Landes und
der Kommunen. Das gemeinsa-
me Bekenntnis zur Kultur als
öffentlicher Pflichtaufgabe für
den jeweiligen Wirkungsbe-
reich sei überfällig. Dieses sei
mit Hilfe der kommunalen Spit-
zenverbände einzufordern.

Unabhängiges Schaffen

Durch die darin enthaltene,
gemeinsame rechtliche Ver-
pflichtung zur Kunst- und Kul-
turförderung werde die kulturel-
le Entwicklung planbarer, er-
höhten sich für die Kulturschaf-
fenden die Möglichkeiten unab-
hängigen und kreativen Schaf-
fens und würden die Einrichtun-
gen und Projekte der Kultur-
und Kunstvermittlung nachhal-
tig gestärkt. Unabhängig davon
bekennt sich die Stadt Passau
für ihren eigenen Wirkungskreis

zum Status der „Kulturpflege“
als kommunale Pflichtaufgabe
und behandelt sie - insbesonde-
re bei der Verteilung der Bud-
gets - entsprechend.

„Kunst am Bau“

Eine hervorragende Möglich-
keit zur Förderung der zeit-
genössischen bildenden Kunst
biete das alte Instrument „Kunst
am Bau“, nach dem ein Anteil

Auffassung der Stadt bei Pla-
nung und Bau von öffentlichen,
insbesondere kulturellen, schu-
lischen und vorschulischen Ein-
richtungen auf deren architekto-
nische Qualität und Vorbild-
funktion besonderes Gewicht zu
legen. In unterschiedlichster
Hinsicht überarbeitungs- und
fortschreibungsbedürftig sei die
kulturelle Stellung Passaus als
Oberzentrum im Verhältnis zur
Region, insbesondere dem
Landkreis Passau. Bestehende
Kooperations- und Finanzie-
rungsmodelle seien zu aktuali-
sieren, Kostenbeteiligungen neu
zu regeln.

Maßnahmen

Als Ziele kommunaler Kul-
turpolitik und als konkrete
Maßnahmen zur Zielerreichung
werden genannt:
1. Kooperationen, Netzwerke
und Synergien
2. Bewahrung des kulturellen
Erbes Passaus
3. Förderung und Anerkennung
kultureller Leistungen und des
ehrenamtlichen Engagements
4. Räume und Möglichkeiten
5. Passau - europäische Kultur-
stadt als Brücke zwischen West
und Ost
6. Kreativität/Vielseitigkeit der
Kultur
7. Kulturförderung
8. Ausbau der Stellung Passaus
als kulturelles Oberzentrum
9. Verbesserung der kulturellen
Rahmenbedingungen und der
organisatorischen Vorausset-
zungen
10. Einrichten kultureller Bera-
tungsgremien.

Wirtschaftliche Bedeutung

Fazit: Kultur geht alle an. Ge-
meinsam mit dem Land ist es
ureigenste Aufgabe der Kom-
munen, die kulturelle Entwick-
lung in ihrem jeweiligen Wir-
kungsbereich zu fördern. In be-
sonderem Maße trifft dies für
die Stadt Passau zu, die nicht
nur aufgrund ihres reichen kul-
turellen Erbes, sondern auch in
Anbetracht ihrer Zentralfunkti-
on, geographisch und politisch
mitten in Europa, sich dieser
Aufgabe stellt. Dazu kommt die
wirtschaftliche Bedeutung des
Faktors Kultur für den Touris-
musstandort Passau. DK

Passaus OB Albert Zankl.

der Kosten für öffentliche Bau-
ten für deren künstlerische Pla-
nung und Ausstattung zur Ver-
fügung gestellt wird. Diese Idee
sei durch Optimierung der Ver-
fahren zu stärken und insgesamt
als verbindlich festzulegen. Die
Stadt Passau verpflichtet sich
zur Bereitstellung von zwei
Prozent der jeweiligen Bau- und
Planungskosten für „Kunst am
Bau“. Das Vergabe- und Aus-
wahlverfahren werde konkreti-
siert. Ein noch zu bestimmender
Anteil an den jährlich zur Verfü-
gung stehenden Beträgen sei für
Vergaben an Künstler aus der
Region vorzusehen.

Im Rahmen der Kulturver-
träglichkeitsprüfung ist nach

Stiftung „Menschen für Menschen“:

Bürgermeister bieten Wetteinsatz
Zum 25-jährigen Bestehen der Stiftung „Menschen für Men-
schen“ ist Karlheinz Böhm mit 20 Bürgermeistern deutscher
Städte - unter ihnen die bayerischen Städte Augsburg, Mün-
chen, Nürnberg, Passau und Pfaffenhofen - eine Wette einge-
gangen. Sie wetten, dass jeder dritte Einwohner ihrer Stadt 1
Euro für den Bau von Schulen in Äthiopien spendet. Wenn al-
le Städte mit insgesamt über vier Millionen Einwohnern ge-
winnen, wird Karlheinz Böhms Äthiopienhilfe über 1,4 Millio-
nen Euro für die Verbesserung der Bildungssituation in Äthio-
pien einsetzen können. 

Vor genau 25 Jahren wettete
Karlheinz Böhm in der ZDF-
Sendung „Wetten, dass..?“, dass
nicht jeder dritte Fernsehzu-
schauer eine Mark für die not-
leidenden Menschen in der Sa-
helzone spendet. Er gewann die
Wette und gründete im Novem-
ber 1981 die Stiftung „Men-
schen für Menschen“. Anleh-
nend an diese Wette möchten
die Bürgermeister es schaffen,
dass Böhm diesmal verliert. 

Kabarett-Abend...

Sollte Augsburgs Oberbürger-
meister Dr. Paul Wengert je-
doch verlieren, so wird er mit
möglichst vielen Augsburgern
im September Zwetschgendat-
schi backen und bei einem Fest
in der Innenstadt zugunsten der
Äthiopienhilfe verkaufen. Soll-
te Karlheinz Böhm unterliegen,
so wird er den Bürgerinnen und
Bürgern - wie in den anderen
Städten auch - von den Fort-
schritten in Äthiopien berichten. 

Sollte Münchens Oberbür-
germeister Christian Ude den
Kürzeren ziehen, wird er einen
Kabarett-Abend zugunsten der
Äthiopienhilfe veranstalten.
Nürnbergs Oberbürgermeister
Dr. Ulrich Maly wiederum
würde sich bei der Blauen Ball

Nacht am 27. Mai in der Kat-
harinenruine an dem Projekt
„Kloß mit Halleluja“ beteili-
gen, eine Stunde lang Kloß mit
Soß’ zubereiten und gegen
Spenden für die Äthiopienhilfe
an hungrige Kulturnacht-
schwärmer abgeben.

... und Afrikafestival

Oberbürgermeister Albert
Zankl hat sich dagegen vorge-
nommen, sich beim diesjähri-
gen dreitägigen Afrikafestival
als Verkäufer zu betätigen.
Außerdem organisiert er mit
Unterstützung von Till Hof-
mann (Lustspielhaus München)
eine große Veranstaltung mit
bekannten Passauer Künstlern
und der Münchner Lach- und
Schießgesellschaft.

Einsatz an der
Druckmaschine

Pfaffenhofens Bürgermeister
Hans Prechter schließlich ließ
eigens eine Telefon-Hotline und
ein Spendenkonto für Pfaffen-
hofen einrichten. Daran können
sich auch Auswärtige, die die
Pfaffenhofener Aktion unter-
stützen wollen, beteiligen. 

Falls Prechter die Wette ver-
liert, wird er, der gelernte Buch-

druckermeister, eine kolorierte
Zeichnung des Pfaffenhofener
Rathauses im Postkartenformat
drucken und die Karten dann
zugunsten der Aktion „Men-
schen für Menschen verkaufen.
„Schließlich hab’ ich das
Drucken ja auch nach fast 16
Jahren Bürgermeister-Dienst
noch nicht verlernt“, freut sich
Prechter sogar auf seinen Ar-
beitseinsatz. Und nicht nur an
der Druckmaschine will er per-
sönlich tätig werden, sondern
auch beim Verkauf der Drucke:
Dafür wird er sich an einem
Samstag im Mai an einen Ver-
kaufsstand auf dem Pfaffenh-
ofener Wochenmarkt stellen -
und zwar unabhängig davon,
wie die Wette ausgeht: „Das
mache ich auf jeden Fall, auch
wenn ich die Wette gewinne,
denn das bringt noch zusätzli-
ches Geld für Karlheinz Böhms
vorbildliches Projekt“, ver-
sprach der Rathauschef.

„Solidarität mit den 
Ärmsten der Armen“

Trotzdem hofft er natürlich,
dass die Pfaffenhofener - und
vielleicht auch die Bewohner
der Umlandgemeinden - fleißig
spenden. Immerhin geht es
nicht nur um eine Wette, son-
dern wie Prechter betonte, um
„Solidarität mit den Ärmsten
der Armen“. 

Am 12. Mai wird das Ergeb-
nis der Städtewette auf einer
Pressekonferenz anlässlich des
25jährigen Bestehens der Stif-
tung Menschen für Menschen in
der Bundespressekonferenz in
Berlin bekannt gegeben. DK

Oberpfälzer Jura:

Offizieller Start der Literaturtage
Ausstellung über Gottfried Kölwel eröffnet Einblicke ins Leben des Dichters

Beratzhausen. Allerhand Raritäten, darunter manche Erst-
drucke und Originalmanuskripte sowie Fotos und Briefe sind
in der vor kurzem im Beratzhausener Zehentstadel eröffneten
Ausstellung zu sehen, die bis 22. Oktober zu besichtigen ist.
Mit dieser Ausstellungseröffnung fiel auch der Startschuss zu
den Literaturtagen im Oberpfälzer Jura, die unter der Pro-
jektleitung von Dr. Christine Riedl-Valder vom 6. bis 22. Okto-
ber der Markt Beratzhausen organisiert.

In seiner Begrüßung freute
sich Bürgermeister Georg Tha-
ler über die Teilnahme der
Jurymitglieder, die im Oktober
den Gewinner des Literaturprei-
ses im Oberpfälzer Jura küren
werden. Die Projektleiterin dank-
te vor allem den Leihgebern der
Exponate. Prof. Dr. Eberhard
Dünninger aus Regensburg und
Hans Ziegler aus Rosenheim
gehören ebenso zur Jury wie
Richard Prechtl (Bad Aibling),
Dr. Barbara Baumann-Eisenack
(Literaturarchiv Sulzbach-Ro-
senberg) und Beratzhausens
Altbürgermeister Franz-Xaver
Staudigl. 

Die Ausstellung „Gottfried
Kölwel (1889-1958) - Bücher
und Manuskripte“ zeigt unter

anderem wertvolle Erstausga-
ben von Büchern des Dichters
mit Illustrationen bekannter
Künstler, aber auch Originalma-
nuskripte, Briefe und Fotografi-
en - vieles davon erstmals öf-
fentlich. 

Erinnern an die Wurzeln

Mit den „Literaturtagen im
Oberpfälzer Jura“ will der
Markt Beratzhausen unter dem
Motto „Heimat Oberpfälzer Ju-
ra - Heimat Europa“ an die li-
terarischen Wurzeln dieser Re-
gion erinnern und eine weltoffe-
ne Auseinandersetzung mit der
Heimat im literarischen Bereich
fördern. Den Anstoß gab das
Anliegen, den aus Beratzhausen

stammenden Dichter Gottfried
Kölwel zu würdigen, der in sei-
nen literarischen Werken viel-
fach seine Heimat verarbeitet
hat. 

Neben Ausstellungen und Le-
sungen ist zum Beispiel ein li-
terarisches Forum geplant. In
einem „Literaturführer Ober-
pfälzer Jura“ werden dann die
besten Texte publiziert. Höhe-
punkt der Veranstaltung wird
die Verleihung eines mit 5.000
Euro dotierten und vom Markt
Beratzhausen gestifteten Litera-
turpreises am 22. Oktober in
Beratzhausen sein. 

Weitere Fragen beantwortet
gern Projektleiterin Dr. Christi-
ne Riedl-Valder (Email: post@
kunstliteratour.de; Tel.: 09493/
951331). Auch auf der Beratz-
hausener Homepage (www.be-
ratzhausen.com) werden immer
wieder aktuelle Informationen
veröffentlicht. Eine Dokumen-
tation über das gesamte Projekt
ist im Nachklang ebenfalls an-
gedacht.              Markus Bauer
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Vorschau auf GZ 9
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 9, die am 4. Mai
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Kommunale Baupolitik
Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Kommunalfahrzeuge

Erster Internationaler Geriatrietag in Rosenheim:

„Der alte Mensch kann
nicht warten!“

„Ein zusammenwachsendes Europa braucht Lösungen, die so-
wohl den Patienten als auch den Sozialversicherungssystemen
Vorteile bringen“, sagte Bayerns Sozialministerin Christa Ste-
wens anlässlich des ersten Internationalen Geriatrietags in Ro-
senheim, an dem auch Experten aus Österreich und der Schweiz
teilnahmen. Stewens, die zugleich Schirmherrin des Aktionstags
ist, wies auf die Vorteile einer grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit im Gesundheitsbereich hin und nannte beispielhaft
die bessere Versorgung der Patienten und eine wirtschaftliche
Nutzung der Ressourcen, etwa durch die Vermeidung von Dop-
pelvorhaltungen beiderseits einer Landesgrenze. 

Bei der Versorgung älterer
Menschen werden in den ver-
schiedenen Ländern nach Ste-
wens’ Worten bislang unter-
schiedliche Wege gegangen, be-
sonders bei der Zuordnung von
Versorgungsbereichen. „Die
Gesundheitsversorgung wird
vorwiegend als nationale Ange-
legenheit angesehen. Gerade
auf dem Gebiet der Kranken-
hausversorgung bestehen noch
immer Hindernisse, während
zum Beispiel die grenzüber-
schreitende Inanspruchnahme
von Leistungen der medizini-
schen Rehabilitation offenbar
leichter möglich ist. Häufig sind
es vor allem rechtliche Hürden
und Systemunterschiede, die ei-
nen rascheren Fortschritt auf
dem Gebiet einer Kooperation
verhindern“, erklärte die Mini-
sterin. 

Vernetztes Angebot

Stewens: „Die steigende Zahl
älterer und von Krankheit be-
drohter Menschen erfordert es,
Strukturen zu schaffen, in denen
die Betroffenen adäquat medizi-

nisch versorgt werden können.
Dazu benötigen wir ein abge-
stuftes und vernetztes geriatri-
sches Versorgungsangebot, das
sich vom ambulanten über den
stationären Bereich bis hin zu
Strukturen der Altenhilfe er-
streckt.“ 

Geriatrie-Datenbank

Die Ministerin wies auf das
bereits 1990 entwickelte baye-
rische Geriatriekonzept hin,
dessen Schwerpunkt bewusst
die Schaffung von geriatrischen
Rehabilitationseinrichtungen
bildete. Mittlerweise sei das
Ziel des Aufbaus eines flächen-
deckenden Netzes erreicht wor-
den mit 62 geriatrischen sta-
tionären Einrichtungen und
über 2.600 Betten. „Eine mit
Mitteln des Freistaates aufge-
baute Geriatrie-Datenbank, die
90 Prozent der geriatrischen re-
habilitativen Behandlungskapa-
zität umfasst, zeigt den Erfolg
des Konzepts: Heimeinweisun-
gen und Pflegebedürftigkeit
werden zum überwiegenden
Teil vermieden, weil es gelingt,

die Fähigkeiten zur Bewälti-
gung des täglichen Lebens deut-
lich zu steigern.“ 

Negatives Altersbild

Der Vorsitzende der Arbeits-
gemeinschaft Geriatrie Bayern
e.V., Bezirkstagstagspräsident
Richard Bartsch, betonte, die
Märkte hätten offensichtlich
schon begonnen, auf gesell-
schaftliche Veränderungen zu
reagieren. Dabei entstehe aller-
dings der Eindruck, dass Alter
und Defizit an Mobilität wie
selbstverständlich zusammen-
gehörten. So seien etwa Sport-
geräte für Senioren Fehlanzei-
ge. Bartsch: „Wir sehen daran
auch, dass wir in erster Linie ein
negatives Altersbild haben. Wir
denken zuerst in dem Muster,
dass ein Mensch im höheren Al-
ter fast immer krank wird oder
dement, und die dann erworbe-
nen Einschränkungen nicht mehr
rückgängig zu machen sind.“ 

Potenziale im Alter
aktivieren und fördern 

Die Altersgruppe der Betag-
ten werde die Gesellschaft prä-
gen, fuhr der Vorsitzende fort.
Wie das Bewusstsein dieser Ge-
sellschaft dann aussehen wird,
hänge vom Hier und Heute ab,
denn die Bewusstseinsverände-
rung einer Gesellschaft rechne
man am besten in Jahrzehnten. 

Bartsch forderte eine in der
Gesellschaft verankerte Selbst-
verständlichkeit, „dass die im
Alter vorhandenen Potentiale
schon aus Kostengründen nicht
verschenkt werden dürfen, son-
dern aktiviert und gefördert
werden müssen“. Es müsse „ein
Allgemeinplatz“ werden, „dass
es möglich ist, nach Krankhei-
ten, nach Störungen und kriti-
schen Lebensereignissen kör-

perliche, psychische und soziale
Fähigkeiten und Fertigkeiten
auch im Alter wieder gewinnen
zu können“. 

Zu wenig ambulante
Reha-Angebote

Erreicht werden müssten die-
jenigen, „für die Leistungen der
Geriatrie und der geriatrischen
Reha jetzt schon in Frage kom-
men, damit diese Angebote
auch nachgefragt und verordnet
werden“, erklärte Bartsch. Mo-
mentan aber beobachte er mit
Sorge das überwiegende Entste-
hen von Pflegeheimen statt am-
bulanter Rehabilitationsangebo-
te. Mittlerweile gebe es über
1.300 Pflegeheime in Bayern
mit ständig dramatisch steigen-
der Tendenz. 

Ansprechpartner

Bartsch: „Wir müssen auch
diejenigen mittleren Alters er-
reichen, die jetzt über die Mög-
lichkeiten und Entscheidungs-
gewalten verfügen, Veränderun-
gen auf den Weg zu bringen und
ihren Kindern Maßstäbe mit auf
den Weg geben. Ansprechpart-
ner sind aber auch diejenigen,
die in unsere Gesellschaft erst
hineinwachsen und von ihr ge-
prägt werden. Sie werden dann
die Macher sein, wenn die mitt-
lere Generation Geriatrielei-
stungen nachfragen möchte und
muss.“ 

Öffentlichkeitsarbeit

Bartsch appellierte zum Ab-
schluss an die zahlreichen Teil-
nehmer aus Medizin, Therapie
und Pflege, ihre Kreativität und
Phantasie sowie ihr Fachwis-
sen an die Öffentlichkeit zu
bringen, ihre Tätigkeit und Be-
handlungserfolge bekannt zu
machen. So wie geriatrische
Leistungen in der Arztpraxis,
im Krankenhaus, in der Reha-
bilitation und in der Pflege er-
bracht würden, so sollten sich
alle Erbringer von Leistungen
an einer gemeinsamen Öffent-
lichkeitsarbeit in Sachen Geria-
trie beteiligen. DK

Sozialministerin Christa Stewens mit Bezirkstagspräsident
Richard Bartsch.

Landratsamt Kelheim:

Auf dem Weg zur
Vorzeigebehörde 

Das Landratsamt Kelheim ist als erste Kreisbehörde in Deutsch-
land mit dem Zertifikat „Beruf und Familie“ der gemeinnützi-
gen Hertie-Stiftung ausgezeichnet worden. „Wir wollen mit Hil-
fe derAuditierung familienfreundlicher werden und die Balance
zwischen den Belangen unserer Mitarbeiter und den Interessen
der Landkreisverwaltung finden“, bemerkte Landrat Dr. Fal-
termeier. Mit dem Projekt will die Stiftung beweisen, dass in Un-
ternehmen eine familiengerechte Personalpolitik problemlos
möglich ist und dies keinen Luxus für die Betriebe darstellt.

Das Landratsamt hat sich, um
noch familienfreundlicher zu
werden, für die nächsten drei
Jahre Ziele gesteckt, die in den
Handlungsfeldern Arbeitszeit,
Gestaltung von Arbeitsabläufen,
Arbeitsorganisation, Information
und Kommunikation, Führungs-
kompetenz und Service für Fa-
milien definiert wurden. So wur-
den bereits die Arbeitszeitrege-
lungen im Landratsamt hinsicht-
lich ihrer Familienfreundlichkeit
optimiert und verschiedene Ar-
beitsplätze werden auf die Mög-
lichkeit der alternierenden Tele-
arbeit überprüft. 

Die bisher einschneidendste
Aktion im Rahmen des Audit ist
jedoch ein Rauchverbot, das so-
wohl für die Mitarbeiter als auch
für die Besucher im Landratsamt
ab 1. Mai eingeführt wird. „Wir
haben die Pflicht, nichtrauchen-
de Beschäftigte und Besucher

vor den Gefahren und den Belä-
stigungen des Passivrauchens zu
schützen“, so Landrat Faltermei-
er. Für die rauchenden Mitarbei-
ter des Landratsamtes wird ein
Raucherraum ausgewiesen, alle
Besucher des Landratsamtes
werden jedoch künftig bereits
beim Eingang darauf hingewie-
sen, dass im gesamten Gebäude
nicht mehr geraucht werden darf. 

Die nächsten Maßnahmen die
man im Landratsamt im Rahmen
des Audit in Angriff nehmen
will, sind familienfreundliche
Besuchermaßnahmen wie die
Einrichtung eines Wickelraumes
und die Einrichtung einer An-
laufstelle „Sozialberatung“ für
die Mitarbeiter, die bei der
Gleichstellungs- und Senioren-
stelle angesiedelt ist und die
auch von den Landkreisbewoh-
nern in Anspruch genommen
werden kann. DK


